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Strampeln für einen Betriebsrat 

Orry Mittenmayer schildert, wie Kölner Fahrradku¬ 
riere sich gegen ihren Arbeitgeber wehren. 
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Zuma wilTs aussitzen 

Der Kampf um die Absetzung des südafrikanischen 
Präsidenten Jacob Zuma gleicht einer Tragödie, die 
als Farce aufgeführt wird. 
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Thema der Woche 


NATO-Sicherheitskonferenz 

Während Tausende gegen sie auf die Straße 
gehen, verhandeln Politiker, Militärs und Rüs¬ 
tungskonzerne über die Kriege auf der Welt. 
Tom Talsky zeigt, wie Münchner Rüstungs¬ 
konzerne aus der Konferenz Profit schlagen. 
Die EU-Abgeordnete Sabine Lösing zeichnet 
die Entstehung der EU-Armee PESCO nach 
und Jörg Kronauer untersucht die deutschen 
Interessen an der NATO. Der Bundestagsab¬ 
geordnete Andrej Hunko kommentiert die 
Stärkung des Militärischen. 

Seiten 2,5,9 und 13 


Das Kapital verlangt mehr 

Steuersenkung fehlt im Koalitionsvertrag - Lässt sich aber später durchsetzen 



So schnell kann man nicht gucken wie sich das Kapital die Milliarden unter den Nagel reißt. 


D ie Unternehmerverbände ge¬ 
ben sich in ihrer Mehrheit un¬ 
zufrieden mit dem mühsam ge¬ 
bastelten Koalitionsprogramm, das in 
der vorigen Woche der staunenden 
Öffentlichkeit vorgestellt worden war. 
„Dieser Vertrag ist noch scheußlich¬ 
er als erwartet“ sagt beispielsweise 
Gesamtmetall-Hauptgeschäftsführer 
Oliver Zander, der Sozialstaat werde 
„explosionsartig ausgeweitet“ Auch 
der Präsident des BDA (Dachverband 
der ,,Arbeitgeber“-Verbände), Ingo 
Kramer, befindet, die künftige Wett¬ 
bewerbsfähigkeit der hiesigen Fir¬ 
men werde zu wenig beachtet. Dass 
eine Unternehmenssteuerreform nach 
dem Vorbild des US-Präsidenten Do¬ 
nald Trump fehlt, beklagen auch die 
Industrieverbände und die Handels¬ 
kammern. In der Steuerpolitik fehle 
trotz guter wirtschaftlicher Lage „der 
Mut zu spürbaren Entlastungen und zu 
Strukturreformen“ kritisiert der Präsi¬ 
dent des BDI (Bundesverband der 
Deutschen Industrie), Dieter Kempf. 
Deutschland müsse sich dringend dem 
internationalen Steuerwettbewerb 
stellen. Der oberste Industrieverband 
fasst seine harsche Kritik auf seiner 
Web-Seite mit dem Satz zusammen, 
die deutsche Industrie sei „in der Ge¬ 
samtschau“ mit „dem Koalitionsvertrag 
unzufrieden“ 

Es gibt auch Ausnahmen: Der Ge¬ 
samtverband der Deutschen Versiche¬ 
rungswirtschaft beispielsweise zeigt 
sich glücklich darüber, dass es der pri¬ 
vaten, vom Staat subventionierten Al¬ 
tersvorsorge nicht an den Kragen ge¬ 
hen wird. Bitcom, der Verband der In¬ 
formations- und Telefonunternehmen, 
freut sich, dass die künftige Regierung 
sich auf eine großzügige Förderung der 
Digitalbranche festgelegt hat. Für die 
Banken in Privatbesitz sagt deren Ver¬ 
bandspräsident Hans-Walter Peters: 
„Trotz einiger Schwächen, etwa in der 
Steuerpolitik, ist dieser Koalitionsver¬ 
trag eine gute Grundlage für eine er¬ 
folgreiche Regierungsarbeit“. Positiv 
sei, dass sich die neue Merkel-Regie- 


Am 8. Februar griffen die US-Luft- 
waffe und -Artillerie bewaffnete Ein¬ 
heiten der Regierung im Gouverne¬ 
ment Deir Ezzor an. Angeblich hät¬ 
ten die Regierungstruppen Stellungen 
der US-Verbündeten der „Demokra¬ 
tischen Kräfte Syriens“ (SDF), zu de¬ 
nen auch kurdische Kräfte wie die 
YPG gehören, angegriffen. Das Pen¬ 
tagon sprach von einem verletzten 
SDF-Soldaten. Im US-Angriff dage¬ 
gen wurden bis zu hundert Soldaten 
getötet. Sie kämpften offenbar gegen 
Einheiten des IS, bevor sie angegrif¬ 
fen wurden. 

Zwei Tage später bombardierten 
israelische Flugzeuge zum wiederhol¬ 
ten Mal in diesem Jahr Ziele in Syrien. 
Ein israelisches Flugzeug wurde dabei 
abgeschossen. 

In nahezu gleichlautenden Stel¬ 
lungnahmen sprachen das US- und 
das israelische Militär von rein „de- 


rung stärker um die Attraktivität des 
Finanzplatzes Deutschland kümmern 
und die Regulierung der Banken zu¬ 
rücknehmen wolle. 

Eindeutig aber ist: Bei den Kapita¬ 
listen und ihren Verbänden überwiegt 
die Kritik. Liegt es vielleicht daran, 
dass in ihren Augen CDU-Merkel und 
CSU-Seehofer den SPD-Unterhänd- 
lern zu viele Zugeständnisse gemacht 
haben? Für diese Theorie gibt es kei¬ 
ne Belege. Weder beschweren sich die 
Unternehmer darüber, noch finden sich 
im 177-seitigen Koalitionsvertrag Spu¬ 
ren solcher Zugeständnisse. Von den 
Forderungen, welche die SPD-Führung 
ihrer Basis gegenüber versprochen hat¬ 
te, sie sollten durchverhandelt werden, 
bis „es quietscht“, wird die Bürgerver¬ 
sicherung im Vertrag nicht einmal er¬ 
wähnt. Der Kampf gegen die Altersar¬ 
mut soll mit homöopathischen Mitteln 
nach Hartz-IV-Modell geführt werden. 
Der Nachzug von Familienangehörigen 
wurde vom Bundestag auf Antrag der 
Verhandlungsparteien bereits ausge¬ 
setzt und der Willkür der Verwaltung 
überlassen. Und zur Erhöhung der 


fensiven“ Aktionen. „Die SDF haben 
in Selbstverteidigung und mit Unter¬ 
stützung durch die Koalition gehan¬ 
delt ...Wir suchen keinen Konflikt 
mit dem syrischen Regime“, so das 
Pentagon. Und das israelische Mili¬ 
tär sprach von einer „rein defensiven 
Aktion gegen die iranische Aggressi¬ 
on“ und will die Situation nicht wei¬ 
ter verschärfen. Doch droht ein is¬ 
raelischer Militärchef, General Yoel 
Strick, vom israelischen Nordkom¬ 
mando, mit Krieg. 

Jeder Angriff wird immer wieder 
als „Selbstverteidigung“ bezeichnet - 
eine bizarre Umdeutung der Reali¬ 
tät. Zwar wird vom israelischen Mili¬ 
tär der angebliche Flug einer Drohne 
über israelisches Gebiet als Begrün¬ 
dung für den jetzigen Angriff genannt. 
Doch gibt es so viele israelische An¬ 
griffe (allein im Januar drei), dass die 
Begründungen beliebig werden. 


Rüstungsausgaben auf 2 Prozent des 
BIP (Bruttoinlandsprodukts) heißt es 
im durchverhandelten Koalitionsver¬ 
trag wörtlich, Deutschland „wird dem 
Zielkorridor der Vereinbarungen in der 
NATO folgen“. Bei den Verhandlungen 
über die unabdingbaren SPD-Forde- 
rungen kann es nicht gequietscht haben. 

Dass es zwischen SPD und den bei¬ 
den Christenparteien in der Sache gro¬ 
ße Übereinstimmung gibt, erstaunt we¬ 
der die Leser dieser Zeitung noch die 
Geschäftsführer der Unternehmer ver¬ 
bände, noch auch die, die nur den Wahl¬ 
kampf der SPD und ihres Spitzenkan¬ 
didaten Martin Schulz verfolgt haben. 
Schulz hielt erklärtermaßen die Politik 
Angela Merkels und die der bisheri¬ 
gen Großen Koalition für richtig. Ge¬ 
quietscht hat es in den Verhandlungen 
deshalb nicht beim Inhalt, sondern bei 
der Verteilung der Ressorts. Auf diesem 
Feld haben Merkel und die CDU er¬ 
staunliche Zugeständnisse an die SPD 
gemacht: Vier klassische Ministerien 
(Außen, Finanzen, Arbeit & Soziales, 
Justiz), dazu die für Familie und Um¬ 
welt kann dem Koalitionsvertrag zufol- 


Die USA sehen dem Angriff der 
Türkei auf ihre Verbündeten in Afrin 
tatenlos zu - mit dem Angriff in Deir 
Ezzor zeigen sie, dass sie die SDF wei¬ 
terhin unterstützen. So verhindern sie 
jeden denkbaren Ansatz einer Zusam¬ 
menarbeit der SDF mit der syrischen 
Regierung. Und auch auf die Verhand¬ 
lungen in Astana und Sotschi, mit de¬ 
nen die Russische Föderation eine po¬ 
litische Lösung des Konflikts anstrebt, 
wollen die USA antworten. Die Spre¬ 
cherin des Pentagon, Dana White, sag¬ 
te: „Wir unterstützen weiterhin die 
SDF, um sicherzustellen, dass unsere 
Diplomaten in Genf von einer Positi¬ 
on der Stärke aus verhandeln können.“ 
Zu der Position der Stärke gehört 
auch die Kontrolle über die Öl-Res- 
sourcen in Deir Ezzor. Und so ist auch 
der Angriff der USA in Deir Ezzor zu 
verstehen, bei dem schon im Septem¬ 
ber 2016 hundert syrische Soldaten 


ge die SPD-Führung nach ihrem Gusto 
besetzen. Ist das der Grund, warum die 
Unternehmer so unfreundlich auf den 
Koalitionsvertrag reagieren? 

Noch ist die neue Regierung nicht 
im Amt. Erfahrungsgemäß stellen sich 
die wirklich wichtigen Fragen und Ent¬ 
scheidungen erst im Laufe der Regie¬ 
rungszeit. Da kommt es schon darauf 
an, wer an den wichtigen Stellen in der 
Regierung sitzt. Die Entlastung der 
Bürger und Firmen von Steuern und 
Abgaben, die von BDI, BDA, Banken¬ 
verband BdB und hinter ihnen stehen¬ 
den Unternehmenslenkern und Kapi¬ 
talisten so ersehnt werden, lässt sich 
auch später noch erreichen. Auch die 
Agenda 2010 stand 2002 nicht im Koa¬ 
litionsprogramm von SPD und Grünen. 
Der BDI und die anderen Verbände ge¬ 
ben sich zwar jetzt mit dem Koalitions¬ 
vertrag unzufrieden. Dennoch wünscht 
BDI-Präsident Kempf, dass diese drit¬ 
te Große Koalition aus CDU, CSU und 
SPD zustande kommt. „Ich hoffe na¬ 
türlich, dass die SPD-Basis zustimmt“, 
sagt er und beweist damit sein tiefes 
Verständnis von Politik. Lucas Zeise 


getötet wurden. Die Sprecherin des 
russischen Außenministeriums beton¬ 
te, dass die US-Truppen in Syrien den 
politischen Prozess und die territoria¬ 
le Einheit Syriens bedrohen. 

Israel sucht eine Position der Stär¬ 
ke gegenüber dem Iran. Die Stabi¬ 
lisierung Syriens mit Hilfe des Iran 
steht dem im Wege. Und so greift die 
israelische Luftwaffe immer wieder 
Ziele in Syrien an, um die Zusam¬ 
menarbeit zwischen Syrien, dem Iran 
und der Hisbollah zu stören. Zu Isra¬ 
els Verbündeten gehören dabei auch 
die Dschihadisten, die auf dem Golan 
kämpfen. Auch sie werden durch isra¬ 
elische Luftangriffe unterstützt. 

Bisher konnten israelische Flug¬ 
zeuge nach Belieben die Souveräni¬ 
tät des Libanon und Syriens verletzen. 
Dies scheint mit dem Abschuss der 
F-16 nicht mehr ohne weiteres mög¬ 
lich. Manfred Ziegler 


1818 Marx 2018 



Der Chauvinismus der 
Bourgeoisie ist eine bloße 
Eitelkeit, die alle ihre eige¬ 
nen Ansprüche national be¬ 
mänteln soll. Er ist ein Mit¬ 
tel, durch stehende Heere 
die internationalen Käm¬ 
pfe zu verewigen, in jedem 
Land die Produzenten zu 
unterjochen, indem man 
sie gegen ihre Brüder in je¬ 
dem anderen Land hetzt, 
ein Mittel, die internatio¬ 
nale Zusammenarbeit der 
Arbeiterklassen, die erste 
Bedingung ihrer Emanzi¬ 
pation, zu verhindern. 

Karl Marx, Der Bürgerkrieg 
in Frankreich 


Ostermärsche 2018 

Vom 30. März bis 2. April finden 
bundesweit wieder zahlreiche Oster¬ 
märsche und Aktionen statt. Mit De¬ 
monstrationen, Kundgebungen, Fahr¬ 
radtouren, Wanderungen und Frie¬ 
densfesten wird auch in diesem Jahr 
die Friedensbewegung bei den Oster¬ 
marschaktionen ihre Themen in die 
Öffentlichkeit bringen. Die Ostermär¬ 
sche finden traditionell in regionaler 
und lokaler Verantwortung statt. 

Bisher sind über 40 Kundgebun¬ 
gen und Demonstrationen im gesam¬ 
ten Bundesgebiet geplant, die einzel¬ 
nen Orte und Termine lassen sich über 
das Netzwerk Friedenskooperative er¬ 
fahren. 

Die Unterschriften-Kampagne „ab¬ 
rüsten statt aufrüsten - Keine Erhö¬ 
hung der Rüstungsausgaben - Abrüs¬ 
ten ist das Gebot der Stunde“ ist be¬ 
reits jetzt ein großer Erfolg, während 
der Proteste in München und natür¬ 
lich bei allen Veranstaltungen rund 
um Ostern 2018 werden weiterhin 
Unterschriften gesammelt. 


Friedens-Info der DKP 

Dieser UZ liegt das aktuelle Frie- 
dens-lnfo der DKP bei. Zusätzliche 
Exemplare zur Verteilung bei Frie¬ 
densaktionen,den Ostermärschen, 
im Wohngebiet und am Infostand 
können zum Preis von 2,50 Euro 
plus Porto je 100 Exemplare be¬ 
stellt werden unter vertrieb@un- 
sere-zeit.de, Telefon 0911 8 019 991. 


Bizarre Umdeutung der Realität 

USA nennen Bombardierung der syrischen Truppen „Selbstverteidigung“ 
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Marktplatz München 

Rüstungsunternehmen planen und nutzen die Münchner Sicherheitskonferenz 


Handel mit Russland 
floriert 

Nach Jahren der Flaute haben 
Deutschland und Russland ihren 
Handel 2017 um fast ein Viertel ge¬ 
steigert. Damit habe der Warenaus¬ 
tausch einen Wert von rund 50 Mrd. 
US-Dollar (knapp 41 Mrd. Euro) 
erreicht, teilte die deutsch-russische 
Auslandshandelskammer (AHK) in 
Moskau unter Berufung auf Angaben 
des russischen Zolls mit. Deutschland 
blieb damit nach China der zweit¬ 
größte Handelspartner für Russland. 
Die russischen Importe aus Deutsch¬ 
land stiegen laut AHK gegenüber 
2016 um fast ein Viertel auf umge¬ 
rechnet 19,7 Mrd. Euro. Die russi¬ 
schen Exporte nach Deutschland, 
überwiegend Rohstoffe, legten um 
21,1 Prozent zu. 

Reallohn steigt kaum 

Die Lohnerhöhungen in Deutsch¬ 
land haben sich 2017 wegen höherer 
Verbraucherpreise weniger positiv 
bemerkbar gemacht als in den Vor¬ 
jahren. Nach vorläufigen Angaben 
des Statistischen Bundesamtes stie¬ 
gen die Löhne nominal um etwa 2,5 
Prozent, abzüglich der Inflation von 
1,8 Prozent blieb damit ein realer Zu¬ 
wachs von knapp 0,8 Prozent. Im Jahr 
zuvor waren die Reallöhne noch um 
1,8 Prozent und 2015 sogar um 2,4 
Prozent gestiegen. 

Hohes Außenhandels¬ 
defizit der USA 

Das Handelsdefizit der USA ist im 
vorigen Jahr auf das höchste Niveau 
seit 2008 gestiegen. Es weitete sich 
nach Angaben des Handelsministe¬ 
riums in Washington um 12,1 Prozent 
auf 566 Mrd. Dollar aus. Der Fehlbe¬ 
trag im Handel mit China legte 2017 
um 8,1 Prozent auf den Rekordwert 
von 375,2 Mrd. Dollar zu. 

EU will Batteriefabriken 

Autobauer und Zulieferer müssen 
nach Schätzungen der EU-Kommis- 
sion in Europa einige große Fabri¬ 
ken für Elektroauto-Batterien hoch- 
ziehen. „Wir brauchen mehr als zehn 
Gigafactories in Europa“, sagte EU- 
Energiekommissar Maros Sefcovic 
nach einem Treffen mit Vertretern 
der Industrie und einiger Mitglieds¬ 
länder. Der Markt für die Energie¬ 
speicher dürfte 250 Mrd. Euro groß 
werden - was etwa der Größe der 
Wirtschaft von Dänemark entspricht. 
Zum „Batteriegipfel“ in Brüssel hat¬ 
te die EU-Kommission über 40 Fir¬ 
menvertreter aus der Auto-, Chemie- 
und Technologiebranche eingeladen. 
Deutsche Konzerne sind in der Frage 
zurückhaltend. Volkswagen prüft, ob 
eine eigene Entwicklung und Pro¬ 
duktion von Batteriezellen für Elek¬ 
troautos wirtschaftlich wäre. Der 
weltgrößte Autozulieferer Bosch un¬ 
terstrich Ende Januar die Risiken. 

Netzkosten stabil 

Die Stromkunden in Deutschland 
müssen für die Netzkosten vorerst 
nicht noch viel mehr zahlen als bis¬ 
her. „Die Netzentgelte für den Ver¬ 
braucher werden im kommenden 
Jahr in vielen Bereichen praktisch 
nicht steigen“, sagte der Präsident 
der Bundesnetzagentur, Jochen 
Homann. Die Gebühren für den 
Stromtransport sind in den vergan¬ 
genen Jahren insgesamt deutlich ge¬ 
wachsen. Sie machen fast ein Vier¬ 
tel des Strompreises aus. Von den 
knapp 30 Cent je Kilowattstunde, 
die bei einem Verbrauch zwischen 
2 500 und 5 000 Kilowattstunden im 
Jahr durchschnittlich gezahlt wer¬ 
den, entfallen inzwischen mehr als 
7 Cent auf die Netzentgelte. 

8,6 Mio für Zetsche 

Daimler-Chef Dieter Zetsche hat 
im Geschäftsjahr 2017 insgesamt 

8.6 Mio. Euro verdient. Zu seinem 
Grundgehalt von rund 2 Mio. Euro 
kommen variable Vergütungen in 
Höhe von rund 4 Mio. Euro hinzu. 
Dazu kommt ein Bonus in Höhe von 

2.6 Mio. Euro, wie der Daimler-Ge¬ 
schäftsbericht für das Jahr 2017 aus¬ 
weist. Im Jahr 2016 hatte Zetsche 
„nur“ 7,6 Mio. Euro verdient. 


S eit wenigen Wochen rollen auf 
Befehl der türkischen Regie¬ 
rung Panzer durch die Provinz 
Afrin in Nordsyrien. Die türkische 
Staatsführung will sich damit ihr Ein¬ 
flussgebiet in Syrien sichern und an 
einer Zerschlagung Syriens teilha¬ 
ben. Die dafür benutzten deutschen 
Leopard-2-Panzer aus der Münchner 
Rüstungsfabrik Krauss-Maffei-Weg¬ 
mann (KMW) treffen auf deutsche 
Milan-Panzerabwehrraketen aus der 
Schrobenhausender Rüstungsfirma 
MDBA, die Teil des Airbus-Kon¬ 
zerns ist. Damit beschert die türki¬ 
sche Militärinvasion den deutschen 
Rüstungskonzernen gleich doppelt 
Profit: Durch den Verkauf von Pan¬ 
zern und Panzerabwehrraketen sowie 
durch die Zerstörung und den Ver¬ 
brauch. 2017 konnte der Münchner 
Panzerbauer KMW seinen Umsatz 
um 100 Mio. Euro auf nun 776 Mio. 
Euro steigern, MDBA erzielte ca. 400 
Mio. Euro Gewinn. 

Aber nicht nur in Nordsyrien tref¬ 
fen Airbus und KMW aufeinander, 
sondern auch auf der Münchner Si- 


UZ: Du arbeitest als Rider (Fahrradku¬ 
rier) bei Deliveroo. Wie sieht dein Ar¬ 
beitsalltag aus? 

Orry Mittenmayer: Ich fahre meistens 
zwischen 40 und 50 Stunden die Wo¬ 
che und lege dabei im Schnitt 700 Ki¬ 
lometer mit meinem Fahrrad zurück. 
Meine Schicht fängt um 11.30 Uhr an. 
Dann logge ich mich über mein Han¬ 
dy mit einer speziellen Rider-App ein. 
Mit Hilfe eines Algorithmus wird dem 
nächsten freien Fahrer eine Order zu¬ 
geteilt. Meistens handelt es sich dabei 
um Lieferungen von Restaurants an 
Büros. Kurz vor Schichtende bekommt 
man dann oft noch eine Order zuge¬ 
teilt, so dass man noch in seiner Frei¬ 
zeit ohne Lohn fährt. 

UZ: Wie kam es dazu, dass deine Kol¬ 
legen und du euch entschieden habt, 
einen Betriebsrat gründen zu wollen? 

Orry Mittenmayer: Ende letzten Som¬ 
mer ist es dazu gekommen, dass wir 
kein Geld ausgezahlt bekommen ha¬ 
ben. Es hieß, man würde uns gerne so¬ 
fort den Lohn nachzahlen, aber leider 
müssten wir einen Monat warten, weil 
die Abrechnungsfirma strikte Struktu¬ 
ren hat und keine Ausnahmen macht. 
Wenn man dann darauf hingewiesen 
hat, dass man Miete zahlen muss, dann 
wurde lapidar gesagt, dass man nichts 
machen könne. Das haben wir als Fah¬ 
rer eine Zeit lang mit uns machen las¬ 
sen, dann ist es aber irgendwann doch 
eskaliert. 

Man muss verstehen, dass wir zwei 
bis drei mal die Woche einen Platten 
haben und ein Rennrad braucht be¬ 
stimmte Schläuche und Mäntel. Wenn 
du Pech hast und du zum Beispiel über 
Karneval fährst, dann gibst du 80 Euro 
die Woche für Schläuche und Mäntel 
aus, weil dir ständig Glassplitter rein¬ 
kommen. Deliveroo hat gesagt, dass 
es unsere Verantwortung ist und nicht 
ihre. Dadurch haben wir aber einen 
enormen Gehaltsausfall. 

Der Supergau war dann, als der 
Winter hier in Köln relativ früh ge¬ 
kommen ist. Es gab wieder überhaupt 
keine Winterklamotten. In einer 
Rundmail von Deliveroo hieß es, dass 
sie eine gute Nachricht für uns hät¬ 
ten, denn ab sofort könne man Win¬ 
terequipment bei ihnen kaufen. Dann 
ist uns der Kragen geplatzt. Wir ver¬ 
dienen nur 9 Euro die Stunde, Trink¬ 
geld ist auch nicht so geil, weil oft die 
Strecken zu lang sind und das Essen 
kalt beim Kunden ankommt, der dann 
auch abgefuckt ist. So kannst du nicht 
mal vom Trinkgeld leben. Ich hab mir 


cherheitskonferenz. Airbus hat sei¬ 
nen Vorstandsvorsitzenden Thomas 
Enders in den Konferenz-Beirat ent¬ 
sandt, KMW seinen Vorsitzenden der 
Geschäftsführung, Frank Haun. Ge¬ 
meinsam planen sie das Programm 
dieser offiziellen Privatveranstaltung, 
die u. a. durch Airbus und KMW ge¬ 
sponsert wird. 

Auf dieser Kriegskonferenz wer¬ 
den Rüstungsdeals abgeschlossen. 
Der deutsche Imperialismus nutzt 
sie, um seine Strategie vorzustel¬ 
len und umzusetzen. So vereinbar¬ 
ten die GroKo-Verhandler im Ko¬ 
alitionsvertrag ganz im Sinne der 
Rüstungsindustrie: „Wir stärken un¬ 
sere Bundeswehr und die europä¬ 
ische Verteidigungsstruktur: Mehr 
Personal, beste Ausbildung und mo¬ 
derne Ausstattung bei der Bundes¬ 
wehr durch einen höheren Verteidi¬ 
gungsetat. Ausbau der europäischen 
Verteidigungsunion mit Pesco, euro¬ 
päischem Verteidigungsfonds und 
weiteren Schritten auf dem Weg zur 
,Armee der Europäer 4 .“ Nach dem 
Willen der Veranstalter der Münch¬ 


privat dann Winterequipment für 350 
Euro gekauft. Ich bräuchte eigentlich 
eine zweite Garnitur, die kann ich mir 
aber nicht leisten. 

Wir haben uns beschwert, da hieß 
es immer nur, schreibt eine Mail an 
das Deliveroo-Hauptquartier in Ber¬ 
lin. Die haben uns einfach ignoriert. 
Ein Kollege von mir, Keno, hat dann 
WhatsApp-Gruppen eröffnet und 
paar Leute eingeladen. Wir haben 
viel diskutiert und dabei ist uns klar 
geworden, der große Knackpunkt ist, 



Orry Mittenmayer 


dass wir alle nur auf ein halbes Jahr 
befristet angestellt sind. Wir gehen 
zwar immer zwei bis drei Monate da¬ 
vor zum Kölner Deliveroo-Office und 
fragen, wie es aussieht. Eine Rückmel¬ 
dung bekommen wir eine Woche vor 
Ablauf unserer Verträge. Dann heißt 
es: „Komm mal ins Büro, dann reden 
wir über deinen Vertrag.“ Wenn du 
dann Pech hast, stehst du ohne Job da 
und es ist zu spät, sich rechtzeitig beim 
Arbeitsamt arbeitslos zu melden. 

Im September haben wir uns dann 
im Stadtgarten auf ein paar Bier ge¬ 
troffen und Keno hat uns von der 
NGG erzählt. Wir sind dann zur NGG 
gegangen und da gab es erst mal eine 
Infoveranstaltung. Am 1. Dezember 
hatten wir dann die erste Wahlver¬ 
sammlung zur Abstimmung für eine 
Betriebsratswahl. Ein Mitglied aus 
dem Office war dabei, versuchte uns 
einzuschüchtern, aber alle 30 anwe¬ 
senden Fahrer haben dafür gestimmt, 
er hat sich enthalten. Keno, Kathrin 
und ich wurden in den Wahlvorstand 
gewählt und Keno wurde Vorsitzen¬ 
der. 

UZ: Wie sind die Reaktionen vom Ar¬ 
beitgeber, dass ihr jetzt einen Betriebs¬ 
rat haben wollt? 


ner Sicherheitskonferenz soll mit 
Pesco auch die Wartung der Waf¬ 
fensysteme und Kriegsgeräte zen¬ 
tralisiert und privatisiert werden. 
KMW hat sich dafür bereits gut vor¬ 
bereitet: Als Wartungspartner und 
Ersatzteilproduzent kümmert sich 
das Unternehmen bereits jetzt um 
alle gepanzerten Waffensysteme der 
Bundeswehr und wird bei einer voll¬ 
ständigen Privatisierung der Haupt- 
profiteur sein. 

Die Hubschrauberwartung der 
Luftwaffe wird bereits zum Teil durch 
Airbus erledigt, die Triebwerkswar¬ 
tung des Militärtransporters A400M 
hat sich der Münchner Rüstungs- und 
Luftfahrtkonzern MTU Aero Engines 
gesichert. Auf der Sicherheitskonfe¬ 
renz wird es deshalb den Rüstungsfir¬ 
men auch darum gehen, die anwesen¬ 
den Politiker von weiteren Rüstungs¬ 
und Wartungsdeals zu überzeugen. 
Hofiert werden der Generalinspek¬ 
teur der Bundeswehr, Volker Wie- 
ker, der NATO-Oberbefehlshaber 
für militärische Operationen, Curtis 
Scaparrotti, oder der Generaldirek- 


Orry Mittenmayer: Vom ersten Tag an 
Ablehnung. Der CEO von Deliveroo 
Deutschland hat auf „HipChat“ die 
damals noch für alle Mitarbeiter zu¬ 
gänglich war, versucht die Kontrolle 
an sich zu reißen. Zuerst hat er mit 
Anwälten gedroht, dann hieß es, die 
Räumlichkeiten, die die NGG zur Ver¬ 
fügung stellt, nicht einer Veranstaltung 
von solcher Wichtigkeit angemessen 
wäre. Es wurde ein Hotel am Arsch 
der Welt vorgeschlagen. Da mussten 
wir echt konsequent sagen, das ist wie¬ 
der eine Behinderung, das gibt eine 
Anzeige. Dann ist er eingeknickt und 
hat dann doch nichts gemacht. 

Aber sie entsorgen Schritt für 
Schritt die ihnen unangenehmen Mit¬ 
arbeiter. Unser erster Wahlvorstands¬ 
vorsitzender, Keno, ist aus dem Un¬ 
ternehmen gekickt worden, indem 
sie den Vertrag auslaufen ließen. Das 
gleiche ist jetzt seiner Nachfolgerin 
Katrin passiert. Sie hat jetzt Urlaub 
genehmigt bekommen und strebt eine 
Entfristungsklage mit Hilfe der NGG 
an. 

Vor ein paar Wochen haben sie 
noch einen Bock geschossen. Wir 
wollten mit dem Office-Personal be¬ 
sprechen, welchen der Räume wir im 
Office für die Betriebsratswahl, die 
nächste Woche stattfinden soll, be¬ 
kommen. Sie haben uns 20 Minuten 
in der Kälte vor der Tür warten lassen 
und dann nichts zugesagt. Letzte Wo¬ 
che waren Katrin und Angelo, der jetzt 
auch Wahlvorstandsmitglied ist, noch¬ 
mal da und wieder nichts. Seit vorges¬ 
tern bin ich Wahlvorstandsvorsitzen¬ 
der und hab auch nochmal eine Mail 
geschrieben und hab immer noch kei¬ 
ne Antwort bekommen und die Frist 
hab ich auf Montag gesetzt und wenn 
es immer noch keine Reaktion gibt, 
dann müssen wir andere Schritte be¬ 
denken. 

UZ: Wie wirkt sich euer Kampf im Un¬ 
ternehmen aus? 

Orry Mittenmayer: Wir waren im De¬ 
zember noch 140 Mitarbeiter. Dann 
wurden effektiv die Mitarbeiterzah¬ 
len auf aktuell 48 reduziert, indem 
man Verträge auslaufen ließ. Seit¬ 
dem ist aber die Anzahl von Freelan¬ 
cern gestiegen. Es gibt darunter auch 
deutschsprachige Freelancer, die ver¬ 
stehen, was man als Scheinselbststän¬ 
diger alles selbst zahlen muss. Es gibt 
mittlerweile sehr viele Ausländer, 
aus Spanien oder Syrien, bei denen 
es leider so ist, dass sie kein Hinter¬ 
grundwissen haben, was für Rechte 
aber auch welche Pflichten sie haben. 


tor der Interpol, Jürgen Stock. Die 
Kriegsminister und Außenminister 
aus dem Iran, Saudi-Arabien, Russ¬ 
land, Türkei, Polen, Italien, Spani¬ 
en oder Australien stellen ebenfalls 
gute Geschäftspartner dar. Eventuell 
muss das eine oder andere Sümmchen 
aus den Schwarzgeldkassen nachhel¬ 
fen. So muss KMW aufgrund eines 
öffentlich gewordenen Korruptions¬ 
falles nach einem Urteil des Bundes¬ 
gerichtshofs nun doch mit einem mil¬ 
lionenhohen Bußgeld rechnen. Das 
Münchner Landgericht hatte Ende 
2015 lediglich kümmerliche 175 000 
Euro verhängt. 

Die Sicherheitskonferenz als Ge¬ 
legenheit für Hinterzimmergesprä¬ 
che sowie als Plattform für richtungs¬ 
weisende Reden von Vertretern des 
deutschen Imperialismus erlangt da¬ 
mit immer mehr an Bedeutung. Die 
„Zukunft und Handlungsfähigkeit 
der Europäischen Union“ als Haupt¬ 
thema der Konferenz wird sicherlich 
zu weiteren Rüstungsdeals und Milli¬ 
ardenprofiten führen. 

Tom Talsky 


Deliveroo erzählt ihnen dann vom 
schnellen Geld, aber nicht, dass sie 
ohne Versicherung auf den Straßen 
rumfahren, die Mehrwertsteuer im¬ 
mer selber berechnen müssen, dass 
sie alle Versicherungen immer selber 
bezahlen müssen. Wenn sie jemanden 
anfahren, unterstützt sie Deliveroo 
nicht und sie haben nicht mal eine 
Haftpflichtversicherung. 

Das ist erst vor ein paar Wochen 
ans Licht gekommen. In der Whats- 
App-Gruppe gab es eine richtig lei¬ 
denschaftliche Diskussion. Wir haben 
über Stunden mit den Freelancern dis¬ 
kutiert und sie aufgeklärt. Dann waren 
viele Freelancer voll geschockt. Wir 
haben hinbekommen, ein paar Free¬ 
lancer aufzufangen. Ich denke, Deli¬ 
veroo holt sich mit Absicht Leute auf 
Gewerbeschein, die sich nicht wehren 
können. 

UZ: Die Gewerkschaft Nahrung-Ge¬ 
nuss-Gaststätten (NGG) unterstützteu¬ 
ren Kampf Wie sieht das konkret aus? 

Orry Mittenmayer: Die waren von 
Anfang an mit dabei. Es fing an, dass 
sie ganz unverbindlich eine Informa¬ 
tionsveranstaltung gemacht haben. 
Wir waren im kleinen Kreis von zehn 
Leuten. Wir waren mega unsicher, ob 
wir das überhaupt machen sollen. Die 
NGG hatte wirklich viel Geduld mit 
uns und hat jede Frage geduldig be¬ 
antwortet und jedes einzelne kleine 
Detail erklärt. Die NGG ist in mei¬ 
nen Augen eine wertvolle Hilfe und sie 
unterstützt uns mit Räumlichkeiten, in 
rechtlichen Angelegenheiten. 

Wir merken wirklich, dass die 
NGG auf einen enormen Erfahrungs¬ 
schatz zurückgreifen kann. Wenn wir 
mal nervös waren und Angst bekom¬ 
men haben, haben sie gesagt, beruhigt 
euch, Arbeitgeber sind nun mal so und 
wir bekommen das hin, wenn ihr die 
Nerven behaltet. Sie haben uns auch 
mal den Kopf zurechtgestutzt, wenn 
wir zu chaotisch waren. Sie haben das 
geschafft ohne uns zu bevormunden. 
Sie haben Empfehlungen ausgespro¬ 
chen, aber uns überlassen, ob wir das 
machen wollen oder nicht. 

Ich bin der NGG sehr dankbar, 
dass sie sich unserer Probleme ange¬ 
nommen hat, weil es ist eigentlich eine 
aussichtslose Sache in Unternehmen 
einen Betriebsrat durchzusetzen, wenn 
befristete Verträge existieren. Das ist 
echt ein Kampf David gegen Goli¬ 
ath. Wer auf dem Laufenden bleiben 
möchte, kann uns auf Facebook unter 
„Liefern am Limit“ folgen. 

Das Gespräch führte Christoph Hentschel 


Liefern am Limit 

ln Köln wollen Fahrradkuriere von Deliveroo einen Betriebsrat gründen 
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Das Logistikzentrum von Amazos in Leipzig besteht seit 2006. Die Lagerkapazität beträgt rund 75000 Quadratmeter. 


Inside Amazon 


Streik hat höhere Löhne bewirkt - Ein Saisonarbeiter spricht mit der UZ 


Es geht in der Auseinandersetzung mit Amazon um einen Tarifvertrag. Der Inter¬ 
net-Versandhändler Amazon ist eines der größten Unternehmen der Welt. Sein 
Eigentümer Jeff Bezos, einer der reichsten Personen der Welt, verfolgt die Stra¬ 
tegie sein Unternehmen gewerkschaftsfrei zu halten. Der Kampf der Belegschaft 
und der Gewerkschaft verdi in Deutschland gegen Amazon geht nun schon Jahre. 
Die UZ sprach mit Saisonarbeiter Arno Hanke im Auslieferlager Leipzig, der Mit¬ 
glied der DKP ist. Sein Name wurde aus Gründen, die im Interview zum Ausdruck 
kommen, von der Redaktion geändert. 


lie, könnte man schon fast sagen. Dem 
verfallen dann manche auch. 

UZ: Du hattest nicht den Eindruck, dass 
der Streik das Weihnachtsgeschäft be¬ 
einträchtigt? 

Arno Hanke: Leider nicht. 


Manfred Dietenberger an Reiner und Frank 


Seid, wer ihr 

Während die Mehrheit der Menschen 
in diesem Land - das hat die Bundes¬ 
tagswahl eindrücklich gezeigt - der 
CDU/CSU und SPD nicht mehr über 
den Weg traut, setzen führende Funk- 
tionäre des Deutschen Gewerkschafts¬ 
bundes und seiner Gewerkschaften 
einmal mehr auf eine „Groß“-Koaliti¬ 
on dieser Parteien. DGB-Vorsitzender 
Reiner Hoffmann meint, die Beschäf¬ 
tigten bekämen mit einer Großen Ko¬ 
alition weit mehr, als mit Jamaika mög¬ 
lich gewesen wäre. „Die Sozialdemo¬ 
kraten haben ihr Stimmgewicht gut 
eingesetzt“. Lrank Bsirske, Vorsitzender 
von ver.di, spart sich das Lob der SPD, 
meint aber auch: „Lür die Lebensbe¬ 
dingungen vieler Menschen in unserer 
Gesellschaft ist das, was jetzt in der Ko- 
alitionsvereinbarung steht, positiv.“ Es 
seien richtige Akzente gesetzt worden 
und das helfe, die Lebensbedingungen 
vieler Menschen zu verbessern. 

Liebe Kollegen Reiner und Lrank, 
was um Gottes Willen habt ihr ge¬ 
raucht? Außer ein paar symbolischen 
„Erfolgen“ in Lorm von nur in Aus¬ 
sicht gestellten Reparaturarbeiten an 
von der SPD Verbocktem bleibt von 
unseren gewerkschaftlichen Positionen 
im Koalitionsvertrag nichts übrig. Die 
Kolleginnen und Kollegen vom NGG- 
Bezirk Bayern sagen, was von euch zu 
sagen wäre: Die „gewerkschaftlichen 
Lorderungen ... sind derart unberück¬ 
sichtigt, dass uns rätselhaft bleibt, wo¬ 



her der Optimismus rührt, (...) alles 
das und noch einiges mehr, was für die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh¬ 
mer eine spürbare Verbesserung der 
Lebens- und Arbeitsbedingungen be¬ 
deuten würde - Lehlanzeige.“ 

Als alter Gewerkschafter teile ich 
die Überzeugung meiner bayrischen 
Kolleginnen und Kollegen: „Unsere 
Aufgabe ist, zu sein, wer wir sind. Wir 
haben uns, egal gegenüber welcher 
Regierung, für unsere Interessen ein¬ 
zusetzen, mit allen uns zur Verfügung 
stehenden Mitteln. Wir müssen die 
Kämpfe dieser Zeit annehmen und So¬ 
lidarität, unsere einzige politische Op¬ 
tion, organisieren!“ 


200 Euro mehr 


UZ: Du hast im vergangenen Jahr als 
Saisonkraft bei Amazon gearbeitet? 


UZ: Wird das von der Geschäftsführung 
befördert? 


UZ: Haben sich Saisonarbeiter am 
Streik beteiligt? 


Forderung für den öffentlichen Dienst 


Arno Hanke: Das ist richtig, während 
des Weihnachtsgeschäftes von Anfang 
Oktober bis Ende Dezember. Die Aus¬ 
schreibung war befristet. 

UZ: Warum hast du das gemacht? 

Arno Hanke: Sonst hätte ich Hartz IV 
beantragen müssen, so konnte ich das 
drei Monate hinausschieben. 

UZ: Wie viele Kollegen arbeiten dort? 

Arno Hanke: Als ich dort war, um die 
2 000 Lestangestellte und genau so vie¬ 
le Saisonarbeiter. Das habe ich gehört, 
genaue Zahlen kenne ich nicht. 

UZ: Wie hast du die Arbeitsbedingun¬ 
gen empfunden? 

Arno Hanke: Wir Saisonarbeiter wer¬ 
den eigentlich relativ human behandelt, 
weil wir dort im Grunde der Puffer sind 
für die großen Geschäftszeiten, wenn es 
viele Bestellungen gibt. Aber ich würde 
sagen, dass sich das im Januar für die 
Lestangesteilten ändert, weil dann der 
Druck durch die Normen steigt. 

Die Pausen sind sehr knapp, und 
stressig ist es auch. Aber weil man 
weiß, dass die Zeit wieder endet, kann 
man besser damit umgehen. Außerdem 
ist man nicht so streng zu uns: Wenn 
ich die Norm nicht erfülle, stecken sie 
mich in eine andere Abteilung. Nur bei 
Unpünktlichkeit werden sie sehr unge¬ 
mütlich. Aber wenn du dort nicht auf¬ 
fällst, dann sind sie schon zufrieden. 

UZ: Was heißt „auffallen“? 

Arno Hanke: Indem man widerspricht. 
Das ist nicht angebracht. Man muss sich 
meistens einfach loyal verhalten. Dann 
lassen sie dich auch in Ruhe. 

UZ: Gab es sonst Probleme im Alltag? 

Arno Hanke: Das Verhalten mancher 
Kollegen untereinander. Es gibt wel¬ 
che, die Kollegen bespitzeln - wie oft 
man auf Toilette geht oder was man 
sagt - oder sich einkratzen bei Vorge¬ 
setzten. Manche hoffen, dass sie da¬ 
durch übernommen werden. Das be¬ 
trifft natürlich nicht die Mehrheit, aber 
es kommt vor. 


Arno Hanke: Es wird zumindest tole¬ 
riert. Viele haben das Ziel, fest ange¬ 
stellt zu werden. Das gelingt wirklich 
nur wenigen, vielleicht einem Pro¬ 
zent, und dann nur für ein Jahr befris¬ 
tet. Manche versuchen, sich dadurch 
ins richtige Licht zu setzen, indem sie 
ständig länger machen, wenn danach 
gefragt wird. Der Knackpunkt ist 
aber, dass nicht diejenigen, die länger 
arbeiten, auch übernommen werden. 
Das habe ich auch von verschiedenen 
Abteilungen gehört: Es gibt nicht im¬ 
mer die Leistung den Ausschlag, son¬ 
dern wie oft du dich in Erinnerung 
bringst. Die Nase muss denen passen, 
vielleicht wer richtig schleimt ... 

UZ: Seit 2009 gibt es einen Betriebsrat. 

Arno Hanke: Ja, wusste ich. Kontakt 
habe ich aber keinen aufgenommen. 
Das kriegen die mit. Du musst dich 
abmelden, und dann darfst du hinge¬ 
hen. Aber sie wissen dann, wer du bist. 

UZ: Und das hat Konsequenzen? 

Arno Hanke: Nicht sofort. Aber viel¬ 
leicht später mal. 

UZ: Weil du nicht übernommen wirst? 

Arno Hanke: Vielleicht auch, dass du in 
der nächsten Saison nicht wieder rein¬ 
kommst. 

UZ: Hast du was vom Streik mitbekom¬ 
men? 

Arno Hanke: Ja, aber nur am Ran¬ 
de. Wenn Streik ist, wird versucht, die 
Aufträge in ein anderes Zentrum zu 
verlagern. Und das gelingt auch meis¬ 
tens. Entweder wir sind der Puffer, 
oder es ist sogar so, dass dann trotz 
Streik wenig zu tun ist. Spätestens 
nach einer Stunde läuft das dann rei¬ 
bungslos. Selbst bei spontanen Streiks 
kriegen die das hin. 

Und sie versuchen, die Leute auf 
ihre Seite zu ziehen. Die sagen nichts 
Schlechtes über die, die draußen sind. 
Sie loben nur diejenigen, die zur Ar¬ 
beit kommen. „Schön, wer jetzt alles 
hier ist.“ Und: „Da freuen wir uns.“ 
Drinnen wird dann so etwas wie eine 
heile Welt suggeriert, wie eine Fami- 


Arno Hanke: Das kann sein, aber si¬ 
cher nicht in hoher Zahl. Wer sowieso 
nicht vorhat, wieder hinzugehen, der 
kann sich am Streik beteiligen. Er wird 
deswegen trotzdem bis zuletzt beschäf¬ 
tigt und hat nichts auszustehen. Es wur¬ 
den auch Zettel von ver.di verteilt, dass 
das jeder machen kann. Aber viele wer¬ 
den es sicher nicht gewesen sein. 

UZ: Wie schätzt du die Wirkung des 
Streiks ein? 

Arno Hanke: Es gibt das Gerücht un¬ 
ter Kollegen, dass Amazon froh sei 
über den Streik, weil sie dann weni¬ 
ger Beschäftigte bezahlen müssen. Zu 
dem Streik gibt es aber sehr viele Mei¬ 
nungen, und die gehen weit auseinan¬ 
der. Es wird sich nur im Verborgenen 
darüber unterhalten, weil man immer 
Angst haben muss, dass es jemand mit¬ 
bekommt. 

Aber eins ist interessant: Ohne die¬ 
se Streiks würde es die Lohnerhöhung, 
die fast jedes Jahr stattündet, meiner 
Meinung nach nicht geben. 2010 gab 
es noch um die 7 Euro, und jetzt sind 
wir bei 10,50 Euro, nur für Saisonar¬ 
beiter. Die Festangestellten haben un¬ 
gefähr einen Euro mehr. Dass diese 
Lohnerhöhungen gekommen sind, hat 
der Streik bewirkt. 

UZ: Was denkst du, wie es weitergehen 
wird? 

Arno Hanke: Es gibt Leute, die sagen: 
Wir bleiben so lange draußen, bis es ei¬ 
nen Erfolg gibt. Denn sonst hätten wir 
nicht anfangen müssen. Und ich glaube, 
das geht auch weiter mit dem Streik. 
Jetzt ist es auch eine Prestigefrage, und 
da sind die Fronten sehr verhärtet. Bis 
jetzt sehe ich noch kein Entgegenkom¬ 
men von Amazon. 

Ich habe mich mit einem Kollegen 
unterhalten, der am Streik beteiligt ist. 
Und er sagt, dass er so lange weiter¬ 
macht, bis es zum Erfolg führt. Die sich 
beteiligen, sind meistens Kollegen, die 
schon fünf oder sieben Jahre im Un¬ 
ternehmen sind. Vielleicht sind es 200 
oder 400. Die Zahlen schwanken, ich 
kann es nicht genau sagen. Aber wer 
das macht, dazu gehört viel Mut. Das 
ist beeindruckend. 

Das Gespräch führte Roman Stelzig 


Die Forderungen der Gewerkschaf¬ 
ten für die Tarifrunde im öffentlichen 
Dienst von Bund und Kommunen he¬ 
gen seit der letzten Woche auf dem 
Tisch: 6 Prozent mehr, mindestens aber 
plus 200 Euro monatlich fordern ver.di, 
GEW, GdP und IG BAU für die Be¬ 
schäftigten. ver.di ist auf der Gewerk¬ 
schaftsseite die Verhandlungsführerin 
und vertritt die 139 000 Tarifbeschäf¬ 
tigten und 7 000 Auszubildenden des 
Bundes gegenüber dem Bundesinnen¬ 
minister, sowie die über zwei Millionen 
Tarifbeschäftigten der Städte, Gemein¬ 
den und kommunalen Betriebe gegen¬ 
über dem Präsidenten der Vereinigung 
der kommunalen Arbeitgeberverbän¬ 
de (VKA), Dr. Thomas Bohle. Die 
Verhandlungen ünden am 26. Februar, 
am 12. und 13. März sowie am 15. und 
16. April 2018 in Potsdam statt. 

Laut ver.di beträgt die Lücke zwi¬ 
schen den Löhnen und Gehältern im 
öffentlichen Dienst und denen in ande¬ 
ren Branchen vier Prozent, wenn man 
die Tarifentwicklung seit 2000 betrach¬ 
tet. ver.di fordert eine deutliche Lohn- 
und Gehaltserhöhung für die Beschäf¬ 
tigten, um diese Lücke zu verringern. 
Außerdem geht es den Gewerkschaften 
um die Teilhabe der Beschäftigten an 


„Wir wollen den Missbrauch bei den 
Befristungen abschaffen. Deshalb dür¬ 
fen Arbeitgeber mit mehr als 75 Be¬ 
schäftigten nur noch maximal 2,5 Pro¬ 
zent der Belegschaft sachgrundlos be¬ 
fristen“, heißt es im Koalitionsvertrag 
der zukünftigen Bundesregierung. Am 
23. Juni 2017 hatte die Fraktion der 
„Linken“ im Bundestag einen Antrag 
zur Abschaffung der sachgrundlosen 
Befristung von Arbeitsverträgen ge¬ 
stellt, der auch mit den Stimmen der 
SPD abgelehnt wurde. 

In der Debatte hatte die SPD be¬ 
tont, dass auch ihre Fraktion befris¬ 
tete Arbeitsverträge ohne Sachgrund 
abschaffen will, dass sie aber aus Loya¬ 
lität gegenüber dem Koalitionspartner 
dem Gesetzentwurf nicht zugestimmt 


der gesamtwirtschaftlichen Entwick¬ 
lung. Angesichts eines um 2,2 Prozent 
steigenden Bruttoinlandsprodukts und 
hohen Überschüssen in den öffentli¬ 
chen Haushalten im vergangenen Jahr 
sowie positiven Prognosen für 2018 
erwarten sie einen Tarifabschluss, der 
deutlich mehr beinhaltet als den Aus¬ 
gleich für steigende Verbraucherprei¬ 
se. 2017 betrug die Preissteigerungsrate 
1,8 Prozent. 

Die Forderungen und das Verhand¬ 
lungsergebnis wirken sich auch für die 
knapp 366 000 Beamtinnen und Beam¬ 
ten, Richterinnen und Richter, Solda- 
tinnen und Soldaten sowie 182 000 Ver¬ 
sorgungsempfängerinnen und -emp- 
fänger des Bundes aus. Für sie fordern 
der DGB und seine Mitgliedsgewerk- 
schaften die zeit- und wirkungsgleiche 
Übertragung des Tarifergebnisses auf 
die Besoldung sowie die Angleichung 
der regelmäßigen Wochenarbeitszeit 
von 41 Stunden auf das Tarifniveau von 
39 Stunden. Die Regelungskompetenz 
für die Besoldung der Beamtinnen und 
Beamten der Kommunen hegt bei den 
Ländern, weshalb für sie die Tarifrunde 
der Länder entscheidend ist. Sie ündet 
erst im Frühjahr 2019 statt. 

ver.di/WSK 


habe. Die SPD kündige in ihrem Pro¬ 
gramm zur Bundestagswahl an, sach- 
grundlose Befristungen abschaffen zu 
wollen. 

Etwa 5 Prozent der Belegschaft in 
Betrieben mit über 75 Beschäftigten 
haben entsprechende Arbeitsverträge, 
das sind gut 800 000. Proütieren wür¬ 
den also bestenfalls 400 000 - wenn 
die bestehende Rechtslage nicht aus¬ 
reichende Schlupflöcher bieten würde. 

Übrigens kommen kleinere Betrie¬ 
be mit deutlich weniger dieser Befris¬ 
tungen aus, der Anteil beträgt mit 2,7 
Prozent etwa nur die Hälfte. Insgesamt 
waren im Jahr 2016 7,8 Prozent aller Ar¬ 
beitsverträge befristet, betroffen waren 
knapp 2,9 Millionen Kolleginnen und 
Kollegen. Werner Sarbok 


Kein großer Wurf 

Befristete Arbeitsverträge werden nicht abgeschafft 
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PESCO, das EU-Militarisierungskorsett 

Die Militarisierung der EU hat mit PESCO einen wichtigen Schritt getan 



Auch bei PESCO dabei: Der Leopard 2 vom Münchner Rüstungskonzern Krauss-Maffei-Wegmann ist der meist verkaufte 
Kampfpanzer in der EU 


A m 23. November 2017 Unterzeich¬ 
neten 23 EU-Länder ein „Notifi¬ 
zierungspapier 4 ; mit dem sie for¬ 
mell das Interesse zur Teilnahme an der 
„Ständigen Strukturierten Zusammen¬ 
arbeit 44 - englisch PESCO - bekunde¬ 
ten. Der Mechanismus ermöglicht es, 
das bisher geltende Konsensprinzip im 
EU-Militärbereich partiell auszuhebeln 
und Teilbereiche der EU-Militärpolitik 
an eine kleine Gruppe von Staaten aus¬ 
zulagern. Aus Anlass der Unterzeich¬ 
nung sprach die EU-Außenbeauftragte 
Federica Mogherini von „einem histori¬ 
schen Moment für die europäische Ver¬ 
teidigung 4 . 4 Die Freude ist nachvollzieh¬ 
bar, schließlich sollen mit PESCO gleich 
mehrere (Rüstungs-)Fliegen mit einer 
Klappe geschlagen werden: 

Erstens hat sich das bislang gültige 
Konsensprinzip im Militärbereich aus 
Sicht der EU-Großmächte ganz gene¬ 
rell als überaus lästig erwiesen, da es 
den kleineren und mittleren Ländern 
einen erheblichen Einfluss auf die EU- 
Militärpolitik verschafft. Insofern war 
PESCO aus deren Sicht ein riesiger 
Schritt in die richtige Richtung, da sie 
mit qualifizierter Mehrheit (65 Prozent 
der EU-Bevölkerung und 55 Prozent der 
EU-Mitgliedsstaaten) aktiviert werden 
konnte. Die Anbahnung von PESCO- 
Rüstungsprojekten muss zwar weiterhin 
im Konsens entschieden werden, stimm¬ 
berechtigt sind aber nur noch die teilneh¬ 
menden Staaten. Mehr noch: möchte ein 
Staat zu einem späteren Zeitpunkt ein¬ 
steigen, befinden die Länder, die bereits 
im PESCO-Boot sitzen, per qualifizier¬ 
ter Mehrheit über den Antrag. Und das 
bedeutet, dass Deutschland und Frank¬ 
reich allein bereits fast über eine Sperr¬ 
minorität verfügen, wer mitmachen darf 
und wer nicht. Besonders Deutschland 
und Frankreich machten aber enormen 
Druck auf eine Aktivierung von PESCO 
und als sich dann auch Spanien, Italien 
und vier weitere Länder anschlossen, 


wurde die Gefahr, Mitspracherechte 
über substantielle Teile der EU-Miltär- 
politik einzubüßen, wohl so real einge¬ 
schätzt, dass immer mehr Länder ein¬ 
knickten. Dies hatte wie erwähnt zur Fol¬ 
ge, dass 23 von ihnen schlussendlich das 
„N otifizierungspapier 44 Unterzeichneten. 

Dies führt direkt zum zweiten mit 
PESCO zusammenhängenden Interes¬ 
se, denn für teilnahmewillige Staaten hat 
dies buchstäblich einen Preis, indem sie 
sich einem erheblichen Rüstungsdruck 
aussetzen müssen. Dies geschieht, in¬ 
dem die Berechtigung zur Beteiligung 
an PESCO an die Erfüllung bestimmter 
Rüstungskriterien gekoppelt ist. Wäh¬ 
rend Frankreich dem Vernehmen nach 
lange extrem hohe Teilnahmekriterien 
(„exklusive 44 PESCO) befürwortet hat¬ 
te, war Deutschland bestrebt, möglichst 
viele Länder ins Rüstungsboot zu holen 
(„inklusive 44 PESCO). Welche Staaten 
bei PESCO den Hut aufhaben, zeigt be¬ 
reits die Tatsache, dass sich beim deutsch¬ 
französischen Gipfeltreffen am 13. Juli 
2017 auf einen Kompromiss verständigt 
wurde, der den anderen Ländern dann 
vor die Nase gesetzt wurde. 

Dem Notifizierungspapier wie auch 
dem Ratsbeschluss hängt eine Liste mit 
den insgesamt 20 deutsch-französischen 
Teilnahmebedingungen an. Dazu gehört 
u.a. die Verpflichtung, den Militärhaus- 
halt regelmäßig real zu steigern sowie 
die Rüstungsinvestitionen auf mindes¬ 
tens 20 Prozent des Gesamtetats anzu¬ 
heben. Außerdem verpflichten sich die 
Staaten auch noch dazu,Truppen schnel¬ 
ler und umfangreicher für Interventio¬ 
nen zur Verfügung zu stellen, unter ande¬ 
rem durch eine Beteiligung an den EU- 
Gefechtsverbänden („Battlegroups 44 ). 
Und schließlich werden die Teilnehmer 
dazu verdonnert, sich an mindestens ei¬ 
nem strategischen länderübergreifenden 
Rüstungsprojekt zu beteiligen. 

Und dies führt schließlich zum drit¬ 
ten mit PESCO verbundenen Interesse, 


dem Ausbau der europäischen Rüstungs¬ 
zusammenarbeit. Denn von der gemein¬ 
samen Planung, Beschaffung und Nut¬ 
zung von Rüstungsgütern verspricht sich 
Brüssel erhebliche „Effizienzsteigerun¬ 
gen 44 - die Schätzungen der Kommission 
schwanken hier von 30 Mrd. bis hin zu 
(reichlich optimistischen) 100 Mrd. Euro 
jährlich, die so eingespart bzw. in zusätz¬ 
liches militärisches Gerät investiert wer¬ 
den könnten. Vorrangig sollen zunächst 
Projekte entwickelt werden, die in einem 
ebenfalls neu geschaffenen Prozess, der 
„Koordinierten j ährlichen Verteidigungs¬ 
überprüfung 44 (CARD), als strategisch re¬ 
levant identifiziert wurden. Als finanzi¬ 
eller „Kooperationsanreiz 44 soll der EU- 


Verteidigungsfonds (EDF) dienen, der 
noch in diesem Jahr beschlossen werden 
und nächstes Jahr an den Start gehen soll. 
Die Beteiligung an CARD und EDF sind 
im Übrigen zwei weitere der verbindli¬ 
chen PESCO-Beteiligungskriterien. 

Es wurde hier also ein durchaus 
anspruchsvolles Kriterienbündel ge¬ 
schnürt, der „Erfolg 44 von PESCO wird 
deshalb entscheidend davon abhängen, 
ob sich die Staaten tatsächlich eng an 
dem vorgegebenen Militarisierungs¬ 
fahrplan orientieren werden. Mit der 
jährlichen Prüfung, ob dies der Fall ist, 
wurde die EU-Verteidigungsagentur 
betraut. Sollte sie zu dem Ergebnis ge¬ 
langen, dass ein Staat seinen Verpflich¬ 


tungen nicht nachkommt, so besteht 
rechtlich nach Artikel 46(4) des Lissa¬ 
bon-Vertrages sogar die Möglichkeit, ein 
Land - per Mehrheitsbeschluss! - wie¬ 
der aus PESCO hinauszuwerfen - und 
in dieser Drohkulisse liegt für Deutsch¬ 
land und Frankreich wohl der eigentli¬ 
che Charme des Vorhabens. Denn die 
Botschaft ist überdeutlich: Wer künftig 
nicht ordentlich mitkämpft und mitrüs¬ 
tet hat auch nichts mehr mitzureden! 

Sabine Lösing, MdEP Die Linke 

Sabine Lösing ist für die Partei „Die Lin¬ 
ke“ im EU-Parlament und stellvertre¬ 
tende Vorsitzende im Unterausschuss 
für Sicherheit und Verteidigung. 


Stolpersteine für 
Familie Thälmann 

Im Rahmen einer neuen Stol¬ 
perstein-Verlegung in Singen am 
Hohentwiel in Baden-Württemberg 
werden auch drei Stolpersteine für 
die Familie Thälmann in den Boden 
gesenkt. 

Am Dienstag, dem 20. Februar 
werden insgesamt sieben neue Stei¬ 
ne verlegt, gegen 14.00 Uhr findet vor 
der Rielasinger Straße 180 für Ernst 
Thälmann, seine Frau Rosa und die 
gemeinsame Tochter Irma die Akti¬ 
on statt. Möglich gemacht wird dies 
durch eine Spende von Viktoria 
Hartmann. Die Verbindung zur Stadt 
Singen ergibt sich über Ernst Thäl¬ 
manns Tochter. Die 1919 geborene 
Irma Thälmann lebte ab Juni 1936 in 
Singen. Am 15. April 1944 wurde sie 
verhaftet und ins KZ Ravensbrück 
gebracht. Sie und ihre Mutter wur¬ 
den 1945 befreit, während Ernst Thäl¬ 
mann im August 1944 im KZ Buchen¬ 
wald auf Befehl Heinrich Himmlers 
kaltblütig ermordet wurde. 

Berichtigung 

Die Kundgebung am 3. Februar in 
Mössingen zum 85. Jahrestag des 
Generalstreiks gegen Hitler wur¬ 
de veranstaltet von der VVN-BdA 
und der Antifaschististischen Akti¬ 
on (Aufbau) Tübingen, unterstützt 
wurde die Kundgebung von DGB, 
GEW, List-Linke im Steinlachtal 
sowie der DKP Tübingen. 

Zum Artikel über den Mössin- 
ger Generalstreik (UZ vom 1.2.18): 
Die rote Fahne auf dem Schornstein 
des Mössinger Pausa-Werks wurde 
von Jakob Textor am 1. Mai 1932 
gehisst, nicht während der General¬ 
streiks. Paul Ayen konnte erst nach 
Verbüßung einer Strafe wegen des 
Generalstreiks in die Schweiz ent¬ 
kommen. Die Trommel, die 2012 im 
Haus der Geschichte Stuttgart aus¬ 
gestellt wurde, war die seines Bru¬ 
ders Eugen Ayen. 


Antifa und Ortsbeirat 


Dürfen zwei Nordbremer Grünwege nach ermordeten Antifaschisten heißen? 
Vom ständigen Kampf um die Erinnerung 


Peter Nowack hat ein Ultimatum ge¬ 
stellt: Bis Ende letzter Woche sollten 
die Schilder weg. Schließlich leitet der 
Sozialdemokrat Nowack das Ortsamt 
von Blumenthal in Bremen, und die 
Schilder hat er nicht genehmigt. 

Aufgestellt hat sie Gerd-Rolf Ro¬ 
senberger, DKP-Mitglied, aktiv in der 
„Initiative Nordbremer Bürger gegen 
den Krieg 44 gemeinsam mit einem be¬ 
freundeten Handwerker, der die Schil¬ 
der gefertigt hat. Ohne offizielle Er¬ 
laubnis hat er zwei Grünwege nach den 
von den Nazis ermordeten Kommunis¬ 
ten Leo Drabent und Hans Neumann 
benannt (siehe Kasten). Und er hat die 
Schilder nicht wieder abgebaut - trotz 
Ultimatum. 

Fünfeinhalb Jahre hat Rosenberger 
darauf gewartet, dass der Ortsamts¬ 
beirat die beiden ermordeten Antifa¬ 
schisten ehrt, indem Wege oder Straßen 
nach ihnen benannt werden. Der Beirat 
fasste einen entsprechenden Beschluss, 
aber es passierte nichts. Die Anwohner 
müssten befragt werden, man finde kei¬ 
nen geeigneten Ort und auf den Vor¬ 
schlag, dann eben eine Stele zum Ge¬ 
denken aufzustellen, verwies das Amt 
auf die leeren Kassen. 

Gerd-Rolf Rosenberger hat alle 
Hürden aus dem Weg geräumt: Auf 
einer Veranstaltung, unterstützt vom 
Schauspieler Rolf Becker, spendeten 
die Besucher das nötige Geld - 2 600 
Euro. Auch zwei Grünwege ohne An¬ 
wohner waren schnell gefunden. Und 
die grünen Wegeschilder für Drabent 
und Neumann verstoßen gegen keine 
Vorschrift, sie sind solide gefertigt und 
lassen sich nicht mit Verkehrsschildern 
verwechseln. 

Mitte Dezember letzten Jahres ka¬ 
men 30 Bürgerinnen und Bürger zur 
Einweihung - „nicht die üblichen Ver¬ 



dien wir nicht - das müssen sie dann 
schon selber tun. 44 Auf die Frage, was 
passiert, wenn der Ortsamtsleiter wirk¬ 
lich die Schilder abbauen lässt, reagiert 
Rosenberger gelassen. Für diesen Fall 
haben das regionale Fernsehmagazin 
„buten un binnen 44 die taz , der Weser- 
Kurier und andere bereits darum gebe¬ 
ten, von ihm informiert zu werden. Sie 
alle haben über den „Schilderkrieg im 
Norden 44 (taz Bremen) berichtet. Sogar 
die Grünen haben sich mit Rosenber¬ 
ger solidarisiert und jüngst die Partei 
„Die Linke 44 . Auch sie ist der Auffas¬ 
sung, dass Ortsamtsleiter Nowack ein¬ 
lenken sollte. 

Zwei DKP-Genossen fahren täg¬ 
lich die beiden Wege ab, um zu über¬ 
prüfen, ob die Schilder noch hängen. 
Unterstützt werden sie von einem alten 
Sozialdemokraten, dessen Onkel KPD- 
Mitglied war und deshalb von den Fa¬ 
schisten über vier Jahre lang im KZ Bu¬ 
chenwald eingesperrt wurde. 

Die Blumenthaler um Gerd-Rolf 
Rosenberger haben viel dafür getan, 
eine Demontage so schwer wie mög¬ 
lich zu machen. Sollten die Schilder 
dennoch demontiert werden, „dann ist 
der Kampf damit nicht zu Ende 44 sagt 
Rosenberger. 

Lars Mörking 


dächtigen 44 
wie Rosen¬ 
berger be¬ 
tont - trotz 
extremer 
Glätte. Den 
„Leo Dra¬ 
bent Weg 44 
und den 


dass die Schil¬ 
der weg müs¬ 
sen, weil er sie 
nicht geneh¬ 
migt hat. Die 
Mehrheit des 
Ortsamtsbei¬ 
rats folgte die¬ 
ser Auffassung 
und beschloss 


„Hans Neumann Weg 44 benutzen u.a. 
die Bewohner eines angrenzenden 
Wohnkomplexes, in dem vor allem 
Arbeiter leben. Arbeiter, die eher in 
schlecht bezahlten Jobs arbeiten, eher 
prekär als fest angestellt, eher ohne 
deutschen Pass. In der Nähe liegt u.a. 
die Tami-Oelfken-Schule, benannt nach 
einer Blumenthaler Pädagogin, die in 
Berlin 1928 eine Gemeinschaftsschule 
gründete, die 1934 wegen „kommunis¬ 
tischer und judenfreundlicher Tenden¬ 
zen 44 geschlossen wurde. Für Rosenber¬ 
ger und seine Mitstreiter ist das ein Ort, 
der richtig ist, um Arbeiter und Wider¬ 
standskämpfer zu ehren. 

Nun stehen die Schilder für Leo 
Drabent und Hans Neuman seit über 
zwei Monaten, weil es offensichtlich 
keinen Grund gibt, sie zu entfernen. 
Nur Ortsamtsleiter Peter Nowack 
(SPD) ist weiterhin der Meinung, 


am vergangenen Montag, eine nach¬ 
trägliche Genehmigung der Schilder 
zu verweigern. 

Auf Nowacks Forderung angespro¬ 
chen, er solle die Schilder selbst wieder 
abbauen, reagiert Rosenberger unmiss¬ 
verständlich: „Schilder zum Gedenken 
an zwei ermordete Antifaschisten de¬ 
montieren? Diese Drecksarbeit ma- 


Zwei Antifaschisten 

Die Widerstandskämpfer und KPD- 
Mitglieder Leo Drabent (* 15. Juni 
1899 in Blumenthal/Unterweser) und 
Hans Neumann (* 5. Oktober 1908 in 
Aumund, Landkreis Blumenthal) or¬ 
ganisierten ein Widerstandsnetz der 
Bremer Werften in Verbindung mit 
der Bästlein-Jacob-Abshagen-Gruppe 
in Hamburg. Drabent war Maschinen¬ 


schlosser, sein Freund NeumannTisch- 
ler. Beide wurden 1944 vom Volksge¬ 
richtshof wegen Zersetzung der „Wi¬ 
derstandskraft des deutschen Volkes 
durch kommunistische Propagan¬ 
da“ zum Tode verurteilt. Die Faschis¬ 
ten köpften Leo Drabent und Hans 
Neumann am 20. November 1944 im 
Zuchthaus Brandenburg-Görden. 
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Mit Pegida zur Macht 

Der Landesparteitag der AfD verheißt nicht Gutes 


Eine Hetzjagd auf Linke 

Henning von Stoltzenberg über die G20-Proteste und ihre Folgen 


UZ: Nach den G 20 -Protesten gab es 
Hausdurchsuchungen und Prozesse ge¬ 
gen Linke. Kann man sagen, Regierung, 
Justizbehörden und Polizei haben eine 
Jagd auf Linke eröffnet? 

Henning von Stoltzenberg: Ich glau¬ 
be, dass man das sagen kann und ich 
fürchte, dass man das auch sagen muss. 
Nicht nur die Hausdurchsuchungen, die 
im Zuge der angeblichen Teilnahme an 
Rondenbarg-Demonstration stattgefun¬ 
den haben, sondern auch die Internet¬ 
fahndung, die kurz darauf medial aufbe¬ 
reitet durchgeführt wurde, lassen darauf 
schließen, dass es ganz klar darum geht, 
eine Hetzjagd auf Linke stattfinden zu 
lassen. Es soll klar gemacht werden, dass 
der Feind links steht. Für die Zukunft 
sollen größere soziale und linke Proteste 
kriminalisiert werden. Die linke Bewe¬ 
gung soll eingeschüchtert werden und 
auch Leute, die uns nahe stehen, sollen 
in Zukunft davon absehen, auf große 
Demonstrationen zu gehen. 

Wenn das, was gerade passiert, unwi¬ 
dersprochen bleibt und eine linke und 
auch andere politische Kräfte keine 
Antwort darauf finden, dann kann man 
davon ausgehen, dass sich der Diskurs 
noch verschlimmern wird. Die Urteile in 
den G20-Prozessen waren und sind ganz 
klare politische Urteile, die es in dieser 
Höhe und in der Form noch nicht gege¬ 
ben hat. Die Rote Hilfe unterstützt alle 
Bündnisse und alle Proteste und auch 
die Berufungsverfahren der angeklag- 
ten Aktivistinnen. 

UZ: Was bedeutet das für die Demons¬ 
trationsfreiheit in Deutschland? Müssen 
wir uns als Linke anders auf Demos ver¬ 
halten? 

Henning von Stoltzenberg: Was das 

konkret bedeuten wird, werden die 
nächsten Aktivitäten zeigen. Ich finde 
dennoch sehr interessant, auch nochmal 
Revue passieren zu lassen, wie im Vor¬ 
feld der G20-Proteste von Seiten des 
Staates argumentiert wurde. Es wurden 
Krawalle heraufbeschworen, es wurden 
Grundrechte massiv eingeschränkt, es 


Vor wenigen Tagen endete der 21. 
Europäische Polizeikongress, der im 
Berliner Congress Center (bcc) statt¬ 
fand und sich in diesem Jahr dem 
Themenkomplex „Sicherheit besser 
vernetzen - Information - Präventi¬ 
on - Repression“ widmete. In über 20 
Foren wurden relevante strategische, 
politische und technologische The¬ 
men erörtert. An besagtem Kongress 
nahmen insgesamt mehrere Hundert 
Besucher aus Behörden, Polizei, Ge¬ 
heimdiensten und Sicherheitsfirmen 
aus dem In- und Ausland teil. 

Der Polizeikongress, der vom Be¬ 
hördenspiegel, einer überregionalen 
Monatszeitung für den öffentlichen 
Dienst, veranstaltet wird, solle als 
„Informationsplattform für Entschei¬ 
dungsträger der Polizeien und Sicher¬ 
heitsbehörden“ verstanden werden, 
schreiben die Veranstalter auf ihrer 
Internetseite. Tatsächlich ist er je¬ 
doch die wohl bedeutendste regelmä¬ 
ßige Zusammenkunft von politischen 
Hardlinern, die sich über den Abbau 
der letzten verbliebenen Grund- und 
Freiheitsrechte austauschen. Dabei 
machen sie auch aus ihrem Wunsch 
einer verstärkten Zusammenarbeit 
von Polizeibehörden und Militär kei¬ 
nen Hehl. „Dazu müssen wir uns mehr 
vernetzen, national und international, 
auch mit den Nachrichtendiensten 
und dem Militär bis auf die operativ¬ 
taktische Ebene“, forderte Olaf Find- 
ner, Präsident einer Bundespolizeidi¬ 
rektion. 

Erste Erfahrungen damit, wie die¬ 
se Militarisierung der Innenpolitik in 
der Realität aussehen könnte, durf- 



Henningvon Stoltzenberg vom 
Bundesvorstand der Roten Hilfe e.V. 


wurde eine Demoverbotszone erlassen. 
Demonstrationen und Versammlungen 
wurden von der Straße geprügelt, trotz 
Genehmigung und auch Camps haben 
trotz Genehmigung einfach nicht statt 
finden können. Die Polizei hat ihre mi¬ 
litärische Übermacht demonstriert. Das 
alles ist für eine Gesellschaft, in der so¬ 
ziale Proteste auch stattfinden können, 
eine ziemlich dunkle Prognose. Da müs¬ 
sen alle fortschrittlichen Kräfte dage¬ 
gen halten und ich glaube, dass wir uns 
in Zukunft auf solche Proteste gut vor¬ 
bereiten müssen. Wir müssen rechtlich 
informiert sein und wir müssen solida¬ 
risch zueinanderstehen, aufeinander 
aufpassen, sowohl im Vorfeld, während 
der Aktion selber und auch im Nach¬ 
hinein. Wir müssen geschlossen auftre- 
ten, wenn es darum geht, dass einzel¬ 
ne Genossinnen kriminalisiert werden 
sollen. Das findet auch schon in weiten 
Teilen statt. 

Ich möchte mich an dieser Stelle 
auch bedanken bei den vielen Spende¬ 
rinnen, die auf unser Solidaritätskonto 
gespendet haben, zum Teil hohe Beträ¬ 
ge, damit diejenigen, die im Gefängnis 
saßen und sitzen gut juristisch versorgt 
werden können. Das war sehr hilfreich 
und das ist ein konkretes Zeichen der 
Solidarität, dass wir uns nicht ausei¬ 
nander dividieren lassen. Auch wenn 
versucht wird Proteste komplett zu un¬ 


ten Gegnerinnen und Gegner des 
G20-Gipfels im letzten Jahr in Ham¬ 
burg machen. So verwunderte auch 
nicht, dass die Organisatoren des Po¬ 
lizeikongresses ausgerechnet Hart¬ 
mut Dudde, den „Leiter des Vorbe¬ 
reitungsstabs OSZE/G20“ der Polizei 
Hamburg eingeladen hatten, um ge¬ 
meinsam mit anderen über die „Be¬ 
wältigung von Demonstrationslagen“ 
zu referieren. 

Wo die Veranstalter politisch ste¬ 
hen, wurde unterdessen auch an der 
mehrere Dutzend Firmen umfassen¬ 
den Unterstützerstützerliste des Kon¬ 
gresses deutlich, auf der sich unter an¬ 
derem die Daimler AG, die im Glücks¬ 
spielgeschäft tätige Gauseimann AG, 
der Kriegswaffenhersteller Rheinme¬ 
tall und der Mobilfunk- und Kommu¬ 
nikationsanbieter Vodafone finden. 

Mitunter stellt sich die Frage, was 
die Führungskräfte aus Polizei, Ge¬ 
heimdiensten und Militär politisch 
noch erreichen wollen? Grundgesetz¬ 
lich verbriefte Rechte sind in der Re¬ 
alität oftmals bereits ausgesetzt. Die 
Militarisierung der Polizei geht ein¬ 
her mit einer ausufernden Überwa¬ 
chung breiter Teile der Bevölkerung. 
Software zur Gesichtserkennung, der 
Einsatz von Überwachungsdrohnen, 
schwere Waffen und Kriegsgerät im 
Inland sind heute bereits Realität und 
keineswegs Teil einer finsteren Fikti¬ 
on. Auch das historisch gewachsene 
und als Konsequenz aus dem deut¬ 
schen Faschismus über Jahrzehnte 
hinweg gültige Trennungsgebot von 
Polizei und Geheimdiensten ist mitt¬ 
lerweile Geschichte. Der europapoli- 


terbinden. Zehntausende von Polizis¬ 
ten und eine Demoverbotszone konn¬ 
ten trotzdem nicht verhindern, dass 
eine ganze Bewegung auf die Straße 
gegangen ist. Das ist die positive Sei¬ 
te, die man dabei nicht vergessen darf. 

UZ: Die Rote Hilfe unterstützt ström- 
mungsübergreifend Aktivisten, die von 
Repressionen betroffen sind. Wie sieht 
das konkret aus und kommt ihr in den 
letzten Monaten überhaupt euren Auf¬ 
gaben noch nach? 

Henning von Stoltzenberg: Es sieht 
konkret so aus, dass wenn Menschen 
von Repression betroffen sind, weil sie 
zum Beispiel gegen Nazis demonstrie¬ 
ren und in einer Sitzblockade geräumt 
werden oder weil sie sich an den G20- 
Protesten beteiligt haben, bei „Ende 
Gelände“ als Teil der Klimagerechtig¬ 
keitsbewegung sich engagiert haben, 
in feministischen Initiativen oder oder 
oder, dann kommen sie zu uns, können 
sich linke Anwältlnnen in Bedarfsfall 
vermitteln lassen und wir entwickeln 
ein gemeinsames politisches Vorgehen. 
Wir gehen auch mit zu Prozessen und 
wir können im Normalfall 50 Prozent 
der Kosten übernehmen, in absoluten 
Härtefällen auch mehr. Der Zweck der 
ganzen Sache ist natürlich, dass nie¬ 
mand individualisiert auf den Kosten 
und den Folgen der politischen Aktion 
sitzen bleibt. Das ist das, was die Re¬ 
pressionsorgane wollen - uns zu verein¬ 
zeln, uns einzuschüchtern und uns so 
unsere Möglichkeit zur politischen Ak¬ 
tivität zu nehmen. Da steuern wir mit 
der Roten Hilfe kollektiv dagegen. Wir 
haben inzwischen über 9 000 Mitglie¬ 
der und sind komplett überparteilich, 
nur von Mitgliedsbeiträgen und Spen¬ 
den finanziert. Nur so können wir das 
machen. Aber wir merken auch, dass 
die Kosten steigen und wir appellieren 
natürlich an alle Genossinnen und Ge¬ 
nossen, wenn ihr die Möglichkeit habt, 
die Rote Hilfe ist das Dach für alle Lin¬ 
ken in Fragen der Solidaritätsarbeit. 
Kommt zu uns, stärkt die Rote Hilfe. 
Das Gespräch führte Christoph Hentschel 


tische Sprecher der Finksfraktion im 
Bundestag, Andrej Hunko, hat erst 
vor wenigen Tagen öffentlich gemacht, 
dass die Polizeiagentur Europol mit 
rund zwei Dutzend Geheimdiensten 
am Projekt „Gallant Phoenix“ teilneh¬ 
me. „Der Datentauschring wird vom 
US-Militärgeheimdienst NSA geführt, 
auch der BND macht dort mit. Über 
Europol gelangt auch das BKA an In¬ 
formationen aus militärischen Quel¬ 
len“. 

Das Projekt „Gallant Phoenix“ 
dient der Sammlung und Verarbeitung 
von Daten aus „Kriegsschauplätzen“ 
(„battlefield data“) in Syrien. Gespei¬ 
chert werden etwa biometrische Da¬ 
ten oder DNA-Spuren sogenannter 
ausländischer Kämpfer und deren 
Kontaktpersonen. „Die Polizeiagen¬ 
tur betreibt ein ,Migrant Smuggling 
Information Clearing House 4 , um Da¬ 
ten der EU-Militärmission im Mit¬ 
telmeer zu verarbeiten. Hierzu grün¬ 
deten Europol und EUNAVFOR als 
Pilotprojekt eine ,Kriminalitätsinfor¬ 
mationszelle 4 Geflüchtete sind dabei 
Versuchskaninchen, später soll die 
Zusammenarbeitsform auf andere 
Militärmissionen ausgeweitet wer¬ 
den“, berichtete Hunko. 

All das zeigt, dass es sich mitt¬ 
lerweile bei George Orwells Roman 
„1984“ keineswegs mehr um eine 
Zukunftsvision in Sachen Überwa¬ 
chungsstaat handelt. Er ist vielmehr 
bereits Realität. Aber selbst das reicht 
den Reaktionären in Polizei, Geheim¬ 
diensten, Militär und Parlamenten of¬ 
fensichtlich noch lange nicht aus. 

Markus Bernhardt 


Dass die sächsische AfD die Nähe zur 
Pegida-Bewegung sucht und in der Land¬ 
tagswahl 2019 die Regierung anstrebt, 
sind die wesentlichen Ergebnisse ihres 
Parteitags, der Anfang Februar in Ho¬ 
yerswerda stattgefunden hat. Dahinter 
steht ein neuer Vorstand mit rechtsradi¬ 
kalen Positionen. 

Wer im vergangenen Jahr der Regie¬ 
rung einen „Denkzettel 44 verpassen woll¬ 
te und in Sachsen AfD gewählt hat, war 
vielleicht irritiert: Kaum im Bundestag, 
erklärte die Landesvorsitzende Frauke 
Petry ihren Austritt aus der Partei, weil 
ihr deren rechtsextremer Flügel zu stark 
geworden sei. Verhalten jubeln wollte 
mancher, der sich eine Schwächung der 
AfD daraus erhoffte. Aber, wie zu erwar¬ 
ten war, stärkte der Parteitag die Rechts¬ 
radikalen. 

Der neue Landes- und Fraktionsvor- 
sitzende Jörg Urban, der tatsächlich ein¬ 
mal zu den Piraten gehörte und in der 
Grünen Liga Sachsen Fledermäuse vor 
der Waldschlößchenbrücke in Dresden 
retten wollte, steht für eine Politik, die 
sich anpasst. Ihm zur Seite braune Ge¬ 
stalten, wie Jens Meier, der im Landes¬ 
schiedsgericht bestätigt wurde. Dieser 
NPD-Freund, dessen Parteiausschluss 
Frauke Petry noch anstrebte, zeigt, wie 
staatsnah seine Partei eigentlich ist: Als 
Richter am Dresdner Landgericht verbot 
er 2016 dem Politikwissenschaftler Stef¬ 
fen Kalitz zu schreiben, dass die NPD in 
ihrem Programm „rassistische Staatsver¬ 
brechen“ plane, während er mit rechtsra¬ 
dikalen Äußerungen selbst Schlagzeilen 
macht. Der Freitaler Kreisvorsitzende 
Jan Zwerg, der sich in Auseinanderset¬ 
zung mit Frauke Petry für den Verbleib 
von Jens Meier in der AfD ausgespro¬ 
chen hatte, wurde nun zum Generalse¬ 
kretär gewählt. 

Ein Beschluss des AfD-Bundesvor¬ 
standes, nach dem keine Vertreter der 
Partei auf Veranstaltungen der Pegida 
auftreten dürfen, und eine Satzung, die 
ehemaligen Mitgliedern extremistischer 


Am vergangenen Wochenende fand in 
Berlin der Kongress „Zur Zeit der Ver¬ 
leumder“ statt. Die Initiative „Projekt 
kritische Aufklärung“ hatte sich zum Ziel 
gesetzt, der Instrumentalisierung von Ju¬ 
den, Judentum und der jüdischen Kata¬ 
strophe entgegenzutreten und den Ver¬ 
leumdungen und Schmähungen derer, 
die Kritik an der Politik Israels äußern 
und für die Rechte von Palästinenserin¬ 
nen und Palästinensern eintreten, zu be¬ 
gegnen. Das Interesse an der Konferenz 
war groß. Im Kreuzberger Theater fan¬ 
den 200 Teilnehmer Platz, ebenso vielen 
musste im Vorfeld abgesagt werden. 

„Analysieren, aufarbeiten und Ge¬ 
genstrategien diskutieren“ wollten die 
Organisatoren mit der Konferenz. Wie 
berechtigt die Kritik an der Politik Isra¬ 
els ist, legte der jüdische Sozialist Moshe 
Machover dar. Israel sei der Juniorpart¬ 
ner 4 des westlichen Imperialismus in der 
Region. Er bezeichnete die Politik Israels 
als zionistische Kolonisation, die es anzu¬ 
prangern gelte. So habe Jeremy Corbyn 
bei seiner Rede auf dem Labour-Partei- 
tag für die Passage zur Solidarität mit 
Palästina den meisten Applaus erhalten. 

Der israelische Soziologe Avishai 
Ehrlich referierte über die Kooperation 
von nationalreligiösen Zionisten, Evan- 
gelikalen und anderen Rechtsradikalen in 
Israel, USA und Europa. Dutzende von 
,NGOs 4 in Israel werden vor allem von 
den Evangelikalen finanziert und wur¬ 
den gegründet, um die Kritiker der isra¬ 
elischen Politik zu delegitimieren. Es rei¬ 
che aus, von Besatzung zu sprechen, um 
in die Kritik zu geraten. Moshe Zucker¬ 
mann forderte ein, immer wieder klarzu¬ 
stellen, wer in Israel/Palästina Opfer sei 
und wer Täter. Die Siedlungspolitik habe 
in die jetzige Sackgasse geführt.Der pa¬ 
lästinensische Journalist Ali Abunimah 
sprach über die neue Antisemitismus- 
Definition, die in sich selbst antisemitisch 


Organisationen den Parteieintritt verbie¬ 
tet, gelten zwar nach wie vor. Der neue 
Landesvorstand möchte sich aber dafür 
einsetzen, dies zu ändern. „Wir haben 
schon seit Jahren Kontakt zu Pegida“, sag¬ 
te nach Leipziger Volkszeitung Jörg Ur¬ 
ban auf dem Parteitag, und: „Wir wissen, 
dass Pegida ähnliche Ziele verfolgt wie 
wir.“ Als symbolische Annäherung darf 
auch die Teilnahme der beiden Pegida- 
Sprecher Lutz Bachmann und Siegfried 
Däbritz beim Parteitag bewertet werden. 
Die Verbindung mit einer Massenbewe¬ 
gung, die von demagogischer Hysterie 
getragen wird, soll der sächsischen AfD 
zu einem weiteren Ziel verhelfen: Mehr 
als 30 Prozent möchte sie in der nächsten 
Landtagswahl erreichen und den neuen 
Ministerpräsidenten stellen. 

Was das für viele Menschen bedeuten 
wird, die sich davon einen Politikwechsel 
erhoffen, konnte man auf einer Sitzung 
des Leipziger Stadtrates im Januar be¬ 
obachten. Die Höhe der Kosten der Un¬ 
terkunft (KdU), die Bezieher von Sozi¬ 
alleistungen nach SGBII und X erstattet 
bekommen, entspricht in der Messestadt 
dem Stand von 2014. Nach Vorgaben des 
Bundesministeriums für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung muss eine An¬ 
gleichung alle zwei Jahre erfolgen und 
per Gesetz auf Daten beruhen, die maxi¬ 
mal zwei Jahre alt sind. Der Mietspiegel, 
mit dem die Stadtverwaltung nun eine 
Neuberechnung der KdU-Richtlinien 
vornimmt, wurde 2016 erstellt, womit 
Leipzig gegen geltendes Recht verstößt. 
Ein Antrag der Fraktion Die LINKE zur 
„Anpassung der Kosten der Unterkunft 
an die aktuelle Mietpreisentwicklung“ 
wurde trotzdem abgelehnt. Gemeinsam 
mit den Fraktionen von CDU und SPD 
stimmten alle vier Stadträte der AfD in 
einer namentlichen Abstimmung dage¬ 
gen. Mit dem „freien und patriotischen 
Deutschland“, für das Jens Meier laut 
MDR mit seiner Parteitagsrede warb, 
sind nämlich nicht die Menschen ge¬ 
meint, die darin wohnen. Roman Stelzig 


sei. Die israelische Regierung brauche sie, 
da sie diese weder mit logischen noch mit 
moralischen Begründungen rechtfertigen 
könne. Die internationale Boykott-Di- 
vestment-Sanctions-Bewegung sei nicht 
rassistisch, sondern unbedingt von der 
Linken zu unterstützen. 

Eine Vertreterin von Free Palestine 
aus Frankfurt a.M., Jackie Walker aus 
England und Judith Bernstein aus Mün¬ 
chen schilderten in ihren Beiträgen mit 
welchen administrativen Mitteln ihre So¬ 
lidaritätsarbeit behindert und sie persön¬ 
lich diffamiert werden. Veranstaltungs¬ 
räume werden verweigert oder gekün¬ 
digt, Informationsstände demoliert, die 
Presse mit angeblichen Belegen für An¬ 
tisemitismus 4 versorgt. Entmutigt zeigte 
sich jedoch keine der drei. Jackie Walker, 
deren Mitgliedschaft in der Labour Party 
bereits zweimal ausgesetzt wurde, wehrt 
sich mit ihrem autobiographischen Ein- 
Frau-Theaterstück „The Lynching“ aus 
dem sie einige Szenen vortrug. 

Der Schauspieler Rolf Becker legte 
dar, dass es in der Palästina-Israel-Fra- 
ge für ihn nur eine Haltung gebe. In den 
Gewerkschaften sei der Konflikt leider 
kein Thema. 

Hans Christoph Stoodt sprach über 
die Auswirkungen der „antideutsch“ und 
„antinational“ begründeten reaktionären 
Wende von Teilen der Linken. Die Linke 
sei marginalisiert und habe sich von der 
historisch-materialistischen Faschismus¬ 
analyse verabschiedet. Sie mache den 
Antisemitismus zum Hauptmerkmal des 
deutschen Faschismus und beraube ihn 
so seines Klassencharakters. Das habe zu 
einer tiefen Krise der Antifa in Deutsch¬ 
land geführt. 

In Grußworten unterstützten Esther Be- 
jarano, der Regisseur Ken Loach, Rolf 
Verleger und Fouad El Hay (Palästinen¬ 
sische Stimme) das Anliegen der Konfe¬ 
renz. B.K. 


Attacken auf Grundrechte 

Militarisierung der Innenpolitik geht zügig weiter 


Kritik muss sein 

Kongress diskutiert über Antisemitismus 
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Der Präsident mit den neun Leben 


Der Kampf um die Absetzung Jacob Zumas gleicht einer Tragödie, die als Farce aufgeführt 


J acob Zuma ist ein gefährlicher Be¬ 
trüger, er hat das Land verraten. Er 
versucht jede Opposition und jede 
Kritik an seiner Ausplünderung des 
Staates aus dem Weg zu räumen.“ So 
charakterisiert Ronnie Kasrils, Vete¬ 
ran des Anti-Apartheid-Kampfes, den 
Noch-Präsidenten Südafrikas und fügt 
hinzu, er habe schon die früheren Prä¬ 
sidenten Nelson Mandela und Thabo 
Mbeki vor Zuma gewarnt. 

Kasrils 4 scharfes Urteil teilen viele 
in Südafrika. 

Doch Jacob Zuma zeigt ein äu¬ 
ßerst strapazierfähiges Sitzfleisch. 
Am Montagabend hat sich in einer 
13-stündigen Beratung die Mehrheit 
der Führung seiner Partei, des Afrika¬ 
nischen Nationalkongresses (ANC), 
endlich dazu durchgerungen, den kor¬ 
rupten Staatschef abzusetzen. Zuvor 
hatte dessen designierter Nachfol¬ 
ger und Vize, der im Dezember zum 
ANC-Vor sitzenden gewählte Cyril 
Ramaphosa, ihm ein Ultimatum mit 
der Forderung nach Rücktritt binnen 
48 Stunden überbracht. Den Medien 
zufolge war die Antwort des 75-Jäh¬ 
rigen einzig: „Macht doch was ihr 
wollt. 44 

Vor seinem Amtsantritt 2009 war 
Zuma der Hoffnungsträger der Lin¬ 
ken gewesen, über die schon damals 
bekannten Vorwürfe der Steuerhinter¬ 
ziehung, Korruption und Geldwäsche 
bis hin zum Vorwurf der Vergewalti¬ 
gung sah man hinweg, um der neoli¬ 
beralen Linie Thabo Mbekis ein Ende 
zu setzen. Ebenso spielte damals sei¬ 
ne als „traditioneller Wert der Zulu 44 
geschönte Polygamie und überhaupt 
seine steinzeitliche Haltung gegenüber 
Frauen keine Rolle in der Personaldis¬ 
kussion. 

Auch wenn die Partner des ANC 
in der Regierungskoalition, die Süd¬ 
afrikanische Kommunistische Partei 



Durch die südafrikanische Gesellschaft geht ein tiefer Riss. 


und der Gewerkschaftsdachverband 
Cosatu, sich schon lange den Rück¬ 
trittsforderungen angeschlossen ha¬ 
ben, scheint sich Zuma immer noch in 
einer starken Position zu wähnen. Er 
genießt den Beinamen „Präsident mit 
den neun Leben 44 , den ihm seine An¬ 
hänger gegeben haben. 

Formal geht seine Amtszeit als Prä¬ 
sident noch bis Mitte 2019. Rückhalt 
hat er sich geschaffen in der Vetera¬ 
nenorganisation, in der einflussrei¬ 
chen ANC-Frauenliga und vor allem 
unter dem Stamm der Zulu. Hier ge¬ 
lingt es ihm, Mitläufer gegen die stän¬ 
digen Anti-Zuma-Demonstrationen 
vor dem Hauptquartier des ANC, 
dem Luthuli-Haus in Johannesburg, 
zu rekrutieren, wo es bereits zu bür¬ 
gerkriegsähnlichen Auseinanderset¬ 
zungen gekommen ist. Und er hat 
die milliardenschwere Gupta-Familie 
ebenso hinter sich wie die „neuen Rei¬ 
chen 44 die schwarze Bourgeoisie, die 
in der Regierungszeit Mbekis Rand- 
Milliarden aufgehäuft haben und mit 
denen der Zuma-Clan eng und zum 
gegenseitigen Vorteil verhandelt ist. 
Mbekis Wirtschaftspolitik hatte die al¬ 
ten weißen Wirtschaftseliten und die 
aufstrebende schwarze Bourgeoisie 
bedient, die Bedürfnisse der Massen 
fielen dabei unter den Tisch, denn die 
Festlegung von Steuern und Abgaben 
schloss eine umfassende Umvertei¬ 
lungspolitik aus. Für die südafrikani¬ 
sche Textilindustrie und andere Bran¬ 
chen hatte der Freihandel eine zerstö¬ 
rerische Wirkung. 

Der 1912 gegründeten Afrikani¬ 
sche Nationalkongress, Träger des 
80-jährigen Widerstandes und des 
schließlichen Triumphs über die Bar¬ 
barei der Apartheid, steuert seit über 
20 Jahren nur in eine Richtung: Ab¬ 
wärts. Der moralische Verschleiß der 
Organisation begann schon in der 


wird 

Regierungszeit Mandelas, seit den 
hochgestimmten Tagen der ersten de¬ 
mokratischen Wahlen 1994. Danach 
verließen viele verdiente Kader des 
Anti-Apartheid-Kampfes die Kom¬ 
munistische Partei, um sich innerhalb 
des ANC einträgliche Postchen und 
Positionen zu sichern. Peinlich: Zu ih¬ 
nen zählt auch Cyril Ramaphosa, der 
der zweitreichste Bürger des Landes 
sein soll. 

Das alles ist Wasser auf die Mühlen 
der Opposition. Auch wenn Zuma sein 
Amt endlich, gezwungen oder freiwil¬ 
lig, verlässt, werden für den ANC und 
Ramaphosa keine Feiertage folgen. 
Julius Malema, der großmäulige Chef 
der linksopportunistischen „Econo¬ 
mic Freedom Fighters 44 („Kämpfer für 
ökonomische Freiheit 44 EFF), hat be¬ 
reits damit gedroht, Ramaphosa noch 
heftiger zu attackieren als Zuma. Bei 
den Auseinandersetzungen innerhalb 
der Regierungskoalition gehe es nur 
darum, wer welche Stücke des Ku¬ 
chens ergattern könne. Die EFF hat 
mit ihren teilweise rassistischen Paro¬ 
len bedeutenden Einfluss unter jungen 
Menschen, die am meisten unter der 
hohen Arbeitslosigkeit und dem Man¬ 
gel an Bildungsmöglichkeiten leiden. 
Ramaphosas Versprechen, er werde 
sich „von den Interessen und Bedürf¬ 
nissen des südafrikanischen Volkes 44 
leiten lassen, verhallt bei ihnen. Als 
programmatische Aussage geht das 
angesichts des Ausmaßes der Proble¬ 
me und der brennenden Notwendig¬ 
keit von Veränderungen über das Aus¬ 
wechseln von Personen hinaus an der 
Sache vorbei. 

Noch einmal Ronnie Kasrils: 
„Ohne Organisation ist in dieser Lage 
kein grundlegender Wandel möglich. 
Und die Arbeiterklasse muss die trei¬ 
bende Kraft dieses Wandels sein 44 

Manfred Idler 


Schall, Rauch und Feuer 

Nationalismus und NATO: Wie heißt der Nachbar Griechenlands? 


Systematische und 
organisierte Gewalt 

FARC stellt vorübergehend den Wahlkampf ein 


Es gibt nur ein Mazedonien - und das 
ist griechisch. Das behaupteten An¬ 
fang des Monats hunderttausende von 
Menschen auf den nationalistischen 
Demonstrationen in Athen und Thes¬ 
saloniki. Die konservative ND und die 
faschistische „Goldene Morgendäm¬ 
merung 44 unterstützten die Demonst¬ 
rationen. Der KKE-Generalsekretär 
Dimitris Koutsoumbas nannte die De¬ 
monstrationen „ein Loblied auf Natio¬ 
nalismus und Chauvinismus 44 . 

Der Komponist Mikis Theodora- 
kis dagegen ließ sich von den Rechten 
beklatschen: Er hielt die Hauptrede 
auf der Demonstration in Athen. Die 
Organisatoren spielten Teile des anti¬ 
faschistischen Liedzyklus „Romiossi- 
ni 44 den Theodorakis nach Gedichten 
des kommunistischen Dichters Jan- 
nis Ritsos komponiert hatte. Dessen 
Tochter Eri Ritsou protestierte gegen 
den Missbrauch des Werkes, während 
die politischen Erben der Faschisten, 
die auch Theodorakis selbst gefangen 
hielten und folterten, seinen Auftritt 
feierten. 

Die UNO nennt Griechenlands 
Nachbarland „Ehemalige jugosla¬ 
wische Republik Mazedonien 44 (FY- 
ROM), das Land sich selbst „Republik 
Mazedonien 44 . Nur: Ohne einen inter¬ 
national anerkannten Namen kann es 
nicht Mitglied der NATO und der EU 
werden. Der Namensstreit ist die Ver¬ 
kleidung, unter der die Mächtigen dar¬ 
über verhandeln, wie „FYROM 44 in die 
imperialistischen Blöcke eingebunden 
werden kann. 

Die Chauvinisten beider Seiten 
schreiben die Geschichte dabei so, wie 
sie ihnen passt: In Skopje erklären sie 
sich zu den einzig wahren Erben Ale¬ 
xanders des Großen. Mit der Begrün¬ 
dung, die wahren Mazedonier und 
Erben Alexanders zu sein, haben Re¬ 
aktionäre im Land schon in der Vergan¬ 


genheit Gebietsansprüche gegen Grie¬ 
chenland erhoben - dessen nördliche 
Provinz heißt ebenfalls Mazedonien. 

In Athen verkünden die Chauvinis¬ 
ten, dass ganz Mazedonien griechisch 
sei und unterschlagen dabei, dass ein 
großer Teil der Menschen, die in der 
historischen Region Mazedonien le¬ 
ben, slawische Wurzeln hat. Sie werfen 
damit die Frage auf, ob nicht auch die 
Teile der historischen Region, die zu 
anderen Staaten gehören - neben „FY¬ 
ROM 44 auch Bulgarien und Albanien - 
unter griechische Herrschaft kommen 
sollten. 

Die Kommunisten bestehen dage¬ 
gen darauf, dass die Region, die in der 
Geschichte Mazedonien genannt wur¬ 
de, von Menschen unterschiedlicher 
ethnischer Herkunft bevölkert wird 
und zu unterschiedlichen Staaten ge¬ 
hört. Die Region war ursprünglich von 
den Osmanen beherrscht worden. Nach 
dem Niedergang des osmanischen Rei¬ 
ches stritten die Großmächte und loka¬ 
le Nationalisten über die Grenzen auf 
dem Balkan - auch um Mazedonien. 
Als Ergebnis eines Krieges wurde die 
Region 1913 unter verschiedene Staa¬ 
ten aufgeteilt. Aber nachdem die impe¬ 
rialistischen Mächte Anfang der 1990er 
Jahre Jugoslawien zerschlagen hatten, 
waren die Grenzen auf dem Balkan 
wieder umstritten, damit begann der 
heutige Streit um den Namen Maze¬ 
donien. Die KKE schätzt ein: Wer den 
Namen Mazedonien anders verwende, 
als um eine bestimmte Region zu be¬ 
zeichnen, die zu verschiedenen Staaten 
gehört, spiele mit der Gefahr, erneut 
blutige Kämpfe um die Staatsgrenzen 
anzuzetteln - Schall und Rauch des 
Namensstreits könnte neues Feuer auf 
dem Balkan bedeuten. 

Die Tsipras-Regierung grenzt sich 
von den nationalistischen Scharfma¬ 
chern im Namensstreit ab und verhan¬ 


delt mit der Nachbarregierung über 
einen Kompromiss. Bisher hatten, an¬ 
ders als Tsipras, alle griechischen Re¬ 
gierungen verhindert, dass „FYROM 44 
in NATO und EU aufgenommen wird. 
Die KKE schätzt ein, dass NATO und 
EU eine Lösung im Namensstreit brau¬ 
chen, um „FYROM 44 aufnehmen und 
damit ihre Stellung im strategischen 
und wirtschaftlichen Kampf mit Russ¬ 
land und China stärken zu können. 

Auch die stärksten griechischen 
Unternehmen versprechen sich von 
einem solchen Weg mehr als von ag¬ 
gressiven Gebietsansprüchen gegen¬ 
über dem Nachbarland: Sie nutzten die 
Zerschlagung Jugoslawiens, um in den 
Nachbarländern zu investieren. 95 Pro¬ 
zent der Auslandsinvestitionen griechi¬ 
scher Konzerne fließen nach Südosteu¬ 
ropa, in „FYROM 44 sind sie die größte 
Gruppe ausländischer Investoren. Die 
Politik der griechischen Regierung 
nutzt ihnen daher mehr als die aggres¬ 
siv-nationalistische Hetze der Rech¬ 
ten. Auch die „Frankfurter Allgemeine 
Sonntagszeitung 44 lobt Tsipras für sei¬ 
ne „verantwortungsvolle Haltung 44 die 
„FYROM 44 den Weg in EU und NATO 
öffnen könnte. 

Die KKE geht davon aus, dass diese 
imperialistischen Organisationen nicht 
für friedliche Beziehungen zwischen ih¬ 
ren Mitgliedern sorgen werden, das zei¬ 
ge sich auch daran, dass die gemeinsa¬ 
me NATO-Mitgliedschaft den Konflikt 
zwischen Griechenland und der Türkei 
nicht gelöst habe. Ihr geht es darum, 
friedliche Beziehungen zu entwickeln, 
die Grenzen beider Länder zu garan¬ 
tieren und der chauvinistischen Hetze 
entgegenzutreten. Dazu sei es nötig, 
die imperialistischen Bündnisse zu be¬ 
kämpfen. Für den 27. Februar kündigte 
sie eine Demonstration auf dem Syn- 
tagma-Platz in Athen an. 

Uwe Koopmann, Olaf Matthes 


In Kolumbien stehen am 11. März Par¬ 
lamentswahlen und im Mai die Präsi¬ 
dentschaftswahl an. Es werden die ers¬ 
ten Wahlen nach dem Friedensschluss 
zwischen den Revolutionären Streit¬ 
kräften Kolumbiens (FARC) und dem 
kolumbianischen Staat sein. 

Entsprechend groß sind die Erwar¬ 
tungen, was das Wahlergebnis der in¬ 
zwischen zur Partei „Revolutionäre Al¬ 
ternativkraft des gemeinen Volkes 44 (im 
Kürzel ebenfalls FARC) gewandelten 
Aufstandsbewegung angeht. Mit noch 
mehr Spannung wird allerdings erwar¬ 
tet, wie die Reaktion der Oligarchie auf 
einen weiteren der vielen Versuche der 
kolumbianischen Linken sein wird, mit 
„legalen Mitteln 44 an der politisch-par¬ 
lamentarischen Macht zu partizipieren. 
Denn die gewaltsame Ausgrenzung der 
Unterdrückten war es, die zum Bürger¬ 
krieg ab 1948 geführt hatte, dessen Ver¬ 
lauf dann 1964 die FARC- und ein Jahr 
darauf die ELN-Gründung provoziert 
hatte. 

Im ersten Jahr nach Friedensschluss 
und Waffenabgabe sind bereits Dutzen¬ 
de entwaffnete Ex-Guerilleros ermor¬ 
det worden. Allem Anschein nach ist 
der Wahlkampf nun von weiteren Ge¬ 
walttaten geprägt. In einem Kommuni¬ 
que vom 9. Februar beklagt die FARC 
Attacken auf ihre Wahlkämpfer vor 
allem in den Departements Valle del 
Cauca, Quindio und Caquetä, allesamt 
ländliche Gebiete außerhalb der andi- 
nen Großstädte, wo die Präsenz und der 
Einfluss der Guerilla traditionell groß 
waren. Die FARC verweist darauf, dass 
es ebenjene „Intoleranz und politische 
Ausgrenzung, gemischt mit Parteienge¬ 
walt 44 gewesen war, die zum jahrzehnte¬ 
langen Bürgerkrieg geführt hatte. Die 
FARC machen für die Exzesse auch 


Vertreter der Rechtspartei „Centro De- 
mocrätico 44 verantwortlich und verlan¬ 
gen die juristische Verfolgung der Täter. 
Das Kommunique deutet ebenfalls an, 
dass es im Rahmen des Übergangspro¬ 
zesses zwischen Krieg und Frieden auch 
durchaus Unstimmigkeiten zwischen 
FARC und dem noch aktiven, aber 
in Friedensgesprächen befindlichen 
„Nationalen Befreiungsheer 44 (ELN), 
gibt. Die Ermordung des ehemaligen 
FARC-Kämpfers Kevin Andres Lugo 
am 6. Februar wird einer Front des 
ELN angelastet. 

Angesichts der Situation hat die 
FARC ihre Wahlkampfaktivitäten bis 
zur Erlangung entsprechender Ga¬ 
rantien suspendiert und „alle Parteien 
ohne Ausnahme 44 aufgefordert, „dieser- 
art Provokationen zu unterlassen und 
gemeinsam einen Gipfel durchzufüh¬ 
ren, bei dem saubere Regeln festgelegt 
werden 44 sollen. Die Vereinten Natio¬ 
nen, die Garantiemächte der Friedens¬ 
vereinbarungen und die internationale 
Gemeinschaft müssten der politischen 
Wiedereingliederung derjenigen, die 
bis vor kurzem bewaffnet waren, Hil¬ 
fe leisten. 

Auch die Kolumbianische Kommu¬ 
nistische Partei (PCC) hatte einen Tag 
zuvor die Aggression gegen Mitglieder 
und Kader der FARC als „systemati¬ 
sche, programmierte, organisierte und 
stimulierte Aktion 44 gekennzeichnet. 
Solche Toleranz bei Gewalttaten zeige 
die Polizei bei Protesten von Studieren¬ 
den, fahrenden Händlern oder Bauern 
nicht. Der PCC-Generalsekretär Jaime 
Caycedo verlangt von der Regierung 
Aufklärung über die Verwicklung von 
Beamten und Geheimdienstmitarbei¬ 
tern in die Organisierung und Begüns¬ 
tigung dieser Taten. Günter Pohl 
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Auf der Terrorliste 


Generalsekretär des Weltgewerkschaftsbundes wird Visum für die USA verweigert 



Georg Mavrikos beim COSATU-Kongress in Südafrika 


G eorge Mavrikos, dem General¬ 
sekretär des Weltgewerkschafts¬ 
bundes (World Federation of 
Trade Unions, WFTU), ist ein Visum für 
die USA verweigert worden. Er wollte 
in New York an einer Veranstaltung der 
Vereinten Nationen teilnehmen, bei de¬ 
nen er der Ständige Vertreter des Welt¬ 
gewerkschaftsbundes ist, und später zum 
jährlichen Gewerkschaftstreffen nach 
Los Angeles Weiterreisen, dort war er als 
Hauptredner eingeplant. 

Weder die normale Beantragung über 
das Elektronische System zur Einreisege¬ 
nehmigung (Electonic System for Travel 
Authorisation, ESTA), der erweiterten Si¬ 
cherheitsüberprüfung für Reisende in die 
USA, noch der Weg über die Botschaft in 
Athen, wo sich der Hauptsitz des WFTU 
befindet, führten zum Erfolg. ESTA ist 
vor allem dafür da, die Daten von Rei¬ 
senden bereits vor dem Abflug mit Fahn- 
dungs- und Strafverfolgungslisten der 
USA abzugleichen. Eine Genehmigung 
für die Anreise garantiert allerdings noch 
keine Einreise in die USA. Darüber ent¬ 
scheiden Zollbeamte vor Ort. 

Nach Aussage des Weltgewerk¬ 
schaftsbundes wurde von den US-Be- 
hörden empfohlen, dass der WFTU sich 
darum bemühen soll, aus dem sogenann¬ 
ten „Terrorist Travel“ System gelöscht zu 
werden. Das System soll eigentlich dazu 
dienen, Terroristen an der Einreise in die 
USA zu hindern. Damit gaben die Behör¬ 
den indirekt zu, dass sie den Weltgewerk¬ 
schaftsbund als Terrororganisation ein¬ 
stufen. Gegenüber UZ wollte weder die 
US-Botschaft in Berlin noch das US-Au- 
ßenministerium dazu Stellung nehmen. 

Der WFTU nannte das Verhalten der 
US-Behörden „provokatorisch und inak¬ 
zeptabel“. Es sei antidemokratisch und 
ziele darauf ab, freie gewerkschaftliche 
Betätigung und die Stärkung der kämp¬ 
ferischen Gewerkschaftsbewegung in den 
USA zu verhindern. „Der US-Regierung 
ist die konsequente antiimperialistische, 
antimonopolistische Politik des WFTU 
ein Dorn im Auge und sie geht davon aus, 


mit antidemokratischen Verboten unsere 
internationalistischen Handlungen ver¬ 
hindern zu können“, hieß es in dem State¬ 
ment. „Aber das wird ihnen nicht gelin¬ 
gen, egal wie viele antidemokratische, 
rassistische Diskriminierungen sie gegen 
die kämpferische internationale Gewerk¬ 
schaftsbewegung ins Feld führen.“ 

Ebenfalls nicht äußern wollten die 
US-Behörden sich über die Behinde¬ 
rung der Arbeit der Vereinten Nationen, 
wenn ständige Vertreter wie George 
Mavrikos an der Einreise gehindert wer¬ 
den. Seit 1945 hat der Weltgewerkschafts¬ 
bund einen ständigen Vertreter bei der 
UNO. Mit dem Einreiseverbot wird der 
WFTU nun das Recht genommen, dort 
seine Aufgaben wahrzunehmen. Für den 
Weltgewerkschaftsbund stellt dies auch 


den Hauptsitz der Vereinten Nationen in 
New York in Frage: „Wie ist es für eine 
internationale Organisation möglich, von 
den USA aus zu arbeiten, wenn die US- 
Regierung wahllos antidemokratische 
Regeln und willkürliche Restriktionen 
bei der Visavergabe erlässt?“ Mit Span¬ 
nung wird die Position der UN zu diesem 
Thema erwartet, „da die USA die Einrei¬ 
se des Vertreters des WFTU in das Land 
verweigert hatten, in dem sich der Haupt¬ 
sitz der Vereinten Nationen befindet“. 

Auch ohne die Berücksichtigung der 
Arbeit der Vereinten Nationen ist das 
Verhalten der US-Behörden bezeich¬ 
nend, wenn sie den klassenorientierten 
Weltgewerkschaftsbund mit über 92 Mil¬ 
lionen Mitgliedern in 126 Ländern auf 
die Liste terroristischer Organisationen 


setzt, deren Mitglieder an einer Einreise 
zu hindern sind. In seiner 1948 beschlos¬ 
senen Satzung beschreibt sich der WFTU 
als „demokratische, klassenbasierte inter¬ 
nationale Gewerkschaftsorganisation des 
Kampfes aller Lohnabhängigen, die Ge¬ 
werkschaften in jedem Land unterstützt 
und ermutigt die Rechte und Forderun¬ 
gen der Arbeiter zu erstreiten und ihre 
Interessen zu verteidigen, alle Formen 
der Untertänigkeit, Ausbeutung und Un¬ 
terdrückung zu bekämpfen.“ 

Die Gewerkschaftsorganisationen 
der USA protestierten in einem Brief 
an Außenminister Tillerson gegen die¬ 
se Einstufung des WFTU und forderten 
eine Visaerteilung für Gerorge Mavrikos. 
Auch hier gab es keine Reaktion. 

Melina Deymann 


Charme-Offensive 

Pjöngjang nutzt das kurze Zeitfenster Olympia 


Das sah nun nicht nach finsterer stalinis- 
tischer Tyrannei aus. Nordkoreas „Army 
of the Beauties“, eine rund 200-köpfige 
Cheerleader-Truppe, dürfte es zu einer 
der meistfotographierten Attraktionen 
der Olympischen Spiele in Pyeongchang 
gebracht haben. Die jungen Frauen in 
ihren dunkelroten, schwarz-abgesetzten 
Mänteln schafften es locker auf die Titel¬ 
seiten der Weltpresse. Ebenso Kim Yo- 
jong, Staatschef Kim Jong-uns jüngere 
Schwester und Direktorin des Ministe¬ 
riums für Propaganda und Agitation der 
Koreanischen Demokratischen Volksre¬ 
publik (KDVR), die bei einem Treffen 
mit Südkoreas Präsident Moon Jea-in im 
Blue House, dem südkoreanischen Präsi¬ 
dentenpalast, eine Einladung für Moon 
nach Nordkorea überbrachte. „Nordko¬ 


rea gewinnt die Olympics - und nicht we¬ 
gen des Sports“, titelte indigniert der US- 
Sender CNN. 

Auf dem Eis mag die gemeinsame ko¬ 
reanische Frauen-Eishockeymannschaft 
vielleicht nicht den Olympiasieg holen, 
0:8 gegen die Schweiz spricht eher für den 
olympischen Geist, „Dabeisein ist alles“. 
Aber auf dem diplomatischen Parkett hat 
schon ihre nackte Existenz die neuen al¬ 
ten Kalten Krieger in Washington - und 
auch in Berlin - in Alarmzustand versetzt. 
„Wir werden der nordkoreanischen Pro¬ 
paganda nicht erlauben, die Botschaft 
und die Symbolkraft der Olympischen 
Spiele zu hijacken“ verkündete US-Vize 
Mike Pence, „Wir sind hier, um unsere 
Athleten anzufeuern, aber wir sind auch 
hier, um unseren Verbündeten beizuste¬ 


hen und die Welt zu erinnern, dass Nord¬ 
korea das tyrannischste und unterdrücke¬ 
rischste Regime des Planeten ist.“ 

„Wir werden jede Attacke Zurück¬ 
schlagen und jedem Einsatz konventio¬ 
neller oder nuklearer Waffen mit einer 
Antwort begegnen, die schnell, über¬ 
wältigend und effektiv ist“, verkündete 
Pence. Und er kündigte ebenso weitere 
Sanktionsmaßnahmen gegen die KDVR 
an. Worin genau diese bestehen sollen 
sagte er allerdings nicht. Seit 2006 haben 
die USA eine ganze Serie von Sanktions¬ 
beschlüssen durch den UN-Sicherheitsrat 
gebracht. Die Handelsbeziehungen zwi¬ 
schen den USA und der KDVR tendieren 
seit 2016 hart gegen Null. Faktisch geht es 
bei neuen Sanktionen daher vor allem da¬ 
rum, den Handel zwischen der VR China 


bzw. Russland und der KDVR zum Er¬ 
liegen zu bringen. Beide Staaten haben 
zwar immer versichert, sich an das Sank¬ 
tionsregime halten zu wollen. Die US- 
Regierung hat aber genau das immer in 
Zweifel gezogen. 

Wesentlich gefährlicher ist allerdings 
die militärische Seite des Konfliktes. Seit 
einiger Zeit wird unter dem Stichwort 
„Bloody Nose“ in den strategischen Zir¬ 
keln des Washingtoner Machtapparates 
über einen begrenzten Militärschlag ge¬ 
gen die KDVR diskutiert. Hintergrund 
ist die ungerührte Entwicklung atoma¬ 
rer Fähigkeiten plus der entsprechenden 
Trägertechnologien durch die KDVR ei¬ 
nerseits und der im Verhältnis zu ihrem 
gewaltigen Aufmarsch ziemlich wirkungs¬ 
losen US-Drohkulisse andererseits. Prä¬ 
sident Trumps Strategie des „maximalen 
Drucks“ zeigt keine nennenswerten Er¬ 
gebnisse. Immerhin hatte er der KDVR 
vor der UN-Vollversammlung mit „tota¬ 
ler Vernichtung“ gedroht. „Bloody Nose“ 
setzt voraus, Pjöngjang einerseits für nicht 
rational zu erklären, so dass ein Militär¬ 
schlag notwendig ist, andererseits aber für 
so rational zu erklären, dass es sich nicht 
wehren wird. Das klingt für ein Land, das 
einen großen Teil seiner Wirtschaftskraft 
für die Entwicklung der Bombe geopfert 
hat, nicht gerade plausibel. 

Kim Jong-un hatte in seiner Silvester¬ 
ansprache seine Bereitschaft für einen in¬ 
nerkoreanischen Dialog angedeutet. Der 
Süden hatte, in Sorge um die Spiele, um¬ 
gehend reagiert und es waren sehr schnell 
weitreichende Übereinkünfte erzielt wor¬ 
den. Die Olympia-Charmeoffensive des 
Nordens macht es den Washingtoner 
Kriegsfalken nicht gerade einfach, für ei¬ 
nen blutigen und dazu hochriskanten Mi¬ 
litärschlag mobil zu machen. 

Klaus Wagener 



Auf den Fahnen der Südkoreanerinnen gibt es es - das vereinte Korea. 


Auslieferung gefordert 

Die US-Senatoren Rubio (Republi¬ 
kaner) und Mendez (Demokraten) 
fordern die Auslieferung von Assa- 
ta Shakur und weiteren Menschen, 
die in Kuba politisches Asyl genie¬ 
ßen. In einem Statement betonten 
sie zum wiederholten Mal, dass die 
Auslieferung politischer Flüchtlinge 
„grundlegende Voraussetzung für 
jede künftige Verhandlung mit dem 
Castro-Regime“ sei. Sie fordern 
vom US-Senat von Kuba offiziell 
die Auslieferung der Betroffenen 
zu verlangen, die „internationale 
Gemeinschaft“ zur Unterstützung 
dieser Forderung zu drängen sowie 
Außenminister und Generalstaats¬ 
anwalt der USA anzuhalten, den 
Druck auf Kuba zu verstärken. Auf 
Assata Shakur, Mitglied der Black 
Panther Party, wurde von FBI und 
New Jersey State Police ein Kopf¬ 
geld von zwei Millionen Dollar aus¬ 
gesetzt, seit 2013 steht die inzwi¬ 
schen 70-Jährige auf der US-Liste 
der meistgesuchten Terroristen der 
Welt. Assata Shakur wurde 1977 
trotz fehlender Beweise in einem 
weltweit scharf kritisierten Prozess 
für die Ermordung eines Polizisten 
zu lebenslanger Haft verurteilt. Sie 
konnte aus dem Gefängnis fliehen 
und lebt seit 1984 auf Kuba. 


Proteste gegen Ukraine 

Die britische Young Commu- 
nist League (YCL) organisierte 
Kundgebungen in London, Glas¬ 
gow, Edinburgh und Manchester, 
um gegen die Verletzung der Bür¬ 
gerrechte der Ukrainer durch das 
Verbot kommunistischer Symbo¬ 
le und Ideologie zu protestieren. 
In Edinburgh konnte dem Kon¬ 
sulat ein Protestbrief überreicht 
werden, die ukrainische Botschaft 
in London zog es vor bewaffnete 
Sicherheitskräfte zu rufen, statt 
einen Brief an den Botschafter 
entgegenzunehmen. Robin Tal¬ 
bot, Mitglied des Exekutivkomi¬ 
tees der YCL, sagte in Edinburgh, 
„Wir haben zu diesem Aktionstag 
aufgerufen, weil wir uns einer er¬ 
schreckenden Realität gegenüber 
sehen. Die Realität ist, dass der 
Nazi-Faschismus in der Ukraine 
wieder an der Macht ist.“ Er be¬ 
tonte die Verantwortung Europas: 
„Britannien und die Länder Euro¬ 
pas schworen, dass der Nazismus 
in Europa nie wieder sein hässli¬ 
ches Haupt erheben würde.“ YCL- 
Vorstandsmitglied Johnnie Hunter 
fragte: „Wie stehen Theresa May 
und die britische Regierung heute 
zu diesem Versprechen?“ 


Den Haag nicht 
zuständig 

Zunächst hatte Venezuelas Regie¬ 
rung empört darauf regiert, dass 
die Anklagebehörde beim Interna¬ 
tionalen Strafgerichtshof (IStGH) 
in Den Haag Voruntersuchungen 
gegen das südamerikanische Land 
aufnehmen will. Doch letztendlich 
reagierte die venzolanische Re¬ 
gierung gelassen, bot ihre Mitar¬ 
beit an und gab an, sie habe nichts 
zu verbergen. Die Mitteilung von 
Chefanklägerin Fatou Bensouda 
kam Donnerstag letzter Woche: 
Ermittlungen gegen Caracas und 
Manila würden eingeleitet. Bei den 
Philippinen geht es um den von der 
Regierung Duterte ausgerufenen 
„Antidrogenkrieg“. Venezuela wird 
vorgeworfen, dass Sicherheitskräf¬ 
te im vergangenen Jahr „häufig ex¬ 
zessive Gewalt“ bei den Protesten 
gegen die Regierung angewendet 
hätten. 

Trotz der Bereitschaft, dem 
IStGH bei der Aufklärung der An¬ 
schuldigungen zu helfen, sieht Ve¬ 
nezuelas Regierung nicht, dass der 
Gerichtshof in Den Haag zuständig 
sei. Dieser sei eine „Ergänzung“ 
zur Justiz der Mitgliedsländer. Ak¬ 
tiv werde er nur in dem Fall, dass 
Staaten sich weigern, einen Vorfall 
selbst zu untersuchen oder juris¬ 
tisch aufzuarbeiten. Auf Venezuela 
treffe dies nicht zu. 
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Krieg? Ohne uns! 





1971, Frankfurt a. M., Aktionswoche gegen den Krieg in Vietnam 

Foto: UZ-Archiv / Manfred Tripp 


F rieden - Arbeit - Solidarität“ mit dieser Losung ging die DKP im vergange¬ 
nen Jahr in den Bundestagswahlkampf. Frieden ist für uns die Voraussetzung 
für den Kampf um eine solidarische Gesellschaft, Krieg ist der militärisch 
ausgetragene Konkurrenzkampf der Imperialisten untereinander, für den wir das 
Drohnenfutter sein sollen. 

Die Friedensbewegung war und ist weit davon entfernt, nur eine Sache der 
Kommunistinnen und Kommunisten zu sein. Aber die Geschichte von KPD und 
DKP ist eine Geschichte des Friedenskampfes. Die Gründung der KPD und Ab¬ 
wendung von der SPD hängt eng mit der Politik des Burgfriedens zusammen. Die 
Sozialdemokratie hatte ihren Frieden mit den Kriegstreibern gemacht. 

Nach 1945 sollte nie wieder Krieg von deutschem Boden ausgehen. Die „Ohne 
mich“-Bewegung war ein erster Ausdruck des Widerstands gegen eine Remilitari¬ 
sierung Westdeutschlands, auch bürgerliche Kräfte hatten ihre Lehren aus Krieg 
und Faschismus gezogen und verweigerten sich einem Wiederaufbau einer Armee 
in der Tradition der Wehrmacht. 

Nach dem KPD-Verbot wirkten Genossinnen und Genossen u.a. in der Deut¬ 
schen Friedens-Union mit. Dann die Neukonstituierung als DKP 1968. Sie wurde 
auch deshalb besonders dringlich, weil sich die Proteste gegen den Vietnamkrieg 
zu einer Massenbewegung von jungen Menschen entwickelt hatte. Um diese Ju¬ 
gendlichen wollte man ringen, das konnte nicht im Verborgenen geschehen. 

Massenproteste gab es auch gegen den NATO-Doppelbeschluss und den Irak¬ 
krieg. Auf den Krieg gegen Jugoslawien folgten keine Massenproteste. Viele kleine 
dezentrale Aktionen wurde von ehemaligen Mitstreitern aus der Friedensbewe¬ 
gung der 1980er Jahre nur hämisch kommentiert. Eine Bundesregierung aus SPD 
und Grünen versuchte die Lehren aus Faschismus und Krieg umzudeuten: Aus 
„Nie wieder Krieg“ sollte „Nie wieder Krieg ohne deutsche Beteiligung“ werden. 
Die Auseinandersetzung läuft bis heute. Unter der Flagge der EU zeigt der deut¬ 
sche Imperialismus seine Großmachtambitionen. 

Die deutsche Rüstungsindustrie hat in der deutschen Parteienlandschaft in¬ 
zwischen viele Freunde, die DKP gehört nicht dazu. Imö 
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Achim Bigus zum Metall-Tarifabschluss 

Nur Sieger? 


D er Tarifabschluss für die Metall- 
und Elektroindustrie 2018 ist sehr 
komplex, besonders bei der Ar¬ 
beitszeit. Beide Seiten erklären sich zum 
Sieger: Roman Zitzeisberger (IG Metall) 
begrüßt „mehr Selbstbestimmung bei der 
Arbeitszeit für die Beschäftigten“Rainer 
Dulger (Gesamtmetall) erklärt: „Mit die¬ 
sem Modell haben wir genau die Flexibili¬ 
sierung nach unten und nach oben verein¬ 
baren können, die wir angestrebt haben“ 
Vom ersten Blick auf die „4,3 Prozent“ 
darf man sich nicht blenden lassen. Ge¬ 
nauso falsch wäre es aber, nur diese Zahl 
zu sehen und sie mit „Westrick-Formel“ 
oder einfachem Dreisatz auf 27 Monate 
Faufzeit umzurechnen: auch die ab 2019 
einmal jährlich fälligen Zahlungen von 
27,5 Prozent eines Monatseinkommens 
(„T-ZUG“) plus 400 Euro („Zu-ZUG“) 
gehen dauerhaft und tarifdynamisch in 
die zukünftigen Jahreseinkommen ein. 

27,5 Prozent eines Monatslohns ent¬ 
sprechen bei im Jahr ca. 13,2 Monatsein¬ 
kommen in der Metallindustrie - mit Ur¬ 


laubs- und Weihnachtsgeld - etwas mehr 
als 2 Prozent Fohnerhöhung. 400 Euro 
im Jahr entsprechen etwa einem Prozent 
des Grundentgelts - ohne Feistungsanteil 
- im Ecklohn, also in der Entgeltgruppe 
für Tätigkeiten mit dreijähriger Berufs¬ 
ausbildung. Für Beschäftigte darüber 
gibt es prozentual entsprechend weni¬ 
ger, darunter mehr. 

Wenn ein Unternehmer aufgrund 
seiner wirtschaftlichen Situation diese 
400 Euro verschieben, kürzen oder gar 
nicht zahlen will („dauerhafte Differen¬ 
zierung“, von Gesamtmetall bejubelt), 
braucht er dafür die Zustimmung der 
Tarifparteien, also auch der IG-Metall- 
Mitglieder des betroffenen Betriebes. 


Insgesamt liegt dieser Fohnabschluss 
etwa im gleichen Rahmen wie die Me¬ 
tall-Abschlüsse der letzten Jahre: Keine 
Umverteilung von oben nach unten, aber 
deutlich mehr als Inflationsausgleich. 

Für Kindererziehung, Pflege und bei 
Schichtarbeit gibt es ab 1. Januar 2019 
Anspruch auf acht Tage „tarifliche Frei¬ 
stellungszeit“. Sechs davon werden durch 
Umwandlung der 27,5 Prozent eines Mo¬ 
natslohns, also von uns selbst, zwei vom 
Unternehmer bezahlt. Statt des geforder¬ 
ten, von den Unternehmern vehement 
abgelehnten Entgeltzuschusses wurde 
somit ein „Freizeitzuschuss“ vereinbart. 
Erreicht hat die IG Metall auch einen 
Rechtsanspruch auf „kurze Vollzeit“ mit 


Rückkehrrecht für jeden Beschäftigten - 
aber nicht für alle, sondern für maximal 
10 Prozent der Belegschaft. 

Im Gegenzug hat die Kapitalseite zur 
Kompensation des entfallenden Arbeits¬ 
volumens eine Aufweichung der bisher 
geltende(n) maximalen Quote(n) für 
längere Arbeitszeiten bis zu 40 Stunden 
durchgesetzt. Solche Einzelarbeitsverträ¬ 
ge mit längeren Arbeitszeiten sind frei¬ 
willig - doch einzelne Beschäftigte ver¬ 
handeln mit ihrem Chef nicht „auf Au¬ 
genhöhe“... 

Aber auch die Mitbestimmung der 
Betriebsräte wurde dabei gestärkt. Die 
reale Umsetzung wird sehr von der Stär¬ 
ke der Beschäftigten und ihrer Betriebs¬ 


räte im jeweiligen Betrieb abhängen. 
Diese weitere Individualisierung und 
Verbetrieblichung sind sicherlich die 
größten „Kröten“ im Abschluss. 

Nicht gelöst wurde in dieser Run¬ 
de die Angleichung der Arbeitszeiten 
im Osten an den Westen - im Osten 
für 91 Prozent der befragten Beschäf¬ 
tigten „wichtig“ oder „eher wichtig“, im 
Westen nur für 41 Prozent. Der nächs¬ 
te Schritt muss also sein, im Osten die 
betriebliche Durchsetzungskraft der IG 
Metall und im Westen die Solidarität zu 
stärken. 

Für diesen Abschluss (mit den „Krö¬ 
ten“) mussten eine Million Metallerin¬ 
nen und Metaller in Warnstreiks und 
noch einmal eine halbe Million in Ta¬ 
gesstreiks den Unternehmern zeigen, 
wer jeden Tag - und oft auch in der Nacht 
- die Werte schafft, auf denen ihr Profit 
beruht. Dafür, dass Dulger und Co. den 
Beschäftigten diese Erfahrung vermit¬ 
telt haben, muss man ihnen eigentlich 
danken. 



Ein erfolgreiches Paar: Das Foto ist ein Jahr alt. Aber wir haben Glück. Ursula von der Leyen und Wolfgang Ischinger wer¬ 
den auch in diesem Jahr auf der Münchner „Sicherheitskonferenz“ an diesem Freitag bis Sonntag im „Bayerischen Hof“ 
Zusammentreffen. Sie haben Grund zu feiern. Denn die in Berlin mühevoll entstehende alt-neue Große Koalition hat im 
Koalitionsvertrag das NATO-Ziel übernommen,die Rüstungsausgaben auf 2 Prozent des BIP zu steigern. Nebenbei scheint 
auch von der Leyens Ernennung als Kriegsministerin für weitere vier Jahre nichts mehr im Weg zu stehen. Ischinger hat 
sich nicht weniger für das schöne NATO-Ziel und noch mehr Krieg im Nahen Osten eingesetzt. Er hat bei Hans-Dietrich 
Genscher deutsch-imperialistische und gleichzeitig US-nahe Außenpolitik gelernt, hat nach seiner Pensionierung 2008 
als Brotberuf den Posten des Regierungslobbyisten bei der Münchner Versicherung Allianz übernommen und im propa¬ 
gandistischen Nebenberuf die Leitung der Sicherheitskonferenz. Iz 


Andrej Hunko (MdB „Die Linke“) zur Münchener Kriegskonferenz 


Vom Wettrüsten 

Und vom Glück der SPD damit • Kolumne von Arnold Schölzel 


„Ich werde mich dafür einsetzen, dass 
in Deutschland gelagerte Atomwaffen 
aus unserem Fände abgezogen werden“, 
kündigte Martin Schulz im Wahlkampf 
an. Versprechungen des SPD-Vorsit- 
zenden haben keinen hohen Stellen¬ 
wert, umso bemerkenswerter erscheint, 
dass es die Nachrichtenagentur dpa für 
nötig hielt, am 4. Februar diesen Satz zu 
den Atombomben in Büchel zu zitieren. 

Faz.net stellte den Text unter die 
Überschrift „Nuklearwaffen bleiben in 
Deutschland“, denn Schulz hatte sich 
selbstverständlich in den Koalitions¬ 
verhandlungen nicht an sein Geschwätz 
von gestern gehalten: „Im Koalitions¬ 
vertrag zwischen Union und SPD wird 
sich das (Abzug der Atomwaffen aus 
Büchel, A.S.) allerdings voraussicht¬ 
lich nicht niederschlagen.“ dpa weiter: 
„Ein Abzug der Bomben in Büchel 
wird von den Koalitionsexperten nur 
als Ergebnis von Abrüstungsverhand¬ 
lungen für möglich gehalten: Erfolgrei¬ 
che Abrüstungsgespräche schaffen die 
Voraussetzung für einen Abzug der in 
Deutschland und Europa stationierten 
taktischen Nuklearwaffen.’“ 

Wir sind also wieder beim „Tot¬ 
rüsten“. Etwas anderes bedeuten Ab¬ 
rüstungsgespräche für imperialistische 
Staaten nicht. Das festzustellen bedeu¬ 
tet nicht, Reduzierung oder Verbot von 
Waffen abzulehnen, es bedeutet ledig¬ 
lich: Wie es imperialistische Kriege gibt, 
gibt es auch imperialistischen Frieden. 
Ein Musterfall war der Friedensvertrag 
vom 3. März 1918 zwischen dem revolu¬ 
tionären Russland und den Mittelmäch¬ 
ten. In der Sowjetunion und der DDR 
wurde er zu Recht als „Raubfrieden“ 
bezeichnet. 


USA und NATO, die Sieger im 
Kalten Krieg gegen Sowjetunion und 
die sozialistischen Länder Europas, 
verwandelten den „Friedensvertrag“, 
den Michail Gorbatschow insbeson¬ 
dere mit dem Zwei-Plus-Vier-Ver¬ 
trag von 1990 zur „Regelung in Be¬ 
zug auf Deutschland“ ausgehandelt 
hatte, ebenfalls in eine Art Raubfrie¬ 
den: Diesmal wurde nicht russisches 
Territorium annektiert, der Westen 
machte sich einfach dort breit, wo sich 



Arnold Schölzel 


die Sowjetunion zurückzog. Ost- und 
Südosteuropa wurden wirtschaftlicher 
Hinterhof der Bundesrepublik. Die 
NATO steht an der russischen Gren¬ 
ze und hat afghanische Basen, sie er¬ 
reicht jeden Punkt im größten Land 
der Erde mit konventionellen Waffen. 
Russland ist entgegen den berechtig¬ 
ten Hoffnungen, die sich der Westen in 
den 1990er Jahren machte, nicht zerfal¬ 
len - im Gegenteil. Es bleibt aber mit 
seiner gigantischen Ausdehnung und 


mit seinen mehr als 80 Nationen und 
Nationalitäten ein aus Sicht des Wes¬ 
tens wackliges Konstrukt. Das macht 
Appetit. 

Ein konzentrierter Ausdruck dieses 
Hungers auf mehr ist die am 2. Februar 
offiziell in Washington vorgestellte ato¬ 
mare Strategie der USA mit ihrer An¬ 
kündigung, neue taktische Atomwaffen 
zum Gebrauch vor allem gegen Russ¬ 
land zu entwickeln. Bisher veranschlagt: 
Mehr als eine Billion US-Dollar in 30 
Jahren. Sie zeigt, erklärte Sigmar Gabri¬ 
el am 4. Februar ausnahmsweise richtig, 
„dass die Spirale eines neuen atomaren 
Wettrüstens bereits in Gang gesetzt ist“. 
Er vergaß hinzuzufügen: Den entschei¬ 
denden Schub erhielt das Aufrüsten auf 
dem NATO-Gipfel 2016 in Warschau, 
vorher konnte von Wettrüsten keine 
Rede sein. 

Jetzt so zu tun, als sei die Koalition 
a) überrascht und b) ein wenig dagegen, 
ist pure Heuchelei. 

Auf einem anderen Blatt steht: So 
etwas hat sich für die SPD jedes Mal - 
von der Wiederbewaffnung nach 1945, 
dem NATO-Beitritt bis zum Doppel¬ 
beschluss, dem Irak-Krieg 2003 bis zu 
Martin Schulz’ oben zitiertem Wahl¬ 
kampfversprechen immer ausgezahlt. 
Neues Wettrüsten, neues SPD-Glück. 
Da erhält die Partei stets eine echte 
Funktion: Die Wut der Bevölkerung 
im Zaum halten, z.B. durch zeitweilige 
Übernahme der Führung des Protests 
und rechtzeitiges Wegtreten. Im übri¬ 
gen sagen die Think-Tanks: Ist der Putin 
einmal weg, kracht es im russischen Ge¬ 
bälk. Prognose: Die SPD wird nichts da¬ 
gegen haben, für die Situation das ato¬ 
mare Pulver aufzustocken. 


Im Zeichen der Aufrüstung 


Die alljährliche Münchner „Sicher¬ 
heitskonferenz findet dieses Jahr in ei¬ 
nem militärischen Aufrüstungskontext 
wie seit Jahrzehnten nicht mehr statt: 
US-Präsident Trump hat soeben einen 
Etatentwurf für das Jahr 2019 vorgelegt, 
der mit 686 Milliarden Dollar für das 
Pentagon den höchsten Militäretat eines 
Staates in der Geschichte der Menschheit 
darstellt. Der französische Präsident kün¬ 
digte eine Steigerung der Militärausgaben 
von 2019 bis 2025 auf zusammen 295 Mil¬ 
liarden Euro an, was dann im Jahr 2025 
dem 2-%-Ziel der NATO entspräche. 
Atomwaffen sollen dabei Priorität haben. 
Dafür soll er am 10. Mai mit dem Aache¬ 
ner Karlspreis ausgezeichnet werden. 
Und im Koalitionsvertrag zwischen 
CDU/CSU und SPD wird angekündigt, 
„verbindlich ... dem Zielkorridor der 
Vereinbarungen in der NATO zu folgen“, 
d.h. die Militärausgaben in Deutschland 
von derzeit ca. 37 Mrd. Euro jährlich in 
Richtung ca. 75 Milliarden Euro hochzu¬ 
schrauben. Als wichtigster Hebel hierfür 
dürfte sich die EU-Aufrüstungsstruk¬ 
tur PESCO erweisen. Hinzu kommt die 
Einrichtung eines neuen NATO-Haupt¬ 
quartiers in der Nähe von Köln, das mut¬ 
maßlich in diesen Tagen von den NATO- 
Kriegsministern beschlossen werden 
wird. 

Schaut man sich die Dokumente der 54. 
Münchener „Sicherheitskonferenz an, 
so lesen sie sich als Begründungsnarrativ 
für diese Pläne: Die zahlreichen Krisen 
der Welt dienen dazu, genau diese Stär¬ 
kung des Militärischen einzufordern. 
Russland und China werden als Bedro¬ 
hungen aufgebaut, auf die der Westen 
durch entsprechende Aufrüstungen nur 
reagieren müsse. Die Auswahl der Sta¬ 
tistiken und Grafiken im Bericht „To the 
brink - and back?“ (An den Abgrund - 


und zurück?) zur Konferenz legen jeden¬ 
falls diesen Schluss nahe. Für die anwe¬ 
senden Politiker wurde der Bericht mit 
Umfragen angereichert, die genau diese 
Aufrüstung und die weltweite Interven¬ 
tionsfähigkeit europäischer Armeen als 
Wunsch relevanter Teile der Bevölkerung 
darstellen. 

Der weltweit größten Tagung von Poli¬ 
tikern, Militärs und Rüstungsindustriel¬ 
len gelingt es immer wieder, sich einen 
demokratisch legitimierten Anstrich zu 
geben. Dabei handelt es sich um eine pri¬ 
vate Konferenz, die im Wesentlichen von 
Rüstungskonzernen, etwa Krauss-Maffei 
Wegmann, finanziert wird. Neben dem 
UN-Generalsekretär Guterres, dem EU- 
Kommissionschef Juncker und der Au¬ 
ßenbeauftragten Mogherini werden u.a. 
die Staatschefs Petro Poroschenko, The¬ 
resa May, Sebastian Kurz und Benjamin 
Netanjahu teilnehmen. Hinzu kommen 
zahlreiche Militärs und Geheimdienst¬ 
chefs, die in der Ankündigung noch vor 
Vertretern internationaler Organisatio¬ 
nen, wie dem Generalsekretär der OSZE 
Thomas Greminger, rangieren. 

Die Bundeswehr lädt im Vorfeld der 
Konferenz „Startups“ zu einer „Innova¬ 
tion Night“ ein. Wer gute Ideen für „si¬ 
cherheitspolitische Herausforderungen“ 
hat, kann sich entsprechend bewerben. 
Die Jungunternehmen werden mit dem 
Hinweis auf die „abwechslungsreichen 
Wirkfelder“ der Bundeswehr umworben. 
Eröffnet wird die „Innovation Night“ von 
Kriegsministerin von der Leyen. 

Auch im Jahr 2018 werden die Proteste 
gegen dieses alljährliche Spektakel wei¬ 
tergehen. Unter dem Motto „Frieden 
statt Aufrüstung - Nein zum Krieg“ rufen 
Dutzende Organisationen zur Gegende¬ 
monstration auf. Der Widerstand gegen 
diese Konferenz ist wichtiger denn je. 


Werner Sarbok zum Wesen und Erscheinungen in der SPD 


Alles rennet, rettet, flüchtet 


Der Zustand der SPD steht dem Kom¬ 
mentator gnadenlos vor Augen, der für 
die UZ am Dienstag einen Text schreibt 
und sich unsicher ist, was davon am Frei¬ 
tag noch Bestand haben könnte. Die ex¬ 
trem kurzen Verfallzeiten von politischer 
Aussagen und das Personalgeschacher 
kann eine Wochenzeitung derzeit kaum 
aktuell abbilden oder kommentieren. 

Die Parteiführung wirkt wie eine Rot¬ 
te Borstenviecher, die sich im Kampf 
um die Tröge gnadenlos über den Hau¬ 
fen rennen. Die Sieger von heute sind 
die Sündenböcke und Bauernopfer von 
morgen, was sich allerdings übermorgen 
wieder ändern kann. Strategie ist anders. 

In den letzten 20 Jahren hat die SPD 
die Hälfte ihrer Mitglieder und 40 Pro¬ 
zent ihrer Wähler verloren. Die Jusos 
machen für diese tiefe Krise zu Recht 
die Agenda 2010 verantwortlich. Ihr Lö¬ 
sungsansatz: „Die deutsche Sozialde¬ 
mokratie muss sich in allererster Linie 
inhaltlich neu aufstellen - und das sehr 


grundsätzlich. Eine Abkehr von fehlge¬ 
leiteten Konzepten der Vergangenheit 
und ein radikaler Bruch mit der program¬ 
matischen Grundausrichtung der letzten 
20 Jahre sind dafür unausweichlich.“ 

Würde sich dieser Kurs innerhalb der 
SPD durchsetzen, böte er tatsächlich die 
Chance, eine Re-Sozialdemokratisierung 
der SPD einzuleiten und dieser Partei zu 
mehr Akzeptanz bei der arbeitenden Be¬ 
völkerung zu verhelfen. Ein Startschuss 
dazu könnte ein „Nein“ der SPD-Mitglie- 
der zum Koalitionsvertrag sein. 

Die amtierenden Größen der Partei 
stapfen hingegen fest in den Spuren des 
„Genossen der Bosse“ und Begründers 
der Agenda 2010, Gerhard Schröder. 
Bläst das Vaterland oder das deutsche 
Kapital zur Rettung von Profiten, steht 
die SPD verlässlich bereit für die Weiter¬ 
führung von Sozial- und Demokratieab¬ 
bau, Ausweitung der Waffenexporte und 
mehr deutsche Kriegseinsätze. Wer die¬ 
se Politik fortführt, ist dann zweitrangig. 
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Politisches Buch 


unsere zeit m 


Re-Konstruktion oder De-Konstruktion? 

Zu Gareth Stedman Jones’ „Karl Marx. Die Biographie“ • Von Nina Hager 


D er bevorstehende 200. Geburtstag von 
Karl Marx sorgt für eine Fülle an neuen 
oder neu aufgelegten Publikationen. Auf 
der Frankfurter Buchmesse soll es sogar einen 
Gemeinschaftsstand deutscher Verlage geben, 
die ihre Bücher über Marx und/oder über sei¬ 
ne Bedeutung in der heutigen Zeit präsentieren 
werden. Die Bücherschau soll rund 50 Titel um¬ 
fassen und wird damit gewiss nicht alle Neuer¬ 
scheinungen umfassen. Jürgen Neffes Biografie 
„Der Unvollendete“ ( Verlag C. Bertelsmann, be¬ 
reits 2017 erschienen, siehe auch die Rezension in 
der UZ vom 8.12.2017 ) wird neben vielen ande¬ 
ren vorgestellt. Aber auch Dietmar Daths „Karl 
Marx“ ( erscheint bei Reclam) gehört wohl dazu. 

Es wird in den kommenden Wochen und 
Monaten viele Deutungen der Marxschen Leh¬ 
re geben. Stellungnahmen von Angreifern wie 
Verteidigern. Zu den bereits im vorigen Jahr er¬ 
schienen Büchern zum Marx-Jubiläum gehört 
Gareth Stedman Jones’ „Karl Marx. Die Biogra¬ 
phie“ ( Verlag S. Fischer, Erstveröffentlichung un¬ 
ter dem Titel „ Karl Marx: Greatness and Illusion “ 
Verlag Allen Lane, 2016 London). Es ist mit 890 
Seiten ein wahrlich „gewichtiges“ Werk mit vie¬ 
len, teilweise sehr informativen Anmerkungen, 
einer umfassenden Liste der Quellen und der 
weiterführenden Forschungsliteratur, in der die 
„Ost-Marxisten“ völlig unterrepräsentiert sind, 
sowie einem ausführlichem Sach- und Personen¬ 
register und wird von manchen hoch gelobt. 

Doch dieses Buch gibt auch einen Hinweis 
darauf, auf welchen Ebenen und mit welchen 
Mitteln heute die Auseinandersetzung mit Marx 
und vor allem seinen heutigen Anhängern ge¬ 
führt wird. Nicht nur, indem man ihn und seine 
theoretischen wie politischen Ansichten primitiv 
diskreditiert, abwertet, sondern eben vor allem 
auch auf die „Gentleman-Art“ und durch die 
Nutzung einer Fülle von historischen wie auto¬ 
biografischen Fakten. 

Die „Sunday Times“ lobte laut Umschlagtext 
Jones’ Buch. Es sei „umfassend, dicht und in¬ 
tellektuell beeindruckend“. In „The Economist“ 
konnte man lesen: „Keiner führt besser in Marx 
ein als Gareth Stedman Jones.“ Für den bekann¬ 
ten australischen, in Großbritannien lebenden 
Historiker Christopher Clark, der aber wegen 
seiner Aussagen zu den Ursachen des 1. Welt¬ 
kriegs hochumstritten ist, weil er u. a. die Ver¬ 
antwortung des deutschen Kaiserreiches für den 
Krieg relativiert, stellt Jones’ Buch eine „profun¬ 
de Neubewertung und eine fesselnde Lektüre“ 
dar. Letzteres stimmt, bezogen auf einige Ab¬ 
schnitte, durchaus. Vieles ist auch „intellektuell 
beeindruckend“. 

Ein großer Mann. Voller Illusionen 

Marx war für Jones natürlich ein harter Arbei¬ 
ter, aber einer, der sich ständig mit seinen Vor¬ 
aussagen irrte und - gegen andere - immer nur 
seine Positionen durchsetzen wollte. Den „Mar¬ 
xismus“ haben erst seine Nachfolger „erfunden“. 
Für Jones war Marx ein großer Mann. Aber vol¬ 
ler Illusionen. „Eine größere und allgemeinere 
Bekanntheit erlangte Karl Marx erstmals als der 
berüchtigte Revolutionär, der die Pariser Com¬ 
mune 1871 im Namen der Internationalen Ar¬ 
beiterassoziation verteidigte. Infolge dieser Be¬ 
rühmtheit wurde seinem Werk als Theoretiker 
des Sozialismus oder Kommunismus wachsen¬ 
de Aufmerksamkeit zuteil. Die Veröffentlichung 
von ,Das Kapital’ 1867, zunächst auf Deutsch und 
anschließend auf Russisch, Französisch, Italie¬ 
nisch und Englisch, machte Marx zum promi¬ 
nentesten sozialistischen Theoretiker seiner 
Zeit und sorgte dafür, dass sich überall in Euro¬ 
pa und Nordamerika Gruppen von Anhängern 
bildeten. Die Verbreitung seiner Lehren wurde 
insbesondere von seinem engsten Freund und 
Mitarbeiter Friedrich Engels betrieben, der be¬ 
hauptete, dank Marx 4 Werk sei der Sozialismus 
keine bloße ,Utopie’ mehr, sondern eine Wis¬ 
senschaft’. ,Das Kapital’ verkündete den baldi¬ 
gen Zusammenbruch der herrschenden Produk¬ 
tionsweise und deren Ersetzung durch die sozia¬ 
listische oder kommunistische Gesellschaft der 
Zukunft.“ (S. 9) 

Eigenartig, wäre allein Letzteres wahr, dann 
hätte das Kapital in heutigen Zeiten, in denen - 
zumindest in Europa - ein neuer sozialistischer 
Anlauf nicht absehbar ist, kaum Interesse am 
„Kapital“ von Marx. Marx muss also, vor allem 
auch mit dem „Kapital“, mehr geleistet haben. 
Zeitgenossen von Marx sahen sein Werk bereits 
weitaus differenzierter als Jones. In einem in der 
„Kölnischen Zeitung“ vom 16. März 1883 ano¬ 
nym erschienenen Nachruf war zu lesen: „Ein 
unbefangenes Urteil über ihn vermag aber heute 
noch kaum jemand abzugeben, überschwängli¬ 
che Bewunderung auf der einen und blindester 
Haß auf der andern Seite haben es verhindert. 


(...) Jedenfalls aber kann man dem Dahingegan¬ 
genen ins Grab nachsagen, dass sein ,Capital’ 
(1867 erschienen) und das vorgängige kritische 
Werk ,Zur Kritik der politischen Oekonomie’ 
(1859) auf lange Zeiten hinaus einzig in ihrer 
Art, zwar strittig, aber classisch und für jeden 
unentbehrlich bleiben, der sich mit den socialen 
und ökonomischen Fragen ernstlich beschäfti¬ 
gen will.“ {zitiert nach dem Nachwort von Tho¬ 
mas Kuczynski in „Karl Marx, Kritik der politi¬ 
schen Ökonomie. Erster Band. Buch I: Der Pro¬ 


duktionsprozess des Kapitals. Neue Textausgabe “ 
bearbeitet und herausgegeben von Thomas Ku¬ 
czynski, VSA, Hamburg 2017) Neben dem über¬ 
schwänglichen Lob großbürgerlicher Zeitungen 
für Jones sollte meines Erachtens deshalb auch 
der englische Titel der Originalausgabe „Great¬ 
ness and Illusion“ („Größe und Illusion“) durch¬ 
aus schon stutzig machen. 

Rekonstruktion von Leben und Werk 

Jones erklärt ganz zum Schluss seiner umfassen¬ 
den Arbeit: „Ich habe mich (...) dafür entschie¬ 
den, Marx 4 Denken mindestens genauso viel 
Aufmerksamkeit zu schenken wie seinem Leben. 
Ich betrachte seine Schriften als Interventionen 
eines Autors innerhalb bestimmter politischer 
und philosophischer Kontexte, die der Historiker 
sorgfältig rekonstruieren muss.“ {S. 720) Das ist 
durchaus legitim. 

Doch wer bis dahin die Geduld hatte, sich 
durch manche Längen durchzukämpfen, die 
ständigen Beschreibungen von Marxens Krank¬ 
heiten und der Sorgen der Familie zu ertragen, 
muss intervenieren - auch wenn er/sie sich nicht 
auf die marxistische Tradition beruft. Denn eine 
sorgfältige „Rekonstruktion“ müsste eigentlich 
ganz anders aussehen. Aber wer könnte die al¬ 
lein bewältigen? 

Sehr interessant sind bei Jones vor allem jene 
Abschnitte, die sich mit historischen Vorgängen 
beschäftigen. Wie war die Situation der Familie 
Marx, die jüdische Wurzeln hatte, vor der Geburt 
von Karl und danach? Welchen Einfluss hatten 
französische Revolution, Besetzung des Rhein¬ 
landes und die Restauration? Progressive Refor¬ 
men gab es ja auch in Preußen? Der Vater von 
Karl Marx musste später trotzdem zum protes¬ 
tantischen Glauben konvertieren, um eine dau¬ 
erhafte Anstellung zu finden. Schon diese Ab¬ 
schnitte wie jene, in denen es um die Entwick¬ 
lungen in den 40er Jahren, die Revolutionsjahre 
1848/49 und um jene in Großbritannien in den 
50er und 60er Jahren oder in Deutschland nach 
1871 geht, verweisen, so interessant sie sind,m.E. 
auf einen ganz großen Mangel: Jones vernachläs¬ 
sigt hier und an anderen Stellen meist die Rolle, 
die die Entwicklung der Produktivkräfte in der 
Geschichte spielte (industrielle Revolution) und 
spielt, vernachlässigt damit fast völlig die öko¬ 
nomische Basis gesellschaftlicher Entwicklung 
und die sich daraus ergebenden Folgen zu Guns¬ 
ten des „Politischen“. Das hat auch Konsequen¬ 
zen für seine Bewertung der Marxschen Arbei¬ 
ten, vor allem auch am „Kapital“ und Marxens 
folgenden Stellungnahmen wie seine Arbeiten 


in den letzten Lebensjahren. Dabei hat Jones 
durchaus Recht, wenn er die Rolle des Politi¬ 
schen betont und indirekt vor einer Reduzierung 
auf das von ihm jedoch zumindest teilweise aus¬ 
geblendete „Ökonomische“ warnt. Haben Marx 
und Engels das aber nicht auch oft getan? - 
Oder, beständig dazulernend, neue Erkenntnisse 
gewinnend, weniger oder mehr berücksichtigt? 
Übrigens sucht man bei Jones vergeblich nach 
seiner eigenen Auffassung von „Klasse“, „Gesell¬ 
schaft“, „Staat“ usw. 


Sehr interessant sind die Kapitel, die sich mit 
dem jungen Marx, dem Wandel in seinen Auf¬ 
fassungen beschäftigen. Der schwierige Weg 
vom jugendlichen Schwärmer zum - schon kri¬ 
tischen - Anhänger Hegels, vom „republikani¬ 
schen Demokraten“ zum „Bund der Kommu¬ 
nisten“ und zum „Manifest“ wird beschrieben. 
Die damit verbundenen Auseinandersetzungen 
und wechselnden Konstellationen sowie Koali¬ 
tionen werden mit dem Rückgriff auf Original¬ 
quellen belegt. Das scheint mir der stärkste Teil 
des Buches. Doch Kritik ist auch hier angebracht: 
Es wird letztlich nicht deutlich, was Marx letzt¬ 
lich tatsächlich dazu brachte, über Hegel und 
Feuerbach hinauszugehen - und nur angedeu¬ 
tet, warum er begann, für die Unterdrückten, 
Erniedrigten Partei zu ergreifen. In diesem Zu¬ 
sammenhang wird u.a. auch klar, dass Jones ei¬ 
nen Materialismusbegriff nutzt, der auf den me¬ 
chanischen Materialismus beschränkt ist. Doch 
damit kommt man nicht weit und damit kann 
auch - die anderen, bereits genannten Aspekte 
kommen hinzu - nicht nachvollziehen, was En¬ 
gels später im „ Anti-Dühring“ über die Entwick¬ 
lung der dialektisch-materialistischen Auffassun¬ 
gen schrieb (S. 675ff.) 

Einseitig und mit „Auslassungen“ 

Für Jones scheint keine Arbeit von Marx letzt¬ 
lich akzeptabel. Illusionen, Fehler in der Voraus¬ 
sage - vor allem 1848/49 - hätten seine Beiträge 
geprägt: Ja. Aber so etwas kann man in der Zeit 
von Radio, Fernsehen und Internet schnell be¬ 
haupten. Was aber, wenn die meist unvollständi¬ 
gen Nachrichten über (schnelllebige) Ereignisse 
wie in den damaligen Revolutionszeiten die Be¬ 
richterstatter erst viele Tage danach erreichen? 
Andererseits, weil schnell ein Zeitungsartikel 
geschrieben werden muss, gar keine Zeit mehr 
für Rückfragen und eine umfassendere Analyse 
bleibt? Und sicher hatte auch Marx in jener Zeit 
und in anderen Situationen viele Hoffnungen. 
Und Illusionen. 

Vor allem im Zusammenhang mit dem „Ka¬ 
pital“, für das Marx viele Stunden, ja viele Jahre 
der Recherche nutzte und immer wieder nach 
Lösungen suchte, ignoriert Jones die tatsächliche 
wissenschaftliche Leistung. In seinem Buch wid¬ 
met er dem unmittelbaren Entstehungsprozess 
des ersten Bandes gerade mal 27 Seiten, der Ar¬ 
beit am zweiten Band, den erst Friedrich Engels 
zum Abschluss brachte, noch viel weniger. Es sei 
ein „weitgehend deskriptives Werk“ {S. 515), ein 
überwiegend historisches Buch, das viel statisti¬ 
sches und empirisches Material über den briti¬ 


schen Kapitalismus des 19. Jahrhunderts enthal¬ 
te, aber kaum Theorie. Es gelingt ihm nicht, den 
durch Marx in einem komplizierten Forschungs¬ 
prozess, der gewiss auch Irrtümer einschloss, er¬ 
reichten großen Erkenntnisfortschritt - und den 
nicht nur für die politische Ökonomie - zu er¬ 
fassen. 

Und obgleich Jones die Leistung von Marx 
in und für die Internationale Arbeiterassozia¬ 
tion und seine Haltung zur Pariser Commune 
hervorhebt, seine Beziehungen zur deutschen 
Sozialdemokratie betont, bleibt er auch hier 
einseitig. Unter anderem behauptet er später, 
Marxens „Kritik des Gothaer Programms“ sei 
verfehlt, weil Marx den Kern, die Bedeutung des 
Aufbaus sozialdemokratischer Massenparteien, 
verkannt hätte (S. 671). Dass Karl Marx sehr 
wohl durch seine ständigen Kontakte nicht nur 
über die Situation in der deutschen Arbeiterbe¬ 
wegung im Vorfeld der Vereinigung der „Eisena¬ 
cher“ mit den „Lassalleanern“ auf dem Gothaer 
Parteitag informiert war, sondern sich selbst von 
der Situation überzeugte, ist Jones offenbar nicht 
bekannt oder wird von ihm ignoriert, In Gesprä¬ 
chen mit Funktionären der SDAP (der Sozialde¬ 
mokratischen Arbeiterpartei, der „Eisenacher“) 
konnte sich Marx im September 1874 in Dresden, 
Leipzig und Hamburg selbst über die Situation 
und die Streitpunkte im Vereinigungsprozess in¬ 
formieren. Seine Kritik am Programmentwurf, 
„Randglossen“ äußerte er bereits vor dem Ver¬ 
einigungsparteitag in Gotha Anfang Mai 1875 in 
einem Brief an Wilhelm Bracke in Braunschweig 
mit der Bitte, sie auch an Bebel und Liebknecht 
weiterzuleiten. {Marga Bayer, Zur Vereinigung 
von Gotha 1875, in: 1875-1946. Vereinigungspro¬ 
zesse in der deutschen Arbeiterbewegung und ge¬ 
sellschaftliche Forderungen. Tatsachen - Wirkun¬ 
gen - Einsichten, Pahl-Rugenstein, Bonn 1996, 
S. 29) 

Und wenn Jones meint, Marx hätte in sich in 
seinen letzten Jahren nur noch mit der Dorfge¬ 
meinschaft wie der russischen beschäftigt und 
wäre zur „Romantik“ zurückgekehrt, dann hat 
er - obgleich er viele Arbeiten aus der Marx- 
Engels-Gesamtausgabe (MEGA) zitiert - offen¬ 
bar einen völligen „Blackout“. Marx beschäftigte 
sich in seinen letzten Jahren nicht nur mit neuen 
politischen und ökonomischen Fragen, suchte of¬ 
fenbar nach der Vertiefung seiner Auffassungen 
über die „ursprüngliche Akkumulation des Ka¬ 
pitals“ und wohl auch nach neuen Möglichkei¬ 
ten und Formen gesellschaftlichen Eigentums. 
Die Fülle der in seinen letzten Lebensjahren ent¬ 
standenen Exzerpte zeigt jedoch, dass sich Marx 
auch mit neuen wissenschaftlich-technischen 
Entwicklungen der Zeit und ihren Auswirkun¬ 
gen auf die Industrie beschäftige. Martin Koch 
schrieb 1997: „Obwohl Marx zu allen Zeiten die 
Entwicklung der Naturwissenschaften verfolg¬ 
te, tat er dies ab 1870 intensiv und systematisch. 
Von 1876 bis 1879 exzerpierte er zahlreiche Bü¬ 
cher zur Physiologie, Agrikulturchemie, Minera¬ 
logie und Geologie, von 1877 bis 1883 Schriften 
zur Chemie und Elektrizität. Und das heißt: Bis 
kurz vor seinem Tode studierte Marx die Na¬ 
turwissenschaften, obwohl er sich zu jener Zeit 
über mangelnde Arbeit wahrlich nicht bekla¬ 
gen konnte.“ ( https://www2.hu-berlin.de/presse/ 
zeitung/archiv/96_97/num_697/8.html) 

★ 

Doch das alles ist für jene unwesentlich, die 
Jones’ Buch als Beleg dafür nehmen, Marx und 
seine Anhänger zu diskreditieren. 

Schon vor Erscheinen der Erstausgabe des 
Jones’-Buches in London feierte der Wirtschafts¬ 
journalist Rainer Hank, ein Anhänger der neo¬ 
liberalen Schule, Jones in der „FAZ“. Dessen 
Buch sei hilfreich, weil es nützlich sei, um Mar¬ 
xens Ansehen als Wissenschaftler in Frage zu 
stellen: „Gareth Stedman Jones, Marx’ jüngs¬ 
ter Biograph, deutet den naheliegenden Einfall 
mehrfach an, ohne seine Konsequenzen zu Ende 
zu denken: Marx muss man aus der Zeit verste¬ 
hen, oder man versteht ihn gar nicht. Ihn aus sei¬ 
ner Zeit zu verstehen, heißt aber: Karl Marx war 
und blieb ein Romantiker, was keine Abwertung 
ist. (...) 

Alle Systematisierung, die Einfriedung des 
kreativ Zufälligen zum wissenschaftlichen Sys¬ 
tem, gar die Szientifizierung seiner ,Lehre’ zu 
einer evolutionären Geschichtsphilosophie ä la 
Darwin war von Anfang an auf dem Holzweg. 
Die Marxisten haben Marx immer systemisch 
vergewaltigt; es kömmt aber darauf an, ihn in 
seiner Widersprüchlichkeit zu bewundern.(...) 

Nirgends wird das deutlicher als in seinen 
späten Schriften, wo er wieder ganz zum rück¬ 
wärtsgewandten romantischen Träumer wird.“ 
{Rainer Hank, Marx: Ein echter Romantiker, 
„FAZ“, 11.9.2016) 
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Kultursplitter 


Humboldt-Forum 

Hermann Parzinger will die gemeinsa¬ 
me Forschung mit den Herkunftslän¬ 
dern des kolonialen Erbes im Berliner 
Humboldt-Forum verstärken. „Ähnlich 
wie bei NS-Raubkunst muss der gan¬ 
ze Weg rekonstruiert werden“, sagt der 
Präsident der Stiftung Preußischer Kul¬ 
turbesitz in einem Interview. Er reagiert 
damit auf Kritik am Umgang mit dem 
Bestand der Ethnologischen Samm¬ 
lung, die künftig im wiederaufgebauten 
Berliner Stadtschloss gezeigt werden 
soll. Diese Sammlung soll den Kern und 
den größten Platzbedarf ausmachen, 
kritisch anzumerken ist, dass Hundert¬ 
tausende der Objekte eigentlich nicht 
zum Bestand des Museums gehören 
dürften, da sie größtenteils Beutekunst 
sind, die im Zeitalter des Kolonialismus 
mehr oder weniger gewaltsam ihren 
ehemaligen Eigentümern abgepresst 
worden sei. Wegen der knappen Res¬ 
sourcen des Museums für die Provienz- 
forschung sei das aber nur „anlassbezo¬ 
gen“ möglich, soll heißen, wenn geklagt 
wurde, zudem sei die Aktenlage wegen 
Kriegsverlusten lückenhaft. Von einem 
„rechtmäßigen Erwerb“ gehe das Mu¬ 
seum „bei den Sammlungen, die nach 
1945 erworben wurden“, aus. Diese um¬ 
fassen 80 000 Objekte, was im Umkehr¬ 
schluss heißt: Bei 420 000 Objekten sind 
die Erwerbsumstände zweifelhaft, also 
bestimmt kein „Preußischer Kulturbe¬ 
sitz“. Der französische Präsident Em¬ 
manuel Macron gab kund, die afrikani¬ 
sche Kunst aus den französischen Mu¬ 
seen zurückzugeben. Ob Macron dies 
nicht nur ankündigt, sondern tatsäch¬ 
lich umsetzt, ist eher fraglich, denn die 
französischen Museen haben bereits ih¬ 
ren Widerstand angekündigt, genau mit 
den gleichen Argumenten wie in Berlin. 

Anlaufstelle 

Die amtierende und wohl auch künftige 
Kulturstaatsministerin Monika Grütters 
will eine Anlaufstelle für Missbrauchs¬ 
opfer aus der Kreativbranche finanzie¬ 
ren. „Die Betroffenen brauchen einen 
geschützten Raum, in dem sie sich an¬ 
onym und ohne Angst vor negativen 
Folgen offenbaren und beraten lassen 
können - auch rechtlich“, sagte Grüt¬ 
ters vor der am Donnerstag beginnen¬ 
den Berlinale. „So ein Hilfsangebot darf 
nicht am Geld scheitern. Wir bieten an, 
das für den Kulturbereich anzuschieben 
und für drei Jahre zu finanzieren“, so die 
CDU-Politikerin. Im Papier für die ge¬ 
plante neue GroKo findet sich dazu kein 
Satz, aber vielleicht findet sie noch die 
paar Euros für ihr „Projekt“. Beratungs¬ 
stellen für Kinder und Jugendliche, die 
Opfer sexueller Gewalt geworden sind, 
krebsen finanziell oft herum, für das all¬ 
tägliche Ausnutzen männlicher Macht 
aus der „normalen“ Abhängigkeit in Be¬ 
trieben, Behörden, Vereinen usw. fehlt 
es dagegen völlig. Wer nur Film, Theater, 
Tanz und Musik im Blick hat, will über 
das eigentliche gesellschaftliche Phäno¬ 
men nicht sprechen und es aus der öf¬ 
fentlichen Diskussion heraushalten. 

Deutscher Pavillon 

Der von den deutschen Faschisten 
„neugestaltete“ Pavillon in Venedig 
wird sowohl für die Kunstbiennale wie 
für die im Mai stattfindende nächste 
Architekturbiennale genutzt. Bestür- 
zend ist, dass in diesem Jahr Marian¬ 
ne Birthler, die frühere Bundesbeauf¬ 
tragte der sogenannten Stasi-Unterla¬ 
genbehörde, die Ausstellung kuratiert. 
Kunst und Kultur zählten bisher nicht 
zu den politischen Qualitäten der 
Dame, aber das gefundene Thema 
„Unbuilding Walls“ kann sie bestimmt 
so gestalten, wie es sich gehört, wenn 
der „Unrechtsstaat DDR“ vorgeführt 
werden soll. Bekannt ist, dass man 28 
Jahre nach dem Mauerfall 28 Projekte 
präsentieren will, die „auf dem ehema¬ 
ligen Todesstreifen“ entstanden seien. 
Im Ankündigungstext heißt es, man 
werden „teilweise Neubauten, teilweise 
komplette Rekonstruktionen, teilwei¬ 
se auch die Leere zeigen, die geblie¬ 
ben ist.“ Die internationalen Fachleute, 
Städteplaner, Architekten und Grenz¬ 
zieher werden ihre helle Freude haben 
oder sich so ihre Gedanken über deut¬ 
sche Vorstellungen machen. 

Herbert Becker 


Sehenswertes auf der Berlinale 

„Der Geist von ’68“ und Dokumentarfilme aus Mittel- und Osteuropa 


E s soll Menschen geben, die sich 
schon am 12. Februar mit Schlaf¬ 
sack in den Arkaden am Potsda¬ 
mer Platz in Berlin einquartiert haben, 
um als erste an den Vorverkaufsschal¬ 
tern der heute beginnenden Berlinale 
zu stehen. UZ-Leser haben vermutlich 
Wichtigeres zu tun, auch wenn ein Pro¬ 
grammteil des Festivals unter der küh¬ 
nen Forderung „Rote Fahnen für alle!“ 
steht. Dahinter verbirgt sich eine Reihe 
deutschsprachiger Kurzfilme der 1960er 
Jahre, die dem rebellischen Geist der 
„68er“ nachspüren will. Sie tut dies vor 
allem in ihren filmischen Ausdrucksfor¬ 
men, deren künstlerische Sprengkraft 
gegen das verstaubte „Papas Kino“ 
heutige Zuschauer kaum mehr ahnen. 
Die Betonung des Experimentellen, die 
zudem wichtige Beispiele politisch ein¬ 
greifender Filme z.B. von Harun Farocki 
u. a. auslässt, macht den Titelslogan al¬ 
lerdings zum puren Etikettenschwindel. 

An den Geist der „68er“ erinnerte 
auch Festivaldirektor Dieter Kosslick 
bei der Vorstellung des Hauptwettbe¬ 
werbs und der Berlinale-Specials am 
Beispiel von Fernando Solanas 4 „Die 
Reise zu den vergifteten Dörfern“, der 
als Special gezeigt wird. Sachlich und 
ohne Pathos schildert der heute 82-jäh- 
rige Argentinier seine Reise auf den 
Spuren von Monsanto und Glyphosat 
in seinem Land - mit einer Nüchtern¬ 
heit, die den aufwühlend revolutionären 
Geist seines 1968 (!) entstandenen Meis¬ 
terwerks „Die Stunde der Hochöfen“ 
allenfalls erahnen lässt. Im Wettbewerb 
um die Goldenen und Silbernen Bären 
stehen 19 Filme, ergänzt um weitere fünf, 
die „außer Konkurrenz“ laufen. Eröff¬ 
net wird der Wettbewerb heute Abend 
mit „Isle of Dogs“ von Wes Anderson, 
einem Animationsfilm über einen Jun¬ 
gen auf der Suche nach seinem Hund. 
Ein sicherlich brisanter Titel kam erst 
ganz zum Schluss in die Konkurrenz, 
nämlich Erik Poppes „Utpya - July 22“ 
über den norwegischen Rechtsterroris¬ 
ten Erik Brejvik und sein Massaker an 
linken Jugendlichen. Mit vier Titeln ist 
das Gastgeberland diesmal recht stark 


vertreten, darunter Emily Atefs „3 Tage 
in Quiberon“, der eine Episode aus dem 
Leben Romy Schneiders aufgreift, und 
Thomas Stübers „In den Gängen“, des¬ 
sen Liebesgeschichte sich in der Ar¬ 
beitswelt, genauer: in den Gängen eines 
großen Warenlagers abspielt. Beson¬ 
ders gespannt sein darf man auf Christi¬ 
an Petzolds Spielfilm „Transit“, der den 
Stoff von Anna Seghers 4 berühmten Ro¬ 


man aus dem Marseille der 1940er Jahre 
in die heutige, wieder zum Fluchtort für 
viele Emigranten gewordene Hafenstadt 
verlegt. 

Erneut gestiegen scheint der Anteil 
von Dokumentarfilmen und Filmen aus 
Ost- und Mitteleuropa in den Neben¬ 
reihen. So geht der Schweizer Nicolas 
Wargnieres, Sohn einer jugoslawischen 
Mutter, in Belgrad auf die Suche nach 
dem, was blieb von „Edinstvo i brats- 
vo“, dem Slogan Titos, der sein Land 
in Einheit und Brüderlichkeit zusam¬ 
menhielt, bis die NATO-Bomben das 
alte Jugoslawien und auch sein Renom¬ 
mierhotel „Hotel Jugoslavija“ in Trüm¬ 
mer legten; leider trübt seine sehr pri¬ 
vate Nachdenklichkeit oft die Schärfe 
seiner politischen Analyse. Der Ungar 
Ärpäd Bogdän nimmt rassistische Über¬ 
fälle von Rechtsradikalen auf eine Ro¬ 
ma-Siedlung aus den Jahren 2008 und 
2009 als Stoff für drei lose mit einander 


verknüpfte Episoden seines Spielfilms 
„Genezis“. Die in München lebende Po¬ 
lin Alexandra Wesolowski besucht aus 
Anlass einer Goldhochzeit ihre Familie. 
In „Impreza - Das Fest“ lässt sie uns teil¬ 
haben an ihrer gewachsenen Entfrem¬ 
dung von den immer reaktionäreren, 
der Propaganda der PiS-Regierung er¬ 
legenen Ansichten ihrer Verwandtschaft. 
Für ein jüngeres Publikum drehte der 


Schweizer Germinal Roaux „Fortuna 44 
eine sympathische, aber leicht fröm¬ 
melnde Geschichte um ein äthiopisches 
Flüchtlingsmädchen, das in einem Klos¬ 
ter in der Schweiz vorläufige Zuflucht 
findet. Aus Österreich kommt „Wald¬ 
heims Walzer 44 eine Chronik der Affä¬ 
re um den zeitweiligen UN-Generalse- 
kretär und späteren Bundespräsidenten 
Kurt Waldheim und seine verschwiegene 
Nazi-Vergangenheit. Aus Material von 
TV-Sendern und Eigenaufnahmen baut 
die bekannte Dokumentaristin Ruth Be¬ 
ckermann eine leicht ironische Betrach¬ 
tung über das eigene Mitwirken gegen 
Waldheims Wahlkampagne; die im Ber¬ 
linale-Text behauptete Aktualität im 
Zeichen der schwarz-blauen Koalition 
Kurz/Strache muss man sich allerdings 
hinzudenken. 

Peter Svrcek heißt der Held in 
„Az prijde välka“ („Wenn der Krieg 
kommt“) des jungen Tschechen Jan Ge¬ 


bert, und was der in der Slowakei ent¬ 
deckt und beobachtet hat, ist so unglaub¬ 
lich, dass man seinen Dokumentarfilm 
fast für ein Fake halten möchte. Wochen¬ 
tags besucht Peter eine Akademie für 
Führungskräfte im korrektem Zivil - an 
den Wochenenden kommandiert er im 
Kampfanzug mit illegalen Rangabzei¬ 
chen einige Dutzend Mitglieder seiner 
„Slovenskf Branci“ („Slowakische Rek¬ 
ruten“) bei Übungen und Aufmärschen, 
die von den örtlichen Behörden lässig 
bis hilflos beobachtet werden, aber sich 
des Wohlwollens von Ministerpräsident 
Robert Fico sicher sein können! Die 
pseudo-elitären Aufnahme- und Beför¬ 
derungsrituale der Truppe und Svrceks 
Führungsanspruch erscheinen zwar fast 
lächerlich, doch wenn ihr Führer sich an¬ 
schickt, in die Politik zu gehen und eine 
Partei zu gründen, vergeht einem rasch 
das Lachen. 

Während Gebert sich auf das reine 
Beobachten beschränkt, zeigen Almude- 
na Carracedo und Robert Bahar in „The 
Silence of Others“ welche Wirkung Do¬ 
kumentaristen erzielen können, wenn sie 
sich politisch einsetzen für eine Sache. 
Ihre Sache ist der Kampf einiger Ange¬ 
höriger von Opfern der Franco-Diktatur 
in Spanien um ein würdiges Andenken 
der Toten und die strafrechtliche Verfol¬ 
gung der noch lebenden Täter. Letzte¬ 
re nämlich sind auch heute noch durch 
das berüchtigte „Amnestie-Gesetz“ von 
1977 vor Bestrafung geschützt und alle 
Versuche, die nach dem Völkerrecht nie 
verjährenden Taten juristisch zu ahnden, 
wurden von den spanischen Behörden 
vereitelt. Carracedo und Bahar haben 
sechs Jahre lang zwischen Madrid und 
Buenos Aires das Auf und Ab in diesem 
Kampf begleitet und dabei Szenen von 
erschütternder Eindringlichkeit einge¬ 
fangen - unbedingt ansehen! Weitere 
sehenswerte Titel: „Den pobjedy“ von 
Sergej Loznitsa über das jährliche Ge¬ 
denken im Berliner Treptower Park, „Al 
Gami 4 ya“ über einen widerständigen 
Stadtteil von Kairo und Karim Ainouz 4 
Beobachtungen auf dem „Zentralflug¬ 
hafen THF“ in Berlin. Hans-Günther Dicks 



Abenteuer im Warenlager:„In den Gängen“von Thomas Stüber. 


Da, wo die bösen Onkels wohnen 


„Sturm und Dreck“ ist das neue Album von „Feine Sahne Fischfilet“ 


Wer sich hiesig die letzten ein, zwei Jah¬ 
re auf eine linke Demo getrollt hat, hat 
sie vermutlich gehört. Denn der Antire¬ 
pressionssong „Wut“ von „Feine Sah¬ 
ne Fischfilet“ (gemeinsam mit der Ros¬ 
tocker Rap-Assoziation „Waving the 
Guns“) war und ist da allgegenwärtig. 
Auf dem Rücken vieler Szenekids pran¬ 
gen seit ihrem letzten Album „Bleiben 
oder gehen“ (Audiolith, 2016) wahlwei¬ 
se die „Wut“-Textzeile „Niemand muss 
Bulle sein“ oder Abwandlungen wie 
„Niemand muss nüchtern sein“ oder 
auch „Niemand muss Schlächter sein“. 

Die inhaltliche Vielfalt der Meck¬ 
pommer bleibt auch in ihrem neuen 
Langspieler „Sturm & Dreck“ erhalten. 
Das sagt schon der Titel, dass es um das 
alles und alle in Bewegung setzende gro¬ 
ße Ganze geht, genauso wie um das Sub- 

Feine Sahne 
Fischfilet: 
Sturm und 
Dreck, 
Audiolith 
2018 


jektive, den Dreck im Wanderschuhprofil 
oder die schmutzigen Hand, die das Co¬ 
ver ziert und einen gezogenen Zahn hält. 
Zusammengeführt heißt das dann im ers¬ 
ten Song „Zurück in unserer Stadt 44 : „Wir 
sind zurück in unsrer Nachbarschaft [...] 
und scheißen vor eure Burschenschaft 44 . 

Von ihrem rauen Ska-Punk haben 
sich „Feine Sahne Fischfilet“ seit Länge¬ 
rem entfernt, schon 2012 mit „Scheitern 
& Verstehen“, dem ersten Album des 
Sextetts, das bei Audiolith erschien. Die 
Band ist wohl die beliebteste deutsch¬ 


sprachige Dreiakkordeband, die es nicht 
schon seit Ende der Achtziger und der 
Ära der Gepardenfellmusteraufnäher- 
punks Tote Hosen und Co. gibt. Zuträg¬ 
lich für ihren Ruhm war eine zweiseitige 
Widmung im mecklenburg-vorpommer- 
schen Verfassungsschutzbericht 2011. 
Ohne die wären die „Filets“ jetzt sicher 
nicht auf nahezu jedem großen Sommer¬ 
festival mit Punkquotierung auf der Büh¬ 
ne („Ich kann immer noch nicht sing 4 / 
und spiel 4 jetzt auf Rock am Ring“) und 
es gäbe sie wohl auch nicht im Theater¬ 
stück „Feuerherz“, das 2016 am Volks¬ 
theater Rostock Premiere feierte und 
für das die Band nichts Geringeres als 
Goethe-Gedichte vertonte. 

„Sturm & Dreck“ ist nicht Goe¬ 
the. „Warum such ich immer nach ei¬ 
nem Konflikt?/Wann hab ich das letzte 
Mal nüchtern gefickt? 44 heißt es in „Ich 
mag kein Alkohol“ und stellt dem Ich 
die Frage: feierlich saufen oder lang¬ 
weilig lieben? An anderer Stelle geht 
es in „Suruc“ um das antikurdische 
Selbstmordattentat vor drei Jahren: 
„Wir hams verteidigt,/bauens gemein¬ 
sam wieder auf“. Sänger Monchi war 
damals auch in Kobane. „Suruc“ ist ne¬ 
ben „Dreck der Zeit“ das politischste 
Stück auf der LP. 

„Sturm & Dreck“ ist durchweg un¬ 
spektakulärer, mittelsofter Punk. Die 
Band wird nicht müde zu betonen, dass 
sie auch außerhalb der linken Szene an¬ 
kommen will. Da, wo die „Böhsen On- 
kelz“ in Dauerschleife laufen. Da, wo 
das Private vom Politischen getrennt ist, 
wo höchstens Kneipenterrorismus okay 
geht. „Feine Sahne Fischfilet“ knüp¬ 
fen daran an, versuchen, einen politi¬ 
schen Mehrwert einzusprenkeln, oft nur 
als zaghafte Schlaglichter, rarer als die 


sparsamen Fanfaren im Hintergrund, 
zwischen vielen dorfjugendlichen All¬ 
gemeinplätzen und Reim-dich-oder-ich- 
beiß-dich-Vers-Enden. 


„Wenn ich alt werde/werde ich hier 
alt“: Scheint, als sei die Band früh alt ge¬ 
worden. Der Rückzug ins Private drängt 
sich auf. Ken Merten 
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An einem Tag im Jahr 1958 kommt ein 
Fremder nach Santiago de Cuba. Es 
herrscht das Terrorregime Batistas. Die 
Geheimpolizei ist allgegenwärtig. Jeden 
Tag verschwinden Menschen von der 
Straße weg. Die Folterkeller der Scher¬ 
gen überleben sie nicht. Unser Fremder 
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zu bleiben. Er trifft sich mit vor allem jungen Menschen, die ihm 
als vertrauenswürdig genannt wurden. So entsteht ganz im Ge¬ 
heimen ein Netz des Widerstands. Die jungen Leute kennen die 
Gefahr; aber sie wissen, dass sie nur dann eine Zukunft haben, 
wenn die Schreckensherrschaft gestürzt wird. 
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Wovon reden wir, wenn wir über 200 Jahre Karl Marx sprechen? • Von Georg Fülberth 


Auf der Jahresversammlung der Marx-Engels-Stiftung am 27. Januar in Wuppertal 
hielt Prof. Dr. Georg Fülberth einen längeren Vortrag, den wir hier in Auszügen 
wiedergeben. Der gesamte Text wird in Heft 3/2018 der Marxistischen Blätter zu 
lesen sein. 


S owohl das eigene wissenschaft¬ 
liche und politische Wirken von 
Marx zwischen 1818 und 1883 als 
auch sein Nachleben von 1883 bis 2018 
und wohl auch darüber hinaus waren, 
sind und werden zweierlei sein: Ergeb¬ 
nisse erstens seiner eigenen Zeit und 
zweitens der 135 Jahre danach, also der 
jeweiligen Phase der kapitalistischen 
Entwicklung. In all diesen Perioden ist 
seine Theorie neu verstanden und da¬ 
nach akzeptiert oder auch verworfen 
worden unter Rückgriff auf die je ak¬ 
tuellen Erfahrungen zunächst von Marx 
und Engels selbst, danach aber auch der 
auf sie folgenden Generationen ... 

Er, Engels, aber auch Ferdinand 
Lassalle verkörperten einen neuen Ty¬ 
pus: den des Operativen Intellektuellen. 
Antonio Gramsci hat bekanntlich zwi¬ 
schen dem Traditionellen und dem Or¬ 
ganischen Intellektuellen unterschie¬ 
den. Engels, Lassalle, Marx, später auch 
der Drechslermeister und autodidakti¬ 
sche Theoretiker August Bebel, Lenin, 
Gramsci selbst, Mao Zedong, Mahatma 
Gandhi, Ho Chi Minh, Palmiro Togliatti 
waren nicht nur Organische Intellektu¬ 
elle, in denen eine Klasse oder gar ein 
ganzes Volk sich wiederfand, sondern 
zugleich unmittelbare politische Füh¬ 
rer und praktische Organisatoren (um 
nicht zu sagen: Macher) - eine Kombi¬ 
nation, die es seit dem Tod Togliattis, 
Ho Chi Minhs und Maos wohl nicht 
mehr gibt. Als Operative Intellektuelle 
haben Marx und Engels schnell Kon¬ 
takt zu organisierten Arbeitern - meist 
Handwerkern - gesucht und hergestellt. 
Diese zeitgenössischen sozialistischen 
Theorien und praktischen Versuche 
waren wieder einmal nicht ihr Pro¬ 
dukt, sondern umgekehrt, sie gehörten 
zu den Voraussetzungen ihrer Politik. 
In Brüssel - dorthin war Marx auf Be¬ 
treiben der preußischen Regierung aus 
Paris ausgewiesen worden - gründeten 
er und Engels ein „Communistisches 
Korrespondenzbureau“ - wenn man so 
will: den allerersten Ansatz einer Inter¬ 


nationale. Ihre früheste Bezugsorgani¬ 
sation war der „Bund der Gerechten“, 
in dem sie den utopischen Kommunis¬ 
mus des Schneiders Wilhelm Weitling 
bekämpften und den sie zum „Bund der 
Kommunisten“ umformten. Für diesen 
verfassten sie das „Manifest der Kom¬ 
munistischen Partei“, niedergeschrieben 
1847 und veröffentlicht 1848. Sie nah¬ 
men an der Revolution von 1848/1849 
teil... 

Die beiden Begründer des histori¬ 
schen Materialismus haben einen gro¬ 
ßen Fundus von Einschätzungen hin¬ 
terlassen, die auf den Erfahrungen ih¬ 
rer eigenen Lebenszeit beruhten. Die 
nächste Ge¬ 
neration 
von Marxis¬ 
tinnen und 
Marxisten 
konnte sich 
der von ih¬ 
nen entwi¬ 
ckelten Methode bedienen, aber ihre 
eigene Politik konnte sie nur gemäß 
der sich weiter wandelnden kapitalisti¬ 
schen Wirklichkeit betreiben. ... Hier¬ 
her gehört auch Lenin. In seinem Buch 
„Die Entwicklung des Kapitalismus in 
Russland“ von 1899 - Untertitel: „Der 
Prozess der Bildung des inneren Mark¬ 
tes für die Großindustrie“ - legte er 
dar, dass dieser schon revolutionsreif 
sei, und sah darin eine Bestätigung der 
Reproduktionsschemata. Rosa Luxem¬ 
burg dagegen hielt eine Modiüzierung 
dieser Reproduktionsschemata für ge¬ 
boten, um diese realitätstüchtig zu ma¬ 
chen. Sie griff die russische Diskussion 
auf, befand, dass die von Marx hypothe¬ 
tisch vorgenommenen harmonischen 
Austauschverhältnisse zwischen Pro¬ 
duktionsmittel- und Konsumgüterin¬ 
dustrie entgleisen müssten, sobald man 
einige Variabein wirklichkeitsnäher än¬ 
derte, und gelangte schließlich zu dem 
Ergebnis, dass Kapitalismus Überakku¬ 
mulation bedeute. Dies traf sich mit ih¬ 
rer Beobachtung des zeitgenössischen 


Imperialismus mit seinem Waren- so¬ 
wie Kapitalexport und der daraus re¬ 
sultierenden Tendenz zum Krieg. Erst 
durch diese Wahrnehmung, kombiniert 
mit Beibehaltung und Modiükation 
der Marxschen Reproduktionsschema¬ 
ta, kam sie zu ihrem Buch „Die Akku¬ 
mulation des Kapitals“ von 1913. Um es 
mit einer Formulierung des ganz jungen 
Marx zu sagen: Die Wirklichkeit dräng¬ 
te zum Gedanken ... 

In seiner Schrift „Der Imperialis¬ 
mus als höchstes Stadium des Kapita¬ 
lismus“ (1917) bezog sich Lenin nur in¬ 
direkt, über Hilferding, auf Marx, em¬ 
pirisch aber auf einen Sozialliberalen, 
John A. Hobson. Dagegen revitalisierte 
er gleich anschließend die Auffassungen 
von Marx und Engels zur Theorie des 
Staates und der Notwendigkeit seiner 
Zerschlagung: in seiner 1917 verfassten, 
1918 ver¬ 
öffentlich¬ 
ten Schrift 
„Staat und 
Revolu¬ 
tion“. Auf 
den ersten 
Blick liest 
sie sich wie die philologische Arbeit ei¬ 
nes Schriftgelehrten: Lenin hatte alle 
Äußerungen von Marx und Engels 
über den Staat gesammelt. Dass er die¬ 
se Rekonstruktion ihrer älteren Auf¬ 
fassungen vornahm, hatte aber einen 
aktuellen Anlass: sie waren gleichsam 
der Anhang zu seinen Aprilthesen von 
1917, in denen er die Beendigung der 
Doppelherrschaft von Provisorischer 
Regierung und Räten zugunsten der 
letzteren forderte. Lenins Aktualisie¬ 
rung der Staatstheorie von Marx und 
Engels lenkte die Aufmerksamkeit auf 
die Notwendigkeit, das umzuwälzen, 
was diese beiden den „Überbau“ ge¬ 
nannt hatten. Dazu gehörte nicht nur 
der Staat, sondern auch die Gesamtheit 
der Bewusstseinsformen, einschließlich 
der Philosophie ... 

Diese neue Wirklichkeit, die Hilfer¬ 
ding und Luxemburg beschrieben, war 
das, was mehrere Jahrzehnte später Eric 
Hobsbawm als das „Zeitalter der Ka¬ 
tastrophen (1914-1945)“ bezeichnete: 
zwei Weltkriege, einer von ihnen ein 


Vernichtungskrieg mit dem Versuch 
der Ausrottung der jüdischen Bevölke¬ 
rung Europas, eine Weltwirtschaftskri¬ 
se, Faschismus. Es war aber nicht nur 
ein Zeitalter der Katastrophen, sondern 
auch des Versuchs der Abwehr dieser 
Katastrophen: die russische Oktober¬ 
revolution, die Entstehung des Staats- 
sozialismus ... Hier haben wir eine 
ganz andere gesellschaftliche Realität 
als in der Zeit von Marx und Engels. 
Für die Marxist(inn)en dieses neuen 
Zeitalters blieben die materialistische 
Geschichts- und Gegenwartsauffassung 
zwar leitend, in ihrer politischen Praxis 
trat aber nun die Kritik der politischen 
Ökonomie hinter eine Theorie und Pra¬ 
xis der Politik zurück.... 

Der Untergang des Staatssozialis- 
mus ab 1989 veränderte die Szenerie, 
bevor über diese Alternative in den Me¬ 
tropolen des Kapitalismus entschieden 
war. Mit dem Ende des Staatssozialis- 
mus sind Marx und Engels ausschließ¬ 
lich wieder an ihrer alten Wirkungsstät¬ 
te positioniert: im höchstentwickelten 
Kapitalismus. Dessen Zustand spiegelt 
sich darin, dass ganz bestimmte Aussa¬ 
gen ihres Werks hochaktuell erschei¬ 
nen. Die so genannte Globalisierung 
wird bereits im „Manifest der Kom¬ 
munistischen Partei“ beschrieben, die 
Krisentheorie bereits in den „Umrissen 
zu einer Kritik der Nationalökonomie“ 
von Engels, vollends aber des „Kapital“ 
ist durch die vielfältigen Wirtschafts¬ 
krisen nach 1989 bestätigt, der finanz¬ 
marktgetriebene Kapitalismus lenkt die 
Aufmerksamkeit auf die Analyse des 
zinstragenden Kapitals im dritten Band 
des „Kapital“. Und selbst der Sturz des 
Staatssozialismus kann als Bestätigung 
einer Marxschen These gelesen wer¬ 
den, nämlich der Aussage im Vorwort 
von „Zur Kritik der Politischen Öko¬ 
nomie“ von 1859, dass Produktivkräfte 
Produktionsverhältnisse sprengen kön¬ 
nen, die zu eng für sie geworden sind. 
Allerdings handelte es sich um bishe¬ 
rige staatssozialistische, nicht kapita¬ 
listische Verhältnisse - wieder einmal 
Erfahrungstatsachen, die nicht gegen, 
sondern für Marx sprachen. 

Wenn für Marx und Engels neue 
Problemlagen zu Metamorphosen ihres 


jeweils erreichten Theoriestandes führ¬ 
ten, so kann das auch für Gegenwart 
und Zukunft gelten. In einer radikalen 
Weise führten Karl Hermann Tjaden 
und Margarete Tjaden-Steinhauer eine 
solche Auseinandersetzung: durch die 
Untersuchung der ausbeutenden Ver¬ 
fügungsgewalt nicht nur im Verhältnis 
von Kapital und Arbeit, sondern auch 
im Patriarchat und in den Beziehungen 
der menschlichen Spezies zu ihrer na¬ 
türlichen Umwelt.... 

Bislang wurde davon gehandelt, was 
der Kapitalismus 200 Jahre lang mit 
dem Marxismus gemacht hat. Danach 
müsste darüber geredet werden, was 
der Marxismus 200 Jahre lang mit dem 
Kapitalismus gemacht hat, ob er unter 
dem Einfluss der Arbeiterbewegung 
sich gewandelt habe. Wer das bejaht, 
wird auf weitere Fragen geführt, zum 
Beispiel: waren diese etwaigen Wand¬ 
lungen positiv oder negativ? Welchen 
Einfluss darauf hatten in beiden Fällen 
die einzelnen Richtungen der Arbeiter¬ 
bewegung, von denen die marxistische 
nur eine von mehreren ist? 

Letzlich: Hat der Philosoph Marx 
die Welt wirklich verändert oder doch 
nur interpretiert? 

Versuch einer Antwort: 

Die Welt hat sich verändert - seit 1780, 
seit 1818. Daran haben mitgewirkt: die 
Produktivkräfte, die Produktionsver¬ 
hältnisse, das Kapital, die Volksmassen 
einschließlich der Arbeiterklasse. Das 
Kapital hat sich im Wesentlichen so 
verhalten, wie Marx es „interpretiert“ 
hat. Ein Teil der Volksmassen (wenn¬ 
gleich ein kleiner), die an der Verän¬ 
derung der Welt mitwirkten und noch 
mitwirken, beruft sich auf Marx. Dieser 
Karl Marx hat an der Veränderung der 
Welt zu seinen Lebzeiten sowie post¬ 
hum teilgehabt und wird auch noch zu¬ 
künftig daran teilhaben in dem Maß, 
in dem Volksmassen gemäß seiner 
Theorie handeln und Produktivkräfte, 
Produktionsverhältnisse, Kapital und 
politisches Personal darauf reagie¬ 
ren, weil sie darauf reagieren müssen. 
Mehr sollte man einem Philosophen 
gar nicht erst Zutrauen, und es ist ganz 
schön viel. 


Metamorphosen - nicht Goethisch, sondern 
auch Hegelisch gesprochen - wir dürfen von 
„Umschlägen“sprechen, die ihre Ursachen in 
konkreten zeitgenössischen Fakten hatten 
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Noch dominieren die grauen Köpfe 

Wir müssen zu den jungen Menschen gehen, denn die kommen nicht zu uns 


Die Marx-Engels-Stiftung mit Sitz in Wuppertal veranstaltete ihre Jahreshauptver¬ 
sammlung. Die UZ sprach mit Hermann Kopp, Vorsitzender der Stiftung. 


UZ :Am 27 Januar fand eure Jahres¬ 
hauptversammlung statt. Welche Ein¬ 
schätzung des letzten Jahres habt ihr 
formuliert? 

Hermann Kopp: Oh Gott, was soll ich 
dazu sagen? Ich bin in meinem Bericht 
zunächst auf eine politisch-ideologisch 
völlig irrelevante Sache eingegangen, 
die aber praktisch äußerst bedeutsam 
ist: nämlich dass wir seit dem 1. März 
2017, endlich!, das Haus los sind, das 
uns wie ein Klotz am Bein hing - seit 
meinem Amtsantritt im Herbst 2010. 
Und zwar losgeworden an einen uns 
sehr freundlich gesonnenen neuen Ei¬ 
gentümer. 

Aber das ist natürlich nicht das, was 
die UZ-Leser interessiert. Und obwohl 
es die Sache war, die mir die meisten 
Kopfschmerzen und schlaflose Nächte 
bescherte, hat sie auch kaum die Mit¬ 
glieder interessiert: Diskussion darüber 
gab es nicht. 

UZ: Was habt ihr dann diskutiert? 

Hermann Kopp: Na ja, vor allem die 
Frage, die sich aus dem Hauptteil mei¬ 
nes Berichts ergab: Wie können wir 
junge Leute für unsere Veranstaltun¬ 
gen interessieren? Und wie können wir 
neue Mitglieder gewinnen? 

Um das gleich dazu zu sagen: Gin¬ 
ge es darum, uns selbst auf die Schulter 
zu klopfen, wäre das kein Problem: Seit 
2010 hat sich die Mitgliederzahl der 


Stiftung verdreifacht, von 58 auf genau 
180 am Tag der MV - dabei sind noto¬ 
rische Nichtzahler, die wir erstmals seit 
Jahren angeschrieben hatten, schon ab¬ 
gezogen. Auch 2017 hatte die Stiftung 
absoluten Zuwachs. Auch dieses Jahr 
haben wir schon wieder drei Neue. Und 
verdreifacht hat sich auch die Zahl un¬ 
serer Veranstaltungen. 

UZ: Macht ihr gezielte Anstrengungen, 
um an junge Leute ranzukommen? 

Hermann Kopp: Sagen wir so: offen¬ 
kundig nicht genug. Ich habe mich als 
Vorsitzender immer wieder darum be¬ 
mühtjunge Genossen für den Vorstand 
zu gewinnen. Hab sie auch gewonnen. 
Die kamen ein, zwei Mal - und blieben 
dann weg. Sogar ohne Entschuldigung. 
Darüber kann man sich höllisch ärgern. 
Hilft aber nix. 

UZ: Was also dann? 

Hermann Kopp: Ich weiß es nicht. 
Oder doch: Wir müssen zu den Jungen 
gehen, denn die kommen nicht zu uns. 
„Der rote Großvater erzählt“ - heute 
zum Beispiel von 1968: das stößt auf 
Interesse. Aber nur dann, wenn der 
Großvater zu den Jungen geht, und die 
nicht aufgefordert sind, am Großväter- 
Stammtisch Platz zu nehmen und zu¬ 
zuhören. 

UZ: Und was nun? 


Hermann Kopp: Eine gute Frage. Eins 
unserer neuen Mitglieder wollte bei der 
MV wissen, welche „Rationale“ unserer 
Arbeit zugrunde liegt, welches generelle 
Ziel wir mit ihr verfolgen. Und da muss 
ich ehrlich sagen: Darauf habe ich keine 
Antwort. Ich bemühe mich um Tagun¬ 
gen, die Fragen beantworten, die sich 
mir stellen; ich versuche, andere MES- 
Mitglieder dafür zu gewinnen, dass sie 
das selbe für sich tun. Und ich bin guten 
Muts, dass dabei was rauskommt, was 
auch andere interessieren könnte. 

UZ: Ein Schlusswort? 

Hermann Kopp: Gerne. Die Marx- 
Engels-Stiftung war eine Gründung 
der DKP; es hat Jahre gedauert, bis sie 
ihre Gemeinnützigkeit gegen den mas¬ 
siven Widerstand des damaligen, ach so 
liberalen NRW-Innenminister Burkart 
Hirsch gerichtlich durchsetzen konnte. 
Und obwohl wir von der DKP keine 
müde Mark bekommen, machen wir 
keinen Hehl daraus, dass wir dieser 
Partei freundschaftlich verbunden sind. 

Aber ich bin auch ein bisschen stolz 
darauf, dass in unseren Reihen Mit¬ 
glieder der DKP, und zwar ihrer un¬ 
terschiedlichen Strömungen, frühere 
DKP-Mitglieder, Mitglieder der Links¬ 
partei, frühere SED-Genossen, Partei¬ 
lose, vereinzelt sogar SPD-Mitglieder 
vertreten sind. 

Zu Beginn des Marx-Jahrs 2018 
hatten wir genau 180 Mitglieder. Und 
ich hoffe, dass wir im Engels-Jahr 2020 
dann mindestens 200 zählen werden. 

Das Gespräch führte Herbert Becker 
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Abgrenzungsrhetorik und Zusammenarbeit 

Die deutschen Interessen an der NATO • Von Jörg Kronauer 


J etzt also wohl doch. Zunächst hatte 
Sigmar Gabriel seinen Auftritt auf 
der diesjährigen Münchner Sicher¬ 
heitskonferenz abgesagt, als es hieß, 
Martin Schulz solle ihm im Amt des 
Außenministers nachfolgen. Schon ei¬ 
nen Tag später ruderte das Auswärtige 
Amt zurück. Es sei alles nur ein großes 
Missverständnis, beteuerte das Ministe¬ 
rium, nachdem Schulz seinen Verzicht 
verkündet hatte: Selbstverständlich 
werde Gabriel den zweiten Konferenz¬ 
tag mit einer Rede eröffnen. Man wird 
gespannt sein dürfen, ob er‘s wirklich 
tut - und was er mitzuteilen hat. Denn 
er hat erst vor kurzem eine Rede gehal¬ 
ten, die im Establishment Wellen ge¬ 
schlagen hat, und zwar am 5. Dezember 
2017 beim Berliner Forum Außenpolitik, 
das die einflussreiche Hamburger Kör- 
ber-Stiftung einmal im Jahr in Koopera¬ 
tion mit dem Außenministerium veran¬ 
staltet. Darin hatte Gabriel sich zu sehr 
grundlegenden Fragen der Außenpoli¬ 
tik geäußert, zum künftigen Verhältnis 
zu den Vereinigten Staaten etwa - da¬ 
mit auch zur NATO - und zur künfti¬ 
gen Rolle der EU. Die Rede hatte es in 
sich. Man übertreibe nicht, urteilte etwa 
„Die Welt“ „wenn man feststellt“ dass es 
sich „um die wohl offensivste Artikulati¬ 
on eigenständiger deutscher Interessen 
durch einen Bundesaußenminister seit 
1949“ gehandelt habe. 

Die Welt sei im Umbruch, hatte Ga¬ 
briel in seiner Berliner Rede geurteilt: 
„Das offensive Agieren aufstrebender 
Staaten wie China, Russland, der Türkei 
und Iran“ sorge dafür, „dass die globale 
Ordnung, aber auch regionale Machtge¬ 
füge ins Rutschen geraten“. Die weite¬ 
re Entwicklung sei offen: „Welche neue 
Ordnung diese Welt finden wird, ist noch 
nicht zu erkennen.“ Deutschland sei gut 
beraten, sich in seiner Strategiebildung 
auf zwei elementare Grundpfeiler zu 
stützen, erklärte der Außenminister: ei¬ 
nerseits auf das transatlantische Bünd¬ 
nis, andererseits auf die EU. Warum? 
Gabriel verwies auf Russland, das mit 
der Übernahme der Krim neue Gren¬ 
zen gezogen und in Syrien auf Seiten 
der Regierung interveniert hatte - bei¬ 
des in direktem Widerspruch zur Politik 
der Bundesrepublik und der Vereinigten 
Staaten. „Wir können sicher sein“, fuhr 
der SPD-Mann fort, „dass rund um den 
Globus ... sehr sorgfältig analysiert wird, 
wie stark und entschlossen der Westen in 
der Verteidigung seiner Werte und In¬ 
teressen ist“. Um in Machtkämpfen wie 
demjenigen gegen Moskau erfolgreich 
zu sein, werde man das transatlantische 
Bündnis „auch in Zukunft brauchen und 
pflegen“: „Die USA werden unser wich¬ 
tigster globaler Partner bleiben.“ 

Der Außenminister schränkte aller¬ 
dings ein: „Diese Partnerschaft wird ... 
allein nicht ausreichen, um unsere stra¬ 
tegischen Interessen zu wahren.“ Denn 
es gebe „im Umfeld der heutigen US- 
Administration eine außerordentlich 
distanzierte Wahrnehmung Europas“ - 
„als Wettbewerber und manchmal so¬ 
gar als mindestens ökonomischer Geg¬ 
ner“. Dass es sich dabei um eine voll¬ 
kommen zutreffende Wahrnehmung des 
deutschen Machtstrebens handelt, sagte 
Gabriel nicht; er sagte aber voraus, auch 
nach Ablauf der Amtszeit von US-Präsi- 
dent Donald Trump werde „das Verhält¬ 
nis der USA zu Europa ... nicht mehr 
das gleiche werden, das es einmal war“. 
„Vor diesem Hintergrund“, fuhr er fort, 
„müssen wir ... kühler analysieren, wo 
wir plötzlich, oder möglicherweise auf 
Dauer, mit den USA über Kreuz lie¬ 
gen“. Dort, wo man nicht gemeinsam 
mit den Vereinigten Staaten operieren 
könne, benötige man die „Machtprojek¬ 
tion der Europäischen Union“, an der es 
freilich heute noch mangele. „Nur wenn 
die EU ihre eigenen Interessen definiert 
und ihre Macht projiziert, kann sie über¬ 
leben“, verkündete der Außenminister. 
Der zweite Grundpfeiler der deutschen 
Außenpolitik - das ist also eine noch 
viel aggressiver als bisher auftretende 
EU. 

Gabriel hat das alles nicht aus der 
Luft gegriffen. Genaugenommen hat 
er Anfang Dezember in seiner Rede 


die Politik resümiert und begründet, 
die Berlin in Abstimmung mit der EU 
schon seit Sommer 2016 betreibt. Kurze 
Rückblende: Im Juni 2016 legte die EU- 
Außenbeauftragte Federica Mogherini 
die „Globale Strategie für die Außen- 


und Sicherheitspolitik“ der Union vor, 
in der Brüssel „strategische Autono¬ 
mie“ für sich proklamiert - also eine ei¬ 
genständige Machtpolitik. Nur wenige 
Tage später veröffentlichten der dama¬ 
lige Bundesaußenminister Frank-Wal¬ 
ter Steinmeier und sein französischer 
Amtskollegen Jean-Marc Ayrault ein 
Papier, das für die EU einen „Gestal¬ 
tungsanspruch“ formulierte - und zwar 
„weltweit“. Steinmeier und Ayrault 
verlangten neue Schritte zur Militari¬ 
sierung der Union, die ab September 
Verteidigungsministerin Ursula von 
der Leyen gemeinsam mit ihrem fran¬ 
zösischen Amtskollegen Jean-Yves Le 
Drian mit aller Macht forcierte. Dann 
kamen die US-Präsidentenwahl und der 
Wahlsieg des Donald Trump, der Berlin 
ungeahnte Chancen bot, „strategische 
Autonomie“ zu demonstrieren: Nichts 
ist einfacher, als sich bei Bedarf von 
dem selbsternannten „stabilen Genie“ 
im Weißen Haus abzugrenzen und sich 
als positives Gegenmodell zu profilie¬ 
ren. Die Zeiten, „in denen wir uns auf 
andere völlig verlassen konnten“, seien 
„ein Stück weit vorbei“, äußerte Bun¬ 
deskanzlerin Angela Merkel Ende Mai 
2017, nach mehreren Treffen mit Trump 
in wenigen Tagen demonstrativ genervt: 
„Wir Europäer müssen unser Schicksal 
wirklich in die eigene Hand nehmen.“ 
Außenminister Gabriel diagnostizierte 
gar den „Ausfall der Vereinigten Staa¬ 
ten als wichtige Nation“. 

Die Abgrenzungsrhetorik ist aller¬ 
dings immer nur die eine Seite der Mün¬ 
ze gewesen. Die andere Seite der deut¬ 
schen Außenpolitik ist, wie es Gabriel in 
seiner Rede beschrieben hat, eine wei¬ 
terhin enge Zusammenarbeit mit den 
USA. Sie zeigt sich auf den unterschied¬ 
lichsten Ebenen. Punktuell wird sie ge¬ 
gen China eingesetzt; so gaben die EU, 
die Vereinigten Staaten und Japan am 
Rande der elften WTO-Ministerkonfe- 
renz im Dezember 2017 in Buenos Aires 
eine öffentliche Erklärung ab, in der sie 
der Volksrepublik vorwarfen, „markt¬ 
verzerrende Subventionen“ zu gewäh¬ 
ren und nichts gegen „gravierende Über¬ 
schusskapazitäten in Schlüsselbranchen“ 
zu unternehmen. Man darf annehmen, 
dass Berlin und Washington noch öf¬ 


ter einen Schulter Schluss gegen Beijing 
vollziehen werden, um Chinas Aufstieg 
zu bremsen. Und wenngleich es in der 
Bundesrepublik inzwischen wachsende 
Widerstände gegen die Russland-Sank¬ 
tionen gibt, die der deutschen Industrie 


attraktive Geschäfte vermiesen, so be¬ 
steht auch weitgehend Einigkeit mit den 
Vereinigten Staaten, sich militärisch ge¬ 
gen Russland in Stellung zu bringen, um 
den Druck so stark wie möglich zu er¬ 
höhen und Moskau von künftigem Auf¬ 
mucken gegen Offensiven Berlins und 
Washingtons in Osteuropa oder in der 
arabischen Welt abzubringen. 

Für Letzteres ist Berlin, das aus ei¬ 
genem Interesse heraus die Krim lieber 
in der Ukraine, Assad wiederum gerne 
gestürzt sähe, auf Kooperation mit Wa¬ 
shington angewiesen - denn, „strategi¬ 
sche Autonomie“ hin oder her, die EU ist 
eben noch lange nicht stark genug, um 
eigenständig Russland in die Schranken 
zu weisen. Also treibt auch die Bundes¬ 
regierung die NATO-Aufrüstung voran; 
ganz umstandslos hat die Große Koali¬ 
tion im September 2014 den Beschluss 
des NATO-Gipfels im britischen New¬ 
port mitgetragen, die nationalen Rüs¬ 
tungshaushalte bis 2024 auf rund zwei 
Prozent des Bruttoinlandsprodukts in 
die Höhe zu schrauben. Im neuen Ko¬ 
alitionsvertrag, auf den sich CDU/CSU 
geeinigt haben, heißt es entsprechend, 
man werde haushaltspolitisch „dem 
Zielkorridor der Vereinbarungen in der 
NATO folgen“. Beim Aufbau der NA¬ 
TO-„Speerspitze“, einer Schnellen Ein¬ 
greiftruppe, die vor allem gegen Russ¬ 
land genutzt werden kann, hatte die 
Bundesrepublik die Führung übernom¬ 
men; am Aufmarsch im Baltikum ist sie 
mit der Leitung eines NATO-Bataillons 
im litauischen Rukla ebenfalls maßgeb¬ 
lich beteiligt. Mit ihrer Marinepräsenz in 
der Ostsee ist sie dort zudem die führen¬ 
de NATO-Seestreitmacht. 

Darüber hinaus fördert die Bun¬ 
desregierung auch eine Art informelle 
NATO-Norderweiterung, die sich eben¬ 
falls gegen Russland richtet. Schweden 
und Finnland werden seit geraumer 
Zeit immer enger mit dem westlichen 
Kriegsbündnis verkoppelt. Beide ha¬ 
ben sich schon in den 1990er Jahren an 
NATO-Einsätzen im zerfallenden Jugo¬ 
slawien und ab 2001 an der Besatzung 
Afghanistans beteiligt. Beide haben 
sich zur Einbindung in die NATO Res¬ 
ponse Force (NRF) bereit erklärt. Und 
beide haben auf dem NATO-Gipfel in 


Newport ein sogenanntes Host Nation 
Support Agreement unterzeichnet, das 
die Nutzung ihrer Infrastruktur durch 
das Kriegsbündnis vorsieht - auch im 
Kriegsfall. Die Bundeswehr arbeitet 
mit beiden offiziell noch neutralen Staa¬ 


ten eng zusammen; sie ist dabei, vor al¬ 
lem die Kooperation mit den jeweiligen 
Kriegsmarinen zu intensivieren. Über 
die immer engeren Bindungen an die 
NATO, wie sie auch mit Hilfe der Bun¬ 
deswehr respektive der deutschen Ma¬ 
rine geschaffen werden, hat vor kurzem 
der schwedische Politikwissenschaftler 
Stefan Hedlund von der Universität 
Uppsala geurteilt, sie führten dazu, dass 
Schweden sich heute „als De-facto-Mit- 
glied“ des westlichen Kriegsbündnisses 
sehe. Für Finnland, das fast alle Schrit¬ 
te, die Schweden in Richtung NATO 
tut, mitvollzieht, ließe sich dasselbe sa¬ 
gen. Die Entwicklung hat weitreichende 
Folgen. Finnland verfügt über eine mehr 
als 1300 Kilometer lange Landgrenze 
zu Russland, kann also im Konfliktfal¬ 
le einen Teil von dessen Streitkräften zu 
Verteidigungszwecken binden. Schwe¬ 
den wiederum bietet, wie Hedlund be¬ 
stätigt, im Falle von Auseinanderset¬ 
zungen in den baltischen Staaten gute 
Zugänge dorthin - der Weg sei für die 
NATO über schwedisches Territorium 
„viel leichter und sicherer“, als wenn sie 
sich „die Ostsee hinauf hochkämpfen“ 
müsse. Das verändere „die Landkarte 
der regionalen Sicherheit... - und zwar 
zugunsten der NATO“. 

Bei alledem legt die Bundesregie¬ 
rung immer wieder Wert auf die Fest¬ 
stellung, sie baue gezielt den „europäi¬ 
schen Pfeiler“ der NATO auf. Das trifft 
zu. Deutlich wird das beispielsweise an 
ihren Bestrebungen, die Bundeswehr 
immer enger mit den Streitkräften an¬ 
derer europäischer NATO-Mitglieder zu 
verschmelzen. So sind inzwischen zwei 
Drittel der niederländischen Heeresver¬ 
bände in Einheiten der Bundeswehr in¬ 
tegriert. Die Armeen Deutschlands und 
Tschechiens respektive Rumäniens sind 
gleichfalls dabei, sich punktuell zu ver¬ 
flechten. Die Deutsche Marine intensi¬ 
viert zudem die Anbindung der norwegi¬ 
schen Seestreitkräfte. Offiziell geschieht 
all dies im Rahmen des Framework Na- 
tions Concept (FNC), des „Rahmenna¬ 
tionenkonzepts“ der NATO. Praktisch 
bleiben die verschmolzenen Einhei¬ 
ten - darauf hat im vergangenen Jahr die 
Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP) 
hingewiesen - „Kräfte der Staaten“, und 


sie können zwar der NATO unterstellt, 
aber jederzeit „auch in Operationen der 
EU eingesetzt werden“. Die EU wiede¬ 
rum baut im Rahmen von PESCO ei¬ 
gene multinationale Truppenelemen¬ 
te auf. Im neuen Koalitionsvertrag, auf 


den sich CDU/CSU und SPD geeinigt 
haben, heißt es, man strebe letztlich den 
Aufbau einer „Armee der Europäer“ an. 
Die Formulierung trifft die Sache wohl 
am Besten - denn schließlich hat die EU 
bei künftigen Militäreinsätzen dank des 
NATO-FNC die Chance, neben ihren ei¬ 
genen PESCO-Truppenteilen etwa auch 
norwegische Einheiten in ihre Kriegfüh¬ 
rung einzubeziehen. Das Ergebnis wäre 
ein nicht nur auf die Union beschränkter 
„europäischer“ Militärblock, der jeder¬ 
zeit NATO-, aber auch EU-Kriege füh¬ 
ren kann. 

Diesem Ansatz entspricht das neue 
NATO-Hauptquartier, das in Zukunft 
die Verlegung von NATO-Truppen und 
-Material in Europa planen und führen 
soll. Es wird laut aktuellem Planungs¬ 
stand in Deutschland eingerichtet und 
unter anderem dafür zuständig sein, dass 
die Truppen des Kriegsbündnisses zu 
jeder Zeit blitzschnell nach Osten ver¬ 
schoben werden können, in Richtung 
auf die russische Grenze. Da gibt es aus 
Sicht der Militärs noch eine ganze Men¬ 
ge zu tun - Konzepte müssen erarbei¬ 
tet, aber auch infrastrukturelle Voraus¬ 
setzungen geschaffen werden; so gilt es, 
Brücken vor allem in Ost- und Südost¬ 
europa, die für zigtonnenschwere Pan¬ 
zer nicht tragfähig genug sind, zu stärken 
oder auch die noch mangelhaften Trans¬ 
portkapazitäten der Deutschen Bahn für 
mögliche Kriege aufzustocken. Die Tat¬ 
sache, dass das Hauptquartier dafür in 
der Bundesrepublik angesiedelt wird, 
sichert Berlin nicht nur die Kontrolle 
über die Schritte, die die Einrichtung 
unternimmt. Tatsächlich soll, so heißt es, 
das Hauptquartier in deutscher Hoheit 
betrieben und lediglich bei Bedarf der 
NATO unterstellt werden. Ansonsten 
wird es auch für andere Zwecke bereit¬ 
stehen - so zum Beispiel für Einsätze der 
„Armee der Europäer“, dann etwa, wenn 
Berlin einen Krieg führen will, der nicht 
im US-Interesse liegt. In Berlin, das es 
eilig hat, endlich Weltpolitik zu treiben, 
ist zur Zeit auf militärischer Ebene ein 
ungewohnter Pragmatismus angesagt. 
Er macht die künftige Kriegführung der 
Bundeswehr, was den jeweils gewünsch¬ 
ten Bündnisrahmen anbelangt - NATO 
oder EU -, recht flexibel. 



Foto: EU2017EE Estonian Presidency/flickr.com/CC BY 2.0 

Außenminister Sigmar Gabriel zieht im Interesse des deutschen Monopolkapitals die Strippen im Spiel aus Konkurrenz und Kooperation. 
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Wir trauern um unsere Mutter, Schwiegermutter, 
Oma und Uroma, 

unsere langjährige Freundin und Genossin 

Annemarie Steigerwald 

die am 11.2. im Alter von 92 Jahren gut eineinhalb Jahre 
nach Ihrem Mann Robert Steigerwald verstorben ist. 

Domingas Steigerwald und Friedhelm Steigerwald 

Hiltrud Pöhlmann, geb. Steigerwald, und Heiner Pöhlmann 

Sieben Enkelkinder und elf Urenkelkinder 

Ulrike AI Dihni, Hans-Peter Brenner, DKP Kreisvorstand 
Taunus/Wiesbaden, Annegret Gerns, Willi Gerns, Andrea 
Hornung, Patrik Köbele, Gerd Manecke, Maike Manecke, 
Nele Manecke, Lars Manke, Birgit Matthes, Christel Mat- 
thes, Max Matthes, Olaf Matthes, Thomas Matthes, Peter 
Maaßen, Katinka Poensgen, Wera Richter, Angelika Rich- 
ter-Manecke, Barbara Steigerwald, Hans-Christoph Stoodt, 
Helge Wagner 
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Fred Schmid wird 80 ! 

Wir gratulieren unserem Freund und Genossen Fred 
Schmid zum 80. Geburtstag und wünschen ihm vor 
allem Gesundheit und weiterhin einen langen Atem. 

Die antifaschistische Familie - Vater und Onkel waren im 
KZ - war prägend für Fred. Seit seiner Jugendzeit ist Fred 
eng mit dem antifaschistischen Projekt „Otto-Huber- 
Hütte" am Ammersee verbunden. 

Während des Studiums hat er den Gewerkschaftlichen 
Arbeitskreis der Studenten (GASt) und noch während der 
KPD-Verbotszeit eine Hochschulgruppe gegründet. Er 
war aktiv im SDS, ehe er wegen KPD-Nähe ausgeschlos¬ 
sen wurde. 

Fred war Mitbegründer des MSB Spartakus und 1968 der 
DKP. Er war lange Zeit Kreisvorsitzender der DKP Mün¬ 
chen und Mitglied im Bezirksvorstand und Kreisvorstand 
der DKP. Im Parteivorstand war er viele Jahre für Hoch¬ 
schulpolitik verantwortlich. 

Über 60 Jahre ist Fred Mitglied der kommunistischen Be¬ 
wegung. 

Nach 1989/90 hat Fred das isw-lnstitut für sozial-ökolo¬ 
gische Wirtschaftsforschung, mitinitiiert, das er bis heute 
prägt. 

Wer, wie Fred, sich noch mit 80 als Kommunist um die 
Weiterentwicklung der marxistischen Theorie kümmert, 
dem isw seine Erfahrung und Klugheit zukommen lässt, 
ist ein Beispiel für den berühmten langen Atem. 

Trotzdem findet er immer wieder Zeit fürs Wandern in 
den Bergen, für seine Familie und den Ammersee. Aller¬ 
dings: sein Traum von einer Almhütte, hoch in den bay¬ 
erischen Alpen, muss warten. Vorher muss der Grafikre¬ 
port zu Rüstung und Krieg fertig werden. Und dann das 
nächste Wirtschaftsinfo und dann ... mit der Hütte wird's 
wohl nix. 

Dank und Gratulation von Deinen Weggefährtinnen. 

Vera von Achenbach, Andreas von Achenbach, Elmar 
Altvater, Angela und Ernst Antoni, Inge Barck, Stefan 
Baumgärtner, Horst Bergmann, Ingrid Bergmayr, Barba¬ 
ra Brandt, Klaus Brütting, Bernd Bücking, Fredie David, 
Prof. Dr. Frank Deppe, Ursula Dersch, Matthias Dewald, 
Johannes Döring, Bernd Englmann, Ulla Epple, Inge Feust- 
le, Dick Forward, Hans-Georg Frieser, Uwe Fritsch und 
Heike Krämer, Michael Führer, Helga Führer-Wolf, Franz 
Garnreiter, Wolfgang Gehrcke und Christiane Reymann, 
Lothar Geisler, Willi Gerns, Monika Glemnitz-Markus, Dr. 
Jörg Goldberg, Ernst Grube, Martin Gruber, Solveig Gru- 
ber, Rita Grünauer, Barbara H., Ludwig Hankofer, Michael 
Held, Heinz Hofmann, Dr. Elvira Högemann, Hilde Huber, 
Erwin Jedamus, Nikola Jedamus-Höltz, Bettina Jürgensen, 
Paul Kleiser, Hermann Kopp, Horst und Inge Krämer, Jo¬ 
achim und Monika Kreich, Christiane, Dr. Steffen Lehn¬ 
dorff, Andre Leisewitz, Hans und Theri Lindner, Walter 
Listl, Jürgen Lohmüller, Werner Lutz, Michael Maercks, Ul¬ 
rike Maercks-Franzen, Klaus Mähler, Herbert Markus, Bri¬ 
gitte und Leo Mayer, Anni Mederitsch, Emmi und Helmut 
Menzel, Evi Nies, Walter Oberst, Günter Ott, Isa Paape, 
Dr. Charles Pauli, Klaus Pickshaus, Georg und Renate Po- 
likeit, Corinna Poll, Christel Priemer, Susanne Pühler, Sig- 
gi Ransch, Manfred Rauch, Sepp Rauch, Werner Rauch, 
Manfred Reuther, Willy Sabautzki, Horst und Itte Schäfer, 
Kerem Schamberger, Gudrun Scharf, Gudrun Scheringer, 
Sonja Schmid, Hans Schmid jun., Hans Schmid sen., Hans 
E. Schmitt-Lermann, Linda Schneider, Walter Schoofs, 
Claus Schreer, Conrad Schuhler, Hermann Schwank, Hel¬ 
mut Selinger, Lydia Spoo, Günter Stamer, Heinz Stehr, 
Klaus Stein, Hannes Stütz, Gertrud und Ludwig Thomas, 
Ellen Weber, Ingeborg Weber, Marianne und Günter Wilke, 
Monika Ziehaus, Guido Zingerl, Gerlinde Zöllner 
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Leserbriefe / Aktionen / Termine 
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Gegen den 

deutschen Imperialismus 

DKP-Stellimgnahme: „Stoppt den 
Krieg in Syrien!“, UZ vom 2.2., S. 9 

Trotz der richtigen Analyse der Verhält¬ 
nisse in Syrien muss die Erklärung kri¬ 
tisiert werden. Das Sekretariat hätte in 
seiner Erklärung eine wesentliche Auf¬ 
gabe erfüllen und die Antikriegsbewe¬ 
gung auf einen Stoß gegen den Haupt¬ 
feind orientieren müssen. Die Rolle des 
deutschen Imperialismus in der Unter¬ 
drückung der kurdischen Nationalbe¬ 
wegung ist seit vielen Jahren bekannt. 
Seit Jahrzehnten werden die Kurden in 
der Türkei und in der Region mit deut¬ 
schen Waffen massakriert. Seit Jahr¬ 
zehnten wird die größte und relevantes¬ 
te Partei der in Deutschland lebenden 
Kurden verboten. Der deutsche Impe¬ 
rialismus ist führend an der Aggressi¬ 
on gegen Syrien beteiligt. Deutschland 
forciert in der EU gegen den Willen 
einzelner EU-Mitglieder die antisyri¬ 
schen Wirtschaftssanktionen. Deutsch¬ 
land bot mit dem Projekt „The day af- 
ter“ den Boden für eine Beteiligung von 
Islamisten an antisyrischen Aktivitäten. 
Deutschland liefert Informationen des 
BND an Islamisten. Die Bundeswehr 
beteiligt sich am völkerrechtswidrigen 
Kriegseinsatz über syrischem Territo¬ 
rium und vieles mehr. Kurz gesagt, an 
den antikurdischen und antisyrischen 
Aggressionen ist Deutschland beteiligt. 

Eine Orientierung auf den Haupt¬ 
feind ist keine Phrase, sondern bietet 
konkrete Ansatzpunkte, um die Arbei¬ 
terbewegung für die Friedensbewegung 
zu gewinnen. So wird in Teilen der Anti¬ 
kriegsbewegung die Idee eines Türkei¬ 
boykotts verbreitet, da die Türkei als 
Staat in Deutschland angefeindet wird. 
Stattdessen müssen wir zum Angriff 
auf deutsche Rüstungsmonopole wie 
Krauss-Maffei-Wegmann oder Heckler 
und Koch orientieren. Eine solche Ori¬ 
entierung auf deutsche Rüstungsmono¬ 
pole kann ein Anknüpfungspunkt sein, 
um auch Gewerkschaften einzubinden 
und die Frage der Rüstungsvorhaben 
der Bundesregierung und der geplan¬ 


ten bzw. beschlossenen Erhöhung des 
Rüstungsetats auf Kosten sozialer Aus¬ 
gaben in der Vordergrund zu rücken. 
Eine solche Orientierung könnte der 
Spaltung der Arbeiterklasse und der 
antitürkischen Hetze des deutschen Im¬ 
perialismus entgegentreten. Es ist un¬ 
sere Aufgabe als DKP, die berechtigte 
Empörung und Wut in eine Handlungs¬ 
orientierung gegen den deutschen Im¬ 
perialismus umzuwandeln. 

Toto Lyna, per E-Mail 

Errungenschaften verteidigen 

H.-P. Brenner: „Antifaschismus und 
die Strategie der DKP“, 

UZ vom 9.2., S.12 

Genosse Brenners Text bestätigt durch¬ 
weg meine Position, das Monopolka¬ 
pital als Hauptgegner im antifaschis¬ 
tischen Kampf anzusehen. Nur zum 
Schluss landet er unversehens bei ei¬ 
ner falschen Frontstellung. Wie das? Ich 
bin sicher, meine Aussage: „Unstrittig 
ist, dass wir die im bürgerlichen System 
erkämpften Errungenschaften [...] ver¬ 
teidigen.“ wird allseits geteilt, natürlich 
auch bezüglich des antifaschistischen 
Gehalts des Grundgesetzes. Aber ist 
die Verteidigung demokratischer Er¬ 
rungenschaften gleichbedeutend mit 
Sanders Behauptung, die bürgerlich-de¬ 
mokratische und parlamentarische Ge¬ 
sellschaftsordnung sei die Grundlage 
(!) unseres antifaschistischen Kampfes? 
Nein. Dies verkennt den Klassencha¬ 
rakter dieser Gesellschaftsordnung. 
Denn sie ist ja nicht nach bürgerlicher 
Lesart der klassenneutrale Hort der 
Demokratie schlechthin, der als Bastion 
im Kampf gegen den Faschismus zu be¬ 
wahren wäre, sondern die Ordnung der 
imperialistischen Klassengesellschaft, 
die den Faschismus hervorgebracht hat. 
Die den antifaschistischen, militaristi¬ 
schen und monopolistischen Gehalt des 
Grundgesetzes seit seiner Verabschie¬ 
dung ständig aushöhlt und zerstört, de¬ 
mokratische Errungenschaften abbaut, 
Kriege führt und seine antifaschisti¬ 
schen Verteidiger als verfassungsfeind¬ 


lich kriminalisiert. Brenner verschleiert 
in seinem Text die wichtige Unterschei¬ 
dung zwischen der richtigen Verteidi¬ 
gung demokratischer Errungenschaf¬ 
ten und der falschen Orientierung des 
Antifaschismus auf die kapitalistische 
Gesellschaftsordnung als seine angeb¬ 
liche Grundlage. Vergessen wir nie die 
antifaschistische Grunderkenntnis, dass 
es der Schoß eben dieser bürgerlich-ka¬ 
pitalistischen Klassengesellschaft war, 
aus dem der Faschismus kroch und dass 
dieser Schoß noch fruchtbar ist. 

Thomas Mehner ; Krefeld 

Sozialismus - Kommunismus? 

„96 Stunden“, UZ vom 2.2., S. 15 

Unsere Theoriediskussionen und theo¬ 
retischen Schulungen zur „kommu- 
nistichen Politik“ gehören zu unseren 
Stärken. Ich bin Martin Zielke dankbar 
für seinen detaillierten Bericht zur Par¬ 
teischule in Leverkusen. 

Aber darin wird zweimal der „wis¬ 
senschaftliche Sozialismus“ hervorge¬ 
hoben. Der wissenschaftliche Sozialis¬ 
mus war ein DDR-Konstrukt und kam 
an erster Stelle in der nationalen Ver¬ 
teidigung zum Tragen. Friedrich Engels 
hat ihn ganz selten, und stets im richti¬ 
gen Zusammenhang genutzt. Wir sind 
keine Sozialisten, obwohl die SED sei¬ 
nerzeit zu Recht die SPD als Sozialisten 
und das revolutionäre Bürgertum mit 
an Bord hatte. 

Es geht also um den Stellenwert des 
wissenschaftlichen Sozialismus, der in 
den Übergangsphasen ersichtlich wird. 
Natürlich können Genossen beides sa¬ 
gen, wissenschaftlicher Sozialismus und 
wissenschaftlicher Kommunismus. Sie 
können auch dasselbe meinen, bzw. als 
journalistisches Stilmittel einsetzen wie 
sie wollen. Wir sollten aber nicht ver¬ 
gessen, und es sollte aus politischen 
Gründen, wie im Parteiprogramm ge¬ 
schehen, immer wieder erwähnt wer¬ 
den, dass wir Kommunisten sind und 
den „wissenschaftlichen Kommunis¬ 
mus“ anstreben. 

Javier Rojas, Stuttgart 


Termine@unsere-zeit.de 


SA ★ 17. FEB 


München: Demo gegen die NATO-Sicher- 
heitskonferenz: Frieden statt Aufrüstung - 
Nein zum Krieg, Stachus/Karlsplatz, 13 Uhr 


SO ★ 18 FEB 


Berlin: der Schoß ist fruchtbar noch, 

aus dem das kroch.“, Matinee in Erinne¬ 
rung an den 85. Jahrestag der Illegalen 
ZK-Tagung der KPD im „Sporthaus Zie¬ 
genhals“, mit Dr. Ullrich Schneider (Gene¬ 
ralsekretär der Federation International de 
la Resistance, FIR), Caro (Vorsitzende der 
SDAJ Berlin), Horst Jäkel (Sprecher der 
Friedenskoordination Potsdam) und Nadi- 
ne (Intitiative in Gedenken an Oury Jalooh, 
Dessau), Kulturprogramm Ernst-Busch- 
Chor und Erich Schaffner, Münzenbergsaal 
im ND-Gebäude, Franz-Mehring-Platz 1,10 
Uhr 


MO ★19. FEB 


Berlin: Das Fanal von Stalingrad: Befrei¬ 
ung statt Vernichtungskrieg - gute Nach¬ 
barschaft zu Russland statt Feindschaft, 
Münzenbergsaal im Haus der Rosa-Lu- 
xemburg-Stiftung, Franz-Mehring-Platz 1, 
18 Uhr 


Dl ★ 20 FEB 


Düsseldorf: Kommen die neuen Not¬ 
standsgesetze? mit Thomas Wüppesahl 
(Vorsitzender der Bundesarbeitsgemein¬ 
schaft kritischer Polizisten), zakk... und 
Rote Hilfe e.V., zakk, Fichtenstraße 40, 
18.30 Uhr 


Ml ★ 21. FEB 


München: 99. Jahrestag der Ermordung 
Kurt Eisners, Das andere Bayern, Boden¬ 
denkmal in der Kardinal-Faulhaber-Straße, 
11 Uhr_ 

Dortmund: Treff der DKP-Senioren, Unser 
Widerstand gegen den Nazi-Aufmarsch am 
14.04., Z, Oesterholzstraße 27,14.30 Uhr 

Darmstadt: Mitgliederversammlung der 
DKP Darmstadt-Bergstraße, LinksTreff Ge¬ 
org Fröba, Landgraf-Philipps-Anlage 32,19 
Uhr_ 

Röthenbach/Pegnitz: Mitgliederver¬ 

sammlung der DKP Nürnberger Land, 


Floraheim, Siedlerstraße 10,19 Uhr 


DO ★ 22. FEB 


Rostock: Mitgliederversammlung der DKP 
Rostock, Gemeinsames Haus der Vereine, 
Henrik-Ibsen-Straße 20,18.30Uhr_ 

Dortmund: Syrien, Irak, Iran, Afghanis¬ 
tan und kein Ende? Zerstörte Staaten, 
Millionen Tote, Billionen Dollars, 200 
Jahre imperiale Großmachtpolitik im 
Nahen und Mittleren Osten mit UZ-Autor 
Klaus Wagener, Z, Oesterholzstraße 27, 
19 Uhr_ 

Nürnberg: Übergänge zum Sozialismus, 
Bildungsabend der DKP Nürnberg, Rotes 
Zentrum, Reichstraße 8,19 Uhr_ 

Wuppertal: Szenische Lesung aus Ber¬ 
tolt Brechts „Furcht und Elend des Dritten 
Reiches“, Ensemble „Projektgruppe Ernst 
Toller“, Literaturhaus Wuppertal - Haspel¬ 
haus, Friedrich-Engels-Allee 83,19 Uhr 


FR ★ 23. FEB 


Augsburg: Gruppenabend der DKP Augs¬ 
burg, Hans-Beimler-Zentrum, Manlichstra- 
ße 3,19 Uhr 


SA ★ 24. FEB 


Dortmund: Subotnik in Garage und Z, Z, 
Oesterholzstraße 27,10 Uhr_ 

Fürth: Branchentreff Pflege - Vernetzungs¬ 
workshop zum Tarifkampf, Infoladen Bena- 
rio, Nürnberger Straße 82,13 Uhr 


MO ★ 26. FEB 


Grafing: Gruppenabend der DKP Ebers¬ 
berg, Taverne Odysseus, Marktplatz 3, 19 
Uhr_ 

Dortmund: Treff der Gruppe Süd, Gilden¬ 
straße 20, bei Werner, 19 Uhr 


Dl ★ 27. FEB 


Dortmund: Treff der Gruppe Ost, Haus 
Gobrecht, Körner Hellweg 42,19 Uhr 


Ml ★ 28. FEB 


München: Klassen und Klassenkämpfe 
im deutschen Imperialismus von 1956 bis 
1989, DKP Betriebsaktiv München, Komm- 
Treff, Holzapfelstraße 3,19 Uhr 



UZ-Verteilung bei der Rosen-Montags- 
Demo gegen Stuttgart 21 , Motto:„Die 
Narretei geht auch vorbei“. 



Am 3 . Februar organisierte das Antikriegsbündnis Aachen zusammen mit 
Kriegsgegnern aus den Gruppen „Frieden jetzt“, der Gruppe „EuregioProjekt 
Frieden“, der Linkspartei, ihrer Jugendorganisation Linkssolid und anderen eine 
Informationskampagne mit vier Gedenkkundgebungen zum 75 . Jahrestag des 
Sieges der Roten Armee in Stalingrad. Motto war: „Die Rote Armee rettet die 
menschliche Zivilisation“. 

Zum Abschluss legten dieTeilnehmerinnnen und Teilnehmer einen Kranz am 
Ehrenfriedhof für 148 Menschen nieder, die zur Zwangsarbeit nach Deutschland 
deportiert wurden und hier qualvoll sterben mussten. Detlef Peikert 



Kai Degenhardt 

Lieder gegen 
den rechten Aufmarsch 
-von damals 
und von dieser Zeit - 


Samstag, 17. Februar 2018 
Bochum, Kulturrat - 20.00 Uhr 
Lothringer Str. 36 c 
Eintritt: io,-/erm. 8,- Euro 


Liebe Leserinnen und Leser, 

bucht jetzt das KOMBI-ABO und lest die UZ als Zeitung und auch Online 

★ Die uz immer und überall lesen 

★ Für nur 1,- bis 3,- Euro monatlich zusätzlich! 

★ Mit Möglichkeit der Bild- und Schriftvergrößerung 

★ Alle aktuellen Texte, das gesamte Archiv und die Dossierfunktion nutzen 



□ Ich beziehe bereits die gedruckte UZ im Abo und möch¬ 
te die Zeitung ab sofort auch online lesen - daher bestelle 
ich die Online-Ausgabe zum zusätzlichen Preis von 

□ Ermäßigtes Abo 1,00 € pro Monat 

□ Normalabo 2,00 € pro Monat 

□ Förderabo 3,00 € pro Monat 


□ Ich habe noch kein UZ-Abo und möchte die UZ 
ab sofort als Wochenzeitung und online lesen - 
daher bestelle ich das Kombi-Abo zum Preis von 

□ Ermäßigtes Abo 7,00 € pro Monat 

□ Normalabo 14,00 € pro Monat 

□ Förderabo 21,00 € pro Monat 


]ch zahle mein UZ^ Abonnement □monatlich* □ vierleljahflicb* □ halbjährlich □ jährlich *Nur bet SERA Einzug möglich 


Name, Vorname 


□ EinzugsarmächEkg ung / SEPA-Laslschriftmandat 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Der rote Kanal 


Friedlicher deutscher 
Einmarsch in Südkorea 

Auch die Bundeswehr kann „Charme-Offensive“ 



Sportsoldatin und Silbermedaillen-Gewinnerin (Rodeln, Einsitzer) Dajana 
Eitberger (Altenberg 2017). 


Nervenkrieg um Nordkorea 

Schon der Ankündigungstext „Was 
treibt Kim Jong Un? - Nordkoreas 
Machthaber provoziert die Welt. Un¬ 
geachtet aller UN-Resolutionen zündet 
er Bomben und Raketen, posiert vor 
immer neuen, angeblich selbst gebau¬ 
ten Waffen“, lässt keine journalistische 
Arbeit erwarten, die so ganz nebenbei 
danach fragt, wer denn für Sanktionen 
und Bedrohungen verantwortlich ist. 
Fr., 16.2., 20.15 Uhr, 3sat 


Das Neue Deutschland war einst die 
stolze Tageszeitung der Sozialisti¬ 
schen Einheitspartei (SED) der DDR. 
Mit dem Ende des sozialistischen Teils 
Deutschlands änderte sich jedoch auch 
zunehmend die politische Ausrichtung 
des ND, das sich selbst noch immer als 
sozialistische Tageszeitung versteht. 
Viele der früheren Redakteurinnen 
und Redakteure sind mittlerweile aus 
Altersgründen aus der Redaktion aus¬ 
geschieden, was mit der Aufgabe und 
Verwässerung politischer Positionen 
einherging und sich auch an der Zahl 
der Abos zeigt. Zwar war das ND 
auch zu DDR-Zeiten keineswegs die 
auflagenstärkste Zeitung, wie fälschli¬ 
cherweise oft behauptet wird. Sie hat¬ 
te aber nach der „jungen Welt“ mit 
1,5 Millionen immerhin eine Auflage 
von 1,1 Millionen Exemplaren. Aktu¬ 
ell liegt die Auflage des ND bei rund 
25 000 Exemplaren, womit die Zeitung 
seit 1998 mehr als 60 Prozent ihrer Le¬ 
serschaft eingebüßt hat. Mittlerweile 
ist das traditionsreiche Blatt zuneh¬ 
mend in seiner Existenz gefährdet. 

Dass der Bedeutungsverlust des 
ND etwas mit der politischen Ausrich¬ 
tung des Blattes zu tun haben könnte, 
darauf ist man in den Reaktionsstu¬ 
ben jedoch offensichtlich noch nicht 
gekommen. So hat sich das ND zu¬ 
nehmend zum Verlautbarungsorgan 
des sogenannten Reformerflügels der 
Linkspartei entwickelt und führt in Re¬ 
gelmäßigkeit politische Kampagnen 
gegen Sahra Wagenknecht und Oskar 
Lafontaine an. Diese wurden vor allem 
in den letzten Monaten mal als nati¬ 
onale Sozialisten oder als Gegner des 
Rechts auf Asyl verunglimpft. Auch 
wurden sie bezichtigt einen „antiras¬ 
sistischen Gründungskonsens“ ihrer 
Partei aufgegeben zu haben. Selbst vor 


Preis der Schönheit 

Der neueste Film aus der Serie „Ein 
starkes Team“ spielt in der knallharten 
Scheinwelt der Mode- und Kosmetik¬ 
industrie. Während die Kommissare 
immer tiefer in diese Welt eintauchen, 
kommen sie den Machenschaften von 
Starfotografen und Agenturchefs auf 
die Schliche. Könnte sehenswert sein, 
wenn diese perfide Form von Macht 
und Herrschaft zum Thema wird. 

Sa., 17.2., 20.15 Uhr, ZDF 


Stimmungsmache gegen die alljährli¬ 
che Liebknecht-Luxemburg-Demons- 
tration macht das ND mittlerweile kei¬ 
nen Halt mehr. So konnte der heutige 
Berliner Kultur Senator Klaus Lederer 
(Linkspartei) die LL-Demonstration 
2016 gegenüber der „sozialistischen 
Tageszeitung“ als einen obskuren Sek¬ 
tenfasching bezeichnen. Auch Oliver 
Höfinghoff, damals noch Mitglied der 
Piratenfraktion im Berliner Abgeord¬ 
netenhaus, hetzte im Blatt gegen die 
Demonstration, die er als „Gruselka¬ 
binett“ verunglimpfte. 

Einst gewichtige Themen wie 
die von Krieg und Frieden und dem 
Kampf gegen Kapitalismus und Aus¬ 
beutung sind mehrheitlich einem indi¬ 
vidualistischen pseudo-linken Allerlei 
gewichen. Nicht wenige der derzeiti¬ 
gen ND-Redakteurinnen gefallen sich 
in ihrer narzisstisch zur Schau getrage¬ 
nen Selbstgefälligkeit und widmen sich 
etwa weltbewegenden Themen wie der 
Rasur ihrer Beine. „Wenn sich frau die 
Beine epiliert, wachsen ihr Unterhaut¬ 
haare! Ist es das, was ihr wollt?“, war 
etwa ein jüngst veröffentlichter Text 
überschrieben. Dass sich betagtere 
und politisch interessierte ND-Leser 
mit derlei Unsinn anfreunden, der es 
immer öfter ins Blatt schafft, darf be¬ 
zweifelt werden. Man kann nur mut¬ 
maßen, ob die politische Ausrichtung 
des Blattes und vieler Redaktionsmit¬ 
glieder auch der Grund waren, warum 
Tom Strohschneider seinen Posten als 
Chefredakteur mit Ende des letzten 
Jahres aus freien Stücken aufgab. Dem 
als kluger Kopf geltenden Journalisten 
könnte zunehmend bewusst gewor¬ 
den sein, sich gegen die randständigen 
Hirngespinste nicht weniger Redakti¬ 
onsmitglieder nicht mehr durchsetzen 
zu können. Markus Bernhardt 


A ls die deutschen Sportlerinnen 
und Sportler zur Eröffnung 
der Olympischen Winterspie¬ 
le in Pyeongchang einmarschiert sind, 
wehte ihnen „Schwarz-Rot-Gold“ 
voran. Das Wappen der Bundeswehr 
wäre ehrlicher gewesen. 

„44 Prozent der deutschen Me¬ 
daillen bei den Sommerspielen 2016 
wurden von Sportsoldaten gewon¬ 
nen“, verkündet die Bundeswehr 
voller Stolz auf ihrer Website (bun- 
deswehrentdecken.de) als „Fakt der 
Woche“. Nachgeschaut, womit die 
deutschen Athleten der aktuellen 
Winterspiele ihre Brötchen verdie¬ 
nen, finden sich in der alphabetisch 
sortierten Liste - bei Nr. 20 hab ich 
aufgehört - sieben Athletinnen und 
Athleten, die die Berufsbezeichnung 
„Sportsoldat“ tragen, drei sind beim 
deutschen Zoll und zwei bei der Bun¬ 
despolizei unter Vertrag. „Im profes¬ 
sionellen Skisport werden etwa 90 
Prozent der deutschen Athletinnen 
und Athleten, die im Spitzen- oder 
Nachwuchsbereich einem Kader des 
DSV angehören, von Bundespolizei, 
Bundeswehr oder Zoll gefördert“, ist 
auf der Homepage des Deutschen 
Zolls (www.zoll.de“) nachzulesen. 
Zivil ist anders, und zivile Botschaf¬ 
ter des deutschen Sportes sind offen¬ 
sichtlich recht dünn gesät. 

Und das, obwohl die alte und die 
neue GroKo über tiefe Einsichten 
verfügen: „Wir wissen um die über¬ 
ragende Bedeutung des Sports gera¬ 
de für die Integration, die Inklusion 
und den sozialen Zusammenhalt in 
der Gesellschaft.“ Diesen Satz ha¬ 
ben sie dann auch gleich zweimal in 
ihren Koalitionsvertrag geschrieben 
(Zeilen 6422 ff. bzw. 6462 ff.). Auch 
ihre Absichtserklärung, für die För¬ 
derung des Leistungssports „deutlich 
mehr Mittel“ bereitzustellen, haben 
sie gleich zweimal im Koalitionsver¬ 
trag formuliert. 

Warum sie das nicht in der Vergan¬ 
genheit getan haben, wird das süße 
Geheimnis der Koalitionäre bleiben. 
Die Koalitionäre schweigen sich da¬ 
rüber aus, wie es zu dem „Moderni- 
sierungs- und Sanierungsstau in der 
Infrastruktur der Sportanlagen, die 
dem Spitzensport dienen“, gekommen 
ist, wollen ihm aber entgegenwirken. 
„Insbesondere wollen wir uns stärker 
an den Unterhaltskosten der Spitzen¬ 


sportanlagen, die in kommunaler Trä¬ 
gerschaft liegen, beteiligen“, kündigen 
sie an und wollen sich zugleich für 
eine insgesamt moderne und bedarfs¬ 
gerechte Sportstätten-Infrastruktur in 
Deutschland einsetzen. Dem Breiten¬ 
sport wird zwar Wichtigkeit beschei¬ 


nigt, Zusagen für eine verbesserte 
Förderung gibt es aber nicht. 

Sportlerinnen und Sportler wer¬ 
den also auch zukünftig mehr oder 
weniger freiwillig die Models für Pro¬ 
paganda von Bundeswehr und Co. ab¬ 
geben. WSK 


Aus dem linken Blätterwald: Neues Deutschland (ND) 


Zeitung der 
„Mainstream-Linken“ 


50 _ 

JM«* 

D*P 


20. UZ-PRESSEFEST 

DAS FEST DES FRIEDENS UND DER SOLIDARITÄT 






Kauft jetzt den Pressefest- 
Button zur Finanzierung 
unseres Festes! 
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KONSTANTIN WECKER 
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2018 
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MEHR! 


KAI DEGENHARDT 


UZSHOP.de 


info@unsere-zeit.de 
Tel. 0201 17788923 
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